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Der Zugriff de r USA auf die Golfregion hält an. 
Im Rahmen unserer ~rie über die US-Strategie 
in der Olregion und im IndiKhen Ozean erhel· 
len wir diesen Knotenpunkt des globak n Inter­
vent ionismus. 
Darüber hinaus stellen wir die Golfinsel Bahrein 
vor, die derzeit 'Zum zentralen U5-Militärstütz­
punkt im Golf ausgebaut wird. Doch das Khali­
fa-Regime steht unte r narkem innerem Druck. 
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Anfang Dezember 1982 begab sich Präsident 
Reagan in den miuclamerikanischen "Vorgar­
ten" der USA. Er sagte den Diktatoren EI Sal· 
vadors, Guatemalas und Honduras' weitere Un­
terstützung zu. Unterdessen mündet die "stille 
Invas ion" der USA gegen die Sandinistas in ei­
nen offenen Krieg ein. Und zei tgkich befand 
sich die salvadorianiKhe Befreiungsfront 
FMLN in e iner neuen landesweiten Offensive. 
Wir sprachen mit dem FMLN-Repräscntanten 
Jorge M, und bringen eine Hintergrundanalyse 
zur Intervention in Nikaragua. 

Nobelpreisträger Gartla Marquez S." 
Kaum ein anderer Dichter unserer Tage erreicht 
,olche Auflagenzirfern wie er. Kaum ein ande­
rer lebender Schrirtsteller vers ieht sich auf den 
Einsatz der Schreibmaschine als Waffe im poli· 
tischen Kampf so gut wie der Kolumbianer 
Gabriel Garcia Marque%'. Mit ihm erhidt zum 
vierten Mal ein Lateinamerikaner den Nobel­
pre is für Literatur. 
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AlB-Aktuell: 1983 - Jahr der Raketenstationierung? 
Wie eine: nochmalige PCrYeTNOn dCl ohnehin schon pervc:rti«ten Den­
kens der Rc:apn-Lc:ute hörte CI lich Ul, all der US-amerikanische 
PrlJidcnt am 2'. November 1982 in einer landcswc:it ausgestrahlten 
Femsehmsprachc tur BegrilndutIf seinci neucuen Affronts gegen die 
Enupannung ausgerechnet die Kinder zitierte: "Unsere Kinder $Ollen 
nicht in Anpt lufWllchHn", 10 der ahe Schauspieler. "Sie sollen ,ich 
nicht vor der Zukunft fürchten mUsKn." 

Das Fürchten aUerd;np kann einen der neue Reagan-Coup schon 
lehren. Nach dem Strickmullcr der "Nulloption" verband der USo 
Präsident sein Angebot AU eimgen vertrauensbildenden MaßrnLhm<:n 
mit der BotschafI, die Washlnstoncr Adminiltration habe beschlot" 
Icn, die Aufstellung 100 neuer strategischer Alomnkctcn vom Typ 
MX nunmehr digig in Angriff zu nehmen. Jede dieser bkcten soLi 
mit zehn nuklearen Sprengköpfen bestückt werden, jeder Sprengkopf 
iiber die l7fache Sprel'l&kraft der Hiroshimabombe verfugen. 
Zur Begrilndung führte R. Reagan In, die neuen MX-Raketen seien 
notwendig, um die Sowjetunion bei den Genfer Verhandlungen über 
strategische Tnterkontinentalwaffen (START) zu Zugeständnissen zu 
bewegen. Du .chließt du "Angebot" ein, die USA würden auf die 
Aufstellung der MX verzichten, falll .ich die UdSSR zur Verschrot­
tUIl8 eines Teils ihrer schweren Langstreckenraketen vom Typ SS 18 
bereiterklärten. 

Splitenens dieses neue MX·Prosn-mm signalisiert. daß Washmgton 
liIl811 auch im Bereich der Interkontinentalraketen die Annahme 
eines annähernden Gleichgewichu der Rüstungen fallengeluscn hat 
und nunmehr - wie seit dem Minelslreckennketen·Beschluß der 
NATO vom 12.12.1979 - lUch in diesem Bereich militaTischc Ober· 
lqenheit anltrebt. Die Erfolggullichten der beiden Genfer Verhand· 
lungsrunden in den Bereichen Interkoruinent.aJ· und Millelltred.en­
raketen tendieren damit ~gen Null. 
"Ernsthafte Gespliche", so US-Chef-Unterhändler in ~nf. Paul 
Nitze, wird es ohnehin "ent geben. lUch dem unsere Streitkräfte am· 
gebaut worden sind, und dafür brauchen wir zehn Jahre." (Stern, Nr. 
48/1982) Auf 1,6 Bio DolllT ist diesel Ausbauprognmm ,·eran· 
schlagt, du neben MX, Penhing 11 und Cruues Miniles die Anschaf· 
fUIl8 einer neuen Generation B-I-Bomber rur den Langstreckenbe· 
reich und eine Verstirkun, der NA roStreitklifte im konventio-
1lC'1Ien Bereich vorsieht, 
Leuterel hat die NATO·Außen· und Verteidigungsmininerkonfuent 
am 1.12,1982 in Brilnel bereits abgesegnet. EI soll unter dem Stich­
wort "assault breake'" (tiefer Scbla,) auch konventionelle Krie,e 
tief auf das Territorium der Warschluer Vertrapltaaten tragen und 
der US·Rüllungsindunrie neue Auftrlge im Wert von 10 Mrd Dollar 
bringen. Die USA ,ehen heute davon aus, wie CI das im Augult 1982 
enchienene offizielle Armee-Lehrbuch "Field Manual 100·5" frei· 
müti, zugibt. daß CI Ziel ihrer Militärsuate,ie ,ei, ,Jeden künftigen 
Krie, (also auch den Atomkrie,!; d. Red.) zu gewinnen, nicht nur, 
die Niederlage zu verhindern". 

Die Friedensbewegung zclgt Flagge 

Welche Aussichten bestehen vor dielem Hintergrund fur das zenuale 
Ziel der FriedensbeweCUTII hierzulande, die für Dezember 198~ vor­
gesehene Stationierung von 108 Pershing 11 und 96 CruiKs Musik. 
zu vemindem? 
~ht es nach CDU-Bundeskanzler H. Kohl, so steht die Stat;onleruna; 
fest. Bei se:inem Beluch in Wuh'fI&\on vom November 1982 stellte er 
den Reapn-Leuten einen Fr~ibrief daniber aus. in Genf Kompro­
misse: zu verwe'gern, indem ,jw, sog. NuU-Option R. Reapm von 
Bonn voll mitgetrqen wird. rn der Bundesrepublik haben derweil 
unter Ilre""ter Geheimhaltu", die Bauarbeiten für die StationieruIl8 
schon bqonnen. Als Standort ror die 96 Cruisc:s Miuiles iu der 
Großraum Bitburg in der Eifel vorgesehen, Die 108 Pershing IIlollen 
in der Nähe von Heilbronn, Neu-Ulm und Muti1mgen bei Schwäbisch 
Gmünd stationiert werden. 

Ob die neuen .... tomraketen im Herbn I 98~ tauichlich stationiert 
werden. hingt indeuen von einer Reihe von Faktoren ab, vor allem 
davon, ob es der Friedensbewe,ung gelin,t, weiterhin so erfolgreich 
wie im vergangenenJahr zu mobilisieren und ihre pnu Kraft auf die 
Verhinderung der Raketenstationieru", zu konzentrieren. D:u:u ge' 
hört vor allem die V<:rbrdtcrun" d~t B~we"un" bis tief in den ge· 
werkschaftlichen, sozialdemokratischen und chrinlichen Ben:ich hin· 
em. 
In der SPD ,ilt el jene Krlfte zu sti rken, die aktiv fur ein Morato­
rium bei atomaren Waffen eintreten. NduJich wän: es, wenn die SPD 

üochu", Im \tl"~' I ~H~ _ ~IM "'" , ""U' >Kn Fl,..ok ......... '! .. ,.' L<>nCa ~JCP doc: Rlketen · 
IU"""""""J 
,ich zu der Position durchringen könnte, zur Stationierung Nein zu 
Jagen. da der voraesehenc Termin rur die Genfer Verhandlungen 
nicht ein,ehahen werden kann. 
Eine eindeutige Verdammung dei .... tomwaffeneinJaues. wie sie die 
katholiKhen Bischöfe der USA vormachten, ist von den bundesdeut· 
schen Amtskollegen zwar vorern nicht zu erwarten, wohl aber eine 
noch st:i.rken: Teilnahme der Otri5len am Friedenskampf. Der Evan· 
gelilche Kirchentag im Juni 198~ könnte bier neue Zeichen seuen. 
Die Aktionsperspektive der Friedensbewegung für du Jahr 198~ 
stcht bereitJ in enUcheidenden Umrissen fest. Auftakt vielfliltLgster 
AJHivititen werden große rqionalc Manifestationen sein, die die Ver· 
einigung der VcrfoJsten de l N:u:iregimnfBund der .... ntifaschisten aus 
AnJaB des 50. JahulLlCel der fuchiuilt;hen Maehtercreifung :an> 

29.1.198~ durchfuhren wird. OberalL bereitet man Ichon jetu die 
Oltermincbe vor. 

Sicher "'erden luch 4ic: DGB·KundgebuIl8en Im I. Mai dJ. zu frie­
denspoliliJchen Manifestationen werden: Der ZusammenhlJll zwi­
l chen Arbeiu Josi,keit, Sozialabbau und HochniuuIl8 ist unübeneh· 
bat geworden. Weitere Aktionldaten werden der 6. August (H'.-olm­
maue) und der I. September (AntikriqSlIl) sein. In uhlJosen ön­
lichen friedensaktivitaten wird daran gearbeitet, möglichst viele Stra· 
ßen, Sudte und Gemeinden zu atomwU"fcnfreien Zonen zu erklären. 
Glcichz.eiti( ~ht die Arbeit mit dem Krddder AppcU weiter, der mit 
seinen jetzt iiber ~ Mio Unterschriften 198! zum Volksentscheid ge· 
gen die Raketen werden kann. Um alle Aktivitäten tuummemufu .. · 
sen und ku~ vor der end,wtlJen EnucheiduIl8 noch einmal dlIl ge. 
Amte Gewicht der FriedensbewCfUng in die politische Waagschale zu 
werfen, ill rur den IIcrbll 1995 eine - mit der US-amerikanischen 
•• Freeu"·Bewegung koordinierte - Gr06aktion geplant, deren ge­
nauere Ausgestaltung auf emer weiteren Aktionikonferenz der Frie­
densbewegung im April J98~ festgelegt werden 10U. 

Die Solidaritit .. und Drille-Welt·BeweguIl8 ill aufgerufen. ihre The­
matik in ,U diese Aktionen einzubringen. Denn in der Hochriistung .. 
und Inlervention.politik der NAT().Miichte nimmt jenes Maß an 
imperialistischer Agsress ivitiit fur UN wie fUr die Völker der Dritten 
Welt, Ici es in Minclamerika, Nahost oder dem SUdlichen Afrika, 
gleichermaßen Gestalt an. 
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Nikaragua 
Nico Biver 

Von der stillen zur offenen Invasion 

Am 8. Dezember 1982 wurde im US.Repräsentantenhaus 
einstimmig eine: Klausel angenommen, die es der Regierung 
Rcagan verbietet, Kommandos, die den Sturz der nikaragua­
nischen Regierung betreiben, finanziell zu unterstützen. In 
der gleichen Woche sagte die honduranische Regierung end­
gültig die rur Dezember geplanten gemeinsamen Manöver 
mit US-Streitkräften an der nikaraguanischc:n Grenze ab. 

Diese beiden Ereignisse sind das Resultat sowohl innenpoli­
tischen als auch außenpolitischen Drucks auf die heiden 
Regierungen. der sich aufgrund spektakulärer Enthüllungen 
in den Medien der USA im Oktober und November 1982 
erheblich verstärkt hatte. Deuteten Berichte der Washington 
Post vom 15./16.10.1982 und Erkenntnisse der nikaragua­
nischen Regierung noch auf eine militärische Invasion gegen 
Nikaragua im Dezember 1982 hin. so trklärte die nikaragua­
nische Vizcaußenministerin Nora Astorga am 7. Dezember, 
daß der Angriff verschoben worden sei. 

Die Sandinistas " loswerden" 

Bisher hatten die USA versucht, die Revolutionsregierung in 
Nikaragua vor allem mit nichtmilitärischen Milleln zu be­
kämpfen. Dies beinhaltete sowohl die Unterstützung der zi­
vilen Opposition und der Unternehmer als auch die Organi. 
sierung eines finanziellen und wirtschaftlichen Boykotts ge­
gen Nikaragua. 1 Auf dip.lomatischem Gebiet wurde ver-
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sucht, das Land als einen kubanischen und sowjetischen 
Satelliten hinzustellen, um es damit zu isolieren. 

Da diese Maßnahmen aber nicht zum gewUnschten Ziel 
führten, nämlich "die Sandinistas loszuwerden", wie es der 
US-Staausekretär für lateinamerikanische Angelegenheiten, 
Thomas Enders, formulierte,2 bereiteten die USA eine mili· 
tärische Lösung vor. Dies setzt voraus, daß ein Interven­
tionsgrund oder ·anlaß gefunden wird, daß andere Kräfte 
sich daran beteiligen und daß sie internationale Unterstüt­
zung erhält. 
Um einen militärischen Angriff zu rechtfertigen, wirft die 
Reagan-Administration Nikaragua vor, die Nationale Befrei· 
ungsfront Farabundo Mani (FMLN) in EI Salvador mit Waf· 
fen zu beliefern 3 und neuerdings. die honduranische Oppo­
sition zu unterstützen. Gleichzeitig wird Nikaragua beschul­
digt, die größte Mililärmacht Mitlclamerikas mit Hilfe 
Kubas und der Sowjetunion aufzubauen. 
Doch fehlen bisher glaubwürdige Beweise für den unterstell· 
ten sandiniuischen Waffenschmuggel und rüstet Honduras 
stärker auf als Nikaragua. Außerdem verzichteten die Sandi­
nistas auf den Aufbau einer Luftwaffe. Und sie boten Hon­
duras gemeinsame Grenzkontrollen an. Damit wurde der 
Kampagne Washingtons der Wind aus den Segeln genom­
men. Interventionsanlaß kann deshalb nur eine gezielte Pro­
vokation sein, die wahrscheinlich von der honduranischen 
Armee oder den Somoza-Söldnern ausgehen dürfte. 
Diese sind auch die unproblematischsten Partner in der Um-



slurzplanung der USA, da man durch sie die Invasion als 
eine innemikaraguanische Angelegenheit verschleiern kann. 

In der Vergangenheit wurden sie vor allem dazu benutzt, 
Nikaragua durch sporadische UberBilIe zu destabilisieren. 
Von September 1981 bis September 1982 sind durch diese 
"stille, jedoch blutige Invasion", wie sie der Sandinistaführer 
Daniel Ortega bezeichnete, allein 150 Nikaraguaner ums 
Leben gekommen. Bereits im Februar und März 1982 waren 
Pläne bekannt geworden, unter der Führung des CIA eine 
500 Mann starke IntelVentionstruppe aufzustellen. 4 

Anfang November 1982 enthüllte die US·Zeitschrift News­
week, daß zwischen dem CtA, dem US·Botschafter in Hon· 
duras, John Negroponte, und den Somon·Söldnern eine in· 
tensive Zusammenarbeit in Sachen Nikaragua betrieben 
wird. Laut Newsweek ist die Zahl der Söldner mittlerweile 
auf 12.00t'l angewachsen, darunter 2.000 Miskitos aus den 
nüchtlingslagem in Honduras. 5 Die neuen Rekruten der 
Banden, die sich auf Drängen des CIA in der Nationaldemo­
kratischen Front (FON) zusammengeschlossen haben, wer· 
den von 200 CIA.Agenten in fünfwöchigen Kursen ausge· 
bildet. Sie erhalten 1.000 Dollar auf Anhieb und 300 Dollar 
Monausold. 6 

Waffen bekommen sie nicht nur durch die honduranische 
Armee, sondern - wie Zeugen berichten, darunter der 
Bürgermeister der honduranischen Stadt Lempira, Marcial 
Coleman - sie werden direkt mit CI30 Transportflugzeu· 
gen der US-Luftwaffe beliefert. Die Söldner sind allerdings 
nicht in der Lage, im Alleingang den Krieg gegen die Sandi· 
nistas zu gewinnen. 

Invasorenallianz: Somozisten , Honduras, USA 

Die offene militärische Invasion Nikaraguas wird deshalb ge· 
meinsam von den USA, den Somozisten, Honduras und 
eventuell EI Salvador bzw. Guatemala gep lant. Honduras 
soll dabei als Sprungbrett dienen und gleichzeitig den Ange­
griffenen spielen. Zu diesem Zweck erhielt die hondura· 
nische Armee allein im Jahr 1982 von den USA 10 Mio 
Dollar Waffenhilfe. Weitere 21 Mio Dollar werden für den 
Ausbau von 3 MilitärOughäfen benutzt, die der US·Luft· 
waffe zur Verfügung stehen . 
Das honduranische Heer, das jetzt eine Mannschaftsstärke 
von 21.400 Mann erreicht und die Luftwaffe, d ie auf 45 
Kampfnugzeuge aufgestockt wurde, werden mittlerweile 
von 130 US·Militärberatern ausgebildet. Die Zusammenar· 
beit mit US.Truppen wurde bisher in zwei Manövern im 
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November 198 1 und Juli /August 1982 erprobt. Ein drittes 
Manöver, das zum 5. Dezember 1982 angesetzt war, mußte 
abgesagt werden. 

Die honduranischen Machthaber akzeptieren offen ein Ein· 
greifen der USA in der Region. So erklärte der Oberbefehls· 
haber der Streitkräfte, Gustavo Alvarez Martinez: "Wenn es 
keine andere Möglichkeit gibt, um den E'rieden zu erhalten, 
ist Honduras damit einverstanden, daß die Vereinigten Staa· 
ten, ein befreundetes Land, militärisch i,n Mittelamerika in· 
telVenieren."? 

Für dieses Eingreifen wurden in den USA schon die Voraus· 
setzungen geschaffen. Am 11. August 1982 verabschiedete 
der Senat mit 2/ 3.Mehrheit die sog. "Symms-Entschlie· 
ßung", die u.a. vorsieht, daß alle, auch militärische Mittel 
gegen die sog. kubanische Einmischung in der Region einge· 
setzt werden können. Geeignet fIlr diesen Einsatz ist das vor 
einigen ~Ionaten in Fort Bragg gebildete Vereinigte Kom· 
mando fIlr Operationen gegen die Guerilla, das aus Rangern, 
Green BereLS und anderen Spezialeinheiten besteht. 8 

Gleichzeitig bestehen Pläne einer engeren Zusammenarbeit 
der Armeen von Honduras, EI Salvador und Guatemala. Im 
November 1982 klagte G. Alvarez Martinc:z Nikaragua an, 
Honduras zu destabilisieren und forderte eine Allianz zwi­
schen den drei Staaten, um "die Subversion" zu bekämp· 
fen. g 

Bereits am 29. September 1982 hatte der salvadorianische 
Verteidigungsminister Jose Guillermo Garcia bestätigt, daß 
Pläne rur ein gemeinsames Vorgehen der 3 Armeen gegen 
Nikaragua bestehen. lO Allerdings hat sich infolge der erfolg. 
reichen Oktoberoffensive der FMLN der Schwerpunkt der 
Zusammenarbeit auf EI Salvador verschoben. 
Bei einem Treffen der Generalstabschefs EI Salvadors und 
Honduras', des Chefs des Kommandos Süd der US·Streit· 
kräfte, Wallace Nutting, und des Führers einer US·Eingreif­
truppe am 3. November 1982 in der Panama·Kanalzone 
wurde beschlossen: die honduranisehe Armee soll nunmehr 
allein zuständig sein für die Kämpfe im Osten EI Salvadors 
und alle Operationen sollen von US·Militärs geleitet werden. 
Gleichzeitig wurde bekannt, daß sowohl in EI Salvador als 
auch in Honduras US-KampfOugzeuge stationiert worden 
sind und weitere an Honduras geliefert werden. Diese 
können bei Bedarf auch gegen Nikaragua eingesetzt werden. 
Die offene militärische Intervention erfordert eine gewisse 
Zustimmung im internationalen Bereich, auf lateinamerika· 
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Friedensinitiative 
Mexikos und Venezuelas 

Am 1.9.1982 wandten ,ich die Staaupnsidcnlcn Mexikos und 
Vcna uclu, J. Lopez Porlillo und L. Hcrrera Campins, in ähnlichen 
Schreiben an die Präsidenten Honduru', Nikaraguas und der USA 
mit der Aufforderung, an einer EntKharrung der Mittdamcrih­
kriK mi~uwirkcn. Sie knüpften dam it an d ie regionale }'riedcns­
initiat ive Mexikos vom februar 1982 an (siche AlB 4/1982, S. 
4ff.). Wir dok.umcntieren d;u Schreiben an den hondunnischcn 
Prisidcnkn R~rto S ua:>:o Cordova. 

Herr Präsident und Freund, 
wir wenden uns an Sie, BUS crnSlcr Sorge der Regierungen Mexikos 
und Venezuelas über die Verschlechterung der Lage in Mittclamcri­
ka, die insbesondere in jüngster Zeit eingetreten in und die d ie 
Gefahr in sich birgt, daß sich die gegenwärtigen Konflikte auf die 
gcumte Region ausweiten. 
Wir haben insbesondere beobachtet, daß der zwischen 1I0nduras 
und Nikaragua bestehende Konflikt sich neuerdings verschärft hat, 
wovon der Beginn bewaffneter Auseinandersetzungen ~n der Gren­
ze zwischen beiden Ländern zeugt. ( ... ) 
Mexiko und Venezuel~, die mit der mittelamerikanischen Region 
geographisch verbunden sind, betrachten die dortigen Probleme als 
ihre eigenen. Deshalb halten wir es, in yoUer Solidarität und unter 
unbedingter Wahrung des Prinzips der Nichteinmischung in die in­
neren Angelegenheiten anderer Staaten, für unsere bruderliehe 
Pflicht, Gesichupunkte zu äußern, die zur Lösung besagter Pro· 
bleme beitragen können, um auf diese Weise den Kontinent als 
Region des Friedens zu erhalten. 
Angesichts der schwie~n Weltlage halten wir es ebenfalls für uno 
sere Pflicht, die lateinamerikanische Solidarität zu stärken, indem 
wir gemeinsame Standpunkte unserer Region mitteilen, die von 
besonderer und klar ersichtlicher Bedeutung sind. 
Wir erinnern uns besonders gern an die von Honduras vor der Orga· 
nisation Amerikanischer Staaten (OAS) eingebrachte Friedensini· 
tiative, die sicherlich einen Weg zum Frieden und aur Stabilität der 
Region darstellt. Wir teilen die Ziele besagter Initiative: allgemeine 
Abrustung in der Region, Reduzierung der Anzahl der ausländi· 
schen Militärberater, Errichtung eines internationalen Überwa· 
chungs- und Kontrollmechanismus. Einstellung des Waffenhandels 
in der Region, unbedingte Anerkennung der bestehenden Grenzen 
und Eröffnung eines ständigen multilateralen Dialogs, um eine poli­
tische Verständigung zu ermöglichen. 
Bedauerlicherweise hat sich die Lage zunehmend verschlechtert 
und erreicht derart bedrohliche AusmaSe, daß die verscbiedenen 
bewaffneten Zus.ammenstöße sehr wahrscheinlich tu einem Kon· 
flikt gröSeren Ausmaßes führen könnten. 
Ohne hier ein Urteil über die Haltung, die Stärke und die Bewaff· 
nung der Streitkräfte Nikaraguas abgeben zu wollen, trugen ohne 
Zweifel folgende Faktoren zu dieser Verschlechterung bei: 
• die Anwesenheit zahlreicher Kontingente somozistischer Exgar· 
disten und anderer Gruppen entlang der honduranischen Grenze, 
die mit Waffen von hoher Zerstörungskraft einschließlich schwerer 
Geschütze ausgerüstet sind; 
• die nachweislichen Oberf,iUe auf nikaraguanisches Territorium 
durch die genannten Gruppen; 
• die gemeinsamen Militärmanöver mit den Streitkräften der USA 
im Grenzgebiet zu Nikaragua und der Rüstungswettlauf, der sich 
zwischen den beiden Ländern entfesselt hat. 
Die genannten Bedingungen haben besonders im Einklang mit der 
Fülle von Erklärungen, Beschuldigungen und gegenseitigen Schuld· 
zuschreibungcn ein Klima der Spannung, der Verdächtigung und 
des gegenseitigen Mißtrauens geJ.Chaffen. All dies hat eine nützliche 
Aussprache zwischen beiden Nationen erschwert. 
Um Voraussetzungen für ein glinstiges Klima und Grundlagen für 
eine konstruktive Auseinandersetzung zu schaffen, scheint es unI 
dringend notwendig zu sein, daß all jene, die in beiden üindern 
maßgebliche Funktionen ausüben, darauf venichten, Erklärungen 
abzugeben oder irgendeine Handlung zu vollziehen, die die Lage 
verschärfen könnte. 
Mit Blick auf die obigen Ausftihrungen und dem Wunscb, tu einem 
Entspannungsproze8 beu:utragen, werden un.scre beiden Regierun­
gen - wenn beide Seiten es ftir nützlich balten - bereit sein, an der 
Suche nach beiderseitig akzeptablen Lösungen für Honduras und 
Nikaragua mitzuarbeiten. ( ... ) 

(Quelle: Akllleller Informationsdienn Lateinamerika, Nr. 18/ 1982, 
S.8) 
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nischer Ebene und in den USA selbst. Bei den US-Interven­
tionen in Guatemala 1954 und der Dominikanischen Repu· 
blik 1965 konnte Washinglon noch problemlos die Unter­
stützung der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) er­

halten. Vor allem durch den Malwinenkrieg vom April-Juni 
1982 (siehe AIB 9/1982, S. 30-31) sind die Aussichten für 
eine dip lomatische Rückendeckung rur die US-Invasions· 
pläne durch die OAS oder wichtige Staaten des karibisch· 
mittelamerikanischen Raumes (Venezuela, Kolumbien, 
Mexiko u.a.) im letzten Jahr geringer geworden. 

Gegenwehr nicht nur von Mexiko und Venezuela 

Venezuela hat zusammen mit Mexiko in Briefen an die Re­
gierenden der USA, Hond,uras' und Nikaraguas am 7. Sep­
tember 1982 zu Verhandlungen zwischen Nikaragua und 
Honduras aufgerufen (siehe Brief an den honduranischen 
Präsidenten Cordova). Sie machten die übergriffe der Somo­
za·Söldner und die Manöver USA-Honduras rur die Span­
nungen zwischen beiden Ländern verantwortlich. Wahrend 
Nikaragua dem Dialog·Vonch lag sofort zustimmt~, lehnte 
Honduras ab, weil dem Präsidenten Suaxo Cordova angeb­
lich der vorgeschlagene Zeitpunkt nicht paßte. Die USA' for­
derten eine Lösung der Probleme im regionalen Zusammen­

hang. 
Cenau dies hatte Mexiko bereits in einer regionalen Frie­
densinitiative (zu Nikaragua, E I Salvador, USA-Kuba) vom 
21. Februar 1982 vorgeschlagen, was allerdings auch auf die 
ablehnende Haltung der USA stieß.ll Neg~tiv auf die Ag­

gTessionsplän.e der USA wirkte sich auch der Machtantritt 
einer linken Regierung in Bolivien, die Unterstützung der 
Ständigen Konferenz der politischen Parteien Lateinameri­
kas (COPPPAL) rur die mexikanisch·venezoIanische Frie· 
densinitiative und die Gewährung von Kreditlinien in Höhe 
von 70 Mio Dollar durch Peru, Kolumbien, Brasilien und 
Argentinien für Nikaragua aus. 



Auf internationaler Ebene konnte die Position Nikaraguas 
vor allem durch seine Wahl in den UN-Sicherheitsrat im Ok­
tober 1982 gestärkt werden, obwohl der Gegenkandidat, die 
Dominikanische Republik, massiv von den USA unterstützt 
wurde. Auf europäischer Ebene sind zwar durch den Macht­
antritt der Regierung Kohl die interventionistischen Kräfte 
gestärkt worden. Dies wird allerdings durch den Wahlsieg 
der Sozialisten in Spanien ausgeglichen, die sich weiterhin -
wie auch die Sozialistische Internationale insgesamt (was 
durch einen Besuch einer SI-Delegation Anfang Dezember 
1982 in Mittelamerika bestätigt wurde) - jeder Intervention 
gegen Nikaragua widersetzen. 

Voten gegen eine "zweite Schweinebucht" 

Um den Widerstand gegen eine US-Intervention vor allem 
auf mittelamerikanischer Ebene zu brechen und um der 
mexikanisch-venezo (an ischen F riedensinitiative en tgegenzu­
treten, veranstalteten die USA am 4. Oktober 1982 in San 
Jose, (Kostarika) ein "Forum rur Frieden und Demokratie". 
Dieses Treffen, von dem Nikaragua ausgeschlossen war, wur­
de von Mexiko und Venezuela boykottiert, die Dominikani­
sche Republik und Panama, das nur einen Beobachter 
schickte, lehnten die Unterl.ekhnung der Schlußerklärung 
ab. Lediglich die USA, Kostarika, Honduras, Kolumbien, EI 
Salvador und Belize unterl.eichneten die Resolution (mit der 
reinen Militärdiktatur Guatemalas hatte man sich nicht an 
einen Tisch setzen wollen). Die nikaraguanische Führung er­
klärte, daß mit dem Forum versucht wurde, "die Dialog­
möglichkeiten zu beseitigen und die bewaffnete Aggression 
gegen Nikaragua zu unterstützen". 12 

Der Reise Ronald Reagans nach Lateinamerika Anfang 
Dezember 1982 war auch kein größerer Erfolg beschieden. 
Brasilien lehnte jede äußere Einmischung in Mittelamerika 
ab. Kolumbien forderte darüber hinaus, daß kein Land aus 
dem interamerikanischen System ausgeschlossen werden 
dürfe. Wie bereits vorher unterstützten lediglich die Staats­
chefs von Honduras, Guatemala, EI Salvador und Kostarika, 
zumindest nach außen, die Politik R. Reagans. 

Selbst unter den herrschenden Kreisen in den USA sowie in 
Honduras und Kostarika treten Differenzen über die Ein­
schätzung der Folgen einer militärischen Eskalation in Mit­
telamerika auf. Bestimm te Kreise in diesen Ländern befUrch­
ten, daß dies auch in Kostarika und Honduras zu einer Be­
schleunigung des revolutionären Prozesses führen könnte. 
Symptomatisch für diese Differenzen sind die wiederholten 
Erklärungen des ehemaligen honduranischen Geheimdienst­
chefs Leonidas Torres Arias, der die Führer der hondurani­
sehen Armee anklagte, einen Krieg gegen Nikaragua und die 
innere Opposition vorzubereiten. Die honduranischen 
Bischöfe, verschiedene Politiker der regierenden Liberalen 

/, 

Partei und die vier größten honduranischen Gewerkschaften 
wandten sich ebenfalls gegen die US·lnlerventionspolitik. 
Auch in den USA scheinen innerhalb des CIA, des Pentagon 
und der Regierung Reagan Differenzen zu bestehen. Sie 
wurden durch die Unterstützung von 107 US-Abgeordneten 
für die mexikanisch-venezolanische Fried ensinitiative und 
die Aktivitäten der Antiinterventionsbewegung in den USA 
(fur die der Aufruf von 400 KirchenfUhrern gegen eine Inter­
vention in Mittelamerika ein Beispiel ist) eher noch ver­
stärkt. 
Die Enthüllungen in Newsweek, in denen einige ungenannte 
Vertreter der US-Administration und honduranische Offi­
ziere zu Wort kommen, gehen wahrscheinlich von Gegnern 
der Mittelamerikapolitik Washingtons in US-Führungskrei­
sen aus.1l Sie befUrchten daß eine militärische Intervention 
gegen Nikaragua zu einer zweiten Schweinebucht (geschei­
terte CIA·Söldnerinvasion gegen Kuba 1961) oder sogar zu 
einem neuen Vietnam führen könnte. Eine These, die auch 
von führenden Sandinistas geteilt wird: "Die USA könnten 
die Herrschaft über Zentralamerika verlieren und das würde 
vielleicht für den Imperialismus den Anfang vom Ende be­
deuten", erklärte Innenminister Tomas Borge.14 

Die unmittelbare Folge der neuesten Enthüllungen, aber 
auch der diplomatischen Erfolge Nikaraguas und der Offen­
sive der FMLN in EI Salvador war, daß die Manöver in Hon­
duras und die geplante Invasion aufgeschoben wurden. Der 
honduranische Präsident Suazo Cordova, der nach übertra­
gung des Oberbefehls über die Streitkräfte an G. Alvarez 
Martinez allerdings nur noch eine Repräsentationsfigur ist, 
versicherte, daß Honduras keinen Überfall auf Nikaragua 
plane und gegen die Somoza-Söldner vorgehen werde. 
All diese Manöver können aber nicht darüber hinwegtäu­
schen, daß es das Ziel der Reagan.Administration bleibt, die 
Sandinistas zu stürzen und einen Sieg der Volkskräfte in EI 
Salvador und Guatemala mit allen Mitteln zu verhindern. Sie 
haben vorerst zurückstecken müssen, ohne allerdings ihre 
Invasionspläne zu begraben. 

Anmerkungen: 
I) Vgl. AlB 5/1982, S.IO-14 
2) Zit. nach: Barricada Intemacional. Managua, 8.11.1982 
3) Vgl. AlB 5/1982, S. 10·14 
4) Vgl. ebenda 
5) Newsweck, New Vork., 8.11.1982 
6) Laut: Time, New Vork., 6.12.1982 und Tageszeitung, 

25.11.l982 
7) Le Monde, Paris, 10.11.1982 
8) Vgl. Barricada Intemacional, 22.11.1982 
9) Nach: ebenda, 29.1I.1982 

10) Vgl. Granma. Weekly Review, Havanna, 17.10.1982 
11) Erläuterung und Wortlaut in: W. BrÖnner/HJ. Nieth, Der 

Kampf um EI Salvador, Köln 1982, 5. 153f. und 253ff. 
12) Barricada Internacional, 18.10.1982 
U) VgJ. Latin America Weck.ly Rcport, London, 5.11.1982 
14) APIA-Intcrview von Leo Gabriel mit Tomas Borge, in: Mittel­

amerika Infonnationsdicnst. 22.11.1982 
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EI Salvador 
Am 12. Oktober 1982 begann eine neue Großoffensive der Nationalen Bdreiungsorganisatio n Farabundo Marti (FMLN). Sie 
trägt e ingedenk der Formierungsphase (Oktober 1979 bis Oktober 1980) der FM LN den Titel " Helden und Märtyrer des 
Ok tober", Die Befreiungskämpfer fUhrten in 11 von 14 salvadorianischen Provinzen größere Aktionen durch: Anschläge auf 
Elektrizitätswerke, Raffinerien, Verbindungsstrafkn, Polizeiposten und Militärgarnisonen. Sie legten in mehreren Landesteilen 
zdtweilig den Verkehr lahm , besetzten über 20 Orte und brachten u.a. die nördliche Hälfte der Ostprovinz La Union unter ihre 
Kontrolle. Obwohl die Regierung Magana Armeekontingente von zunächst 7.000, dann 13.000 Mann in den Kampf warf, 
vermochte sie bis Anfang Dezember 1982 die von der FMLN eroberten Orte in Morazan, Chalatenango. Usulutan , La Union, 
San Vicente usw. nieht t urücktuerlangen. Sehwere Verluste mußten die Regierungstruppen aueh in der Hauptstadt San 
Salvador. am Guazapaberg und im Kaffeeanbaugebiet Santa Ana hinnehmen. Nach Angaben der US-Botschaft in San Sa1vador 
überstiegen die Verluste der Annee im Zeitraum Januar bis Oktober 19824.000 Mann_ 
Die Großoffensive der Guerilla wurde begle itet von e iner ausgedehnten Streikwelle. der sieh seit dem 15. November 1982 rund 
12_000 Angestellte des örrentlichen Dienstes und Tausende Arbeiter verschiedener Industriebetriebe in San ;jalvador und Santa 
Ana anschlossen. Sie forderten e ine Lohnerhöhung um 100000o , die Freilassung inhaftierter Führer der Gewerkschaften und der 
Demokratisch-Revolutionären Front (FDR), sowie die Aufhebung des Ausnahmetustands. 
Zeitgleich mit der Offensive legte die FMLN/ FDR ein neues Verhandlungsangebot (siehe Kasten) vor, das inzwischen auch von 
e iner Gruppe mittlerer Offiziere als zumindest ernsthaft überpriifenswert bezeichnet wurde. Sie reagierten damit auf einen 
Vorstoß Roberto 0' Aubuissons, Parlamentspriisident und Führer der Faschistenpartei ARENA, der jedes Eingehen auf Dialog­
angebote der Opposition als " Verrat" bezeichnet hatte. Das ultrarechte Lager um D'Aubuisson konnte sich jedoch im Novem­
ber 1982 innerhalb der Verfassungsgebenden Versammlung nicht durchsetzen, als es tin generelles Verbot jeder Kontaktauf· 
nahm e mit der FMLN/FDR beantragte. Der ARENA-Führer scheint im Machtkampf mit Verteidigungsminister J. Guillermo 
Garcia und dem gemäß igteren konservativ-christdemokratischen Regierungsflügel an Boden zu verlieren, zumal letztere von 
Washington bevorzugt unterstützt werden_ Das salvadorianische Regim e aber wäre so oder so ohne massive Wirtschafts- und 
Militärhilfe der USA (1982 insgesamt rund 320 Mio DoUar) kaum überlebensfahig. 
Ober die aktue lle Zuspitzung in EI Salvador $plachen wir vorort mit dem FM LN-Repräsentanten J orge M., Zentralkomiteemit­
gJ)ed der Kommunistischen Partei EI Satvadors, der Partei des legendären Farabundo Marti. 

Die 
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Gespräch mit Jorge M. 

erkämpft Positionsvorteile 
AlB: Die FM LN hat in den letzten Wochen eine neue Offen­

" sive eingeleitet. Worin unterscheidet sich diese Offensive von 
den vorausgegangenen Offensiven vom Januar und J uli­
August 198 I oder vom März 1982? 
JORGE M.: Der wesentliche Unterschied zwischen dieser 
Offensive und den vorherigen besteht darin, daß diese Of­
fensive länger andauert. Sie hat bewiesen, daß wir fahig sind, 
einen höheren Grad an militärischer Planung sowie an Ko­
ordinierung und Zusammenarbeit aller Kräfte, die in der 
FMLN zusammengeschlossen sind, zu erreichen. 
Ein wesent licher Bestandteil dieser Kampagne liegt darin, 
daß wir dem Feind größere Schläge a ls je zuvor erteilt ha­
ben. 

Bombenkrieg gegen kontrollierte Zonen 

Diese äußern sich ganz konkret in der Anzahl der Verluste 
des Feindes in diesen wenigen Wochen und in der Anzahl 
der erbeuteten Waffen (allein im Oktober wurden 600 J un­
tasoldaten außer Gefecht gesetzt und 300 Waffen erbeutet, 
danmter Granatwerfer, andere Geschütze usw.; d. Red.), so­
wie in der Anzahl der von uns gemachten Kriegsgefangenen. 
Und zuletzt in der Ausdehnung der von um kontrollierten 
Gebiete. 
Dies hai schließlich dazu gefUhrt , daß sich die FM LN Posi­
tionsvorteile erkämpfte, daß die Kräfte der salvadoriani­
sehen Revolution in die Offensive kamen. Ein weiteres 



Merkmal der jetzigen Offensive ist, daß sie die Widersprüche 
innerhalb des feindlichen Lagers vertieft und verschärft hat. 
AlB: Sie sprechen von einer Auidehnung der Kontrolle 
durch die Befreiungsbewegung im Lande. Was heißt das kon­
kret? 
jORGE M.: Das bedeutet, daß die verschiedenen Fronten 
der FMLN ihre geographischen Kontrollgebiete erweitert ha­
ben und daß ihr politischer Einfluß sich auf größere Areale 
erstreckt. Und das wiederum ist die Grundlage, um die Er­
weiterung unserer Kontrolle bis hin zur Schaffung von be­
freitem Gebiet in unserem Land voranzubringen. 
In dem Maße, wie die FM LN ihren Aktionsbereich erwei­
tert, werden wir in der Lage sein, dem Feind immer größere 
Gebiete zu entreißen, was wiederum die Streitkräfte der 
Regierung in eine unvorteilhafte Position versetzt. Denn 
wenn der Feind im Befreiungskrieg geographis<;he Positio­
nen einbüßt, bringt ihn das automatisch in eine ungünstige 
Lage und birgt für ihn Gefahren. 
In den letzten Monaten offenbarte das Regime seine totale 
Unfahigkeit, verlorene Gebiete zurückzuerobern. 

AlB: Welche Funktion weist die FMLN den fest kontrollier­
ten Gebieten zu, in denen ja offenbar bereits eine eigene 
Verwaltungsstruktur bzw. Volksmacht existiert? 
jORGE M.: Natürlich bedeutet die Festigung dessen, was 
wir kontrollierte Gebiete nennen, zunächst einmal einen 
Stützpunkt für die Guerillaaktionen. Und dies ist letztend­
lich ein geographisch fest umrissenes Gebiet, in dem der 
Feind nicht operieren kann. 
In diesen sog. kontrollierten Zonen gibt es keine Machtaus­
übung des Feindes mehr. In dem Maße, wie die Guerilla 
diese Zonen ausbaut, schafft sie wiederum die Bedingungen, 
um ihre politische Kontrolle dieses Gebietes durch den Auf­
bau einer Volksmacht in verschiedenen Lebensbereichen 
(Gesundheit, Bildung, Kultur, Produktion usw.) zu ergän­
zen. Sehr wichtige Aufgabenbereiche der Volksrnacht sind 
u.a. die Produktion und Verteilung von landwirtschaftlichen 
Gütern sowie die Aufrechtcrhahung der Ordnung in diesen 
Gebieten, z.B. im Fall von Strafdelikten (Details zu den 
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Aufgaben der Volksmacht siehe in: AIB-Sonderheft 3/1982, 
5.49-51). 
AlB: Sie sagten, daß der Gegner zu den befreiten Gebieten 
keinen Zutritt mehr habe. Wie wirkt er dann auf diese Ge­
biete ein? 
JORGE M.: Der Feind kann in den von uns kontrollierten 
Gebieten Probleme nur dadurch verursachen, daß er diese 
Gebiete bombardiert. 
Er wirft 500·Pfund-Bomben ab sowie Bomben aus weißem 
Phosphor, die schwere Verluste unter der Zivilbevölkerung 
verursachen. Dabei wcrden nicht nur Wohnungen zerstört, 
sondern auch die Ernte ist davon benoffen. 

Scharfe Widersprüche im Regierungslager 

AlB: Wie bewerten Sie die am 15. November 1982 eröffne· 
ten Streiks von Zehntausenden Arbeitern und Angestellten 
in San Salvador? 

jORGE M.: Es ist sehr wichtig zu sehen, daß wir uns in 
einem Krieg befinden und daß es gerade im Rahmen dieses 
Krieges von enormer Bedeutung ist, wenn es zu Streikaktio­
nen kommt. Das bedeutet nichts anderes als die Erkämp­
fung der Legalität durch die Massenorganisationen, die unter 
Anwendung ihrer e igenen Methoden und Forderungen für 
die Lösung ihrer Probleme kämpfen. 

Die Streikaktionen vom November 1982 sind der Beweis, 
daß die Massen auch im Rahmen der ernsten Schwierigkei­
ten fahig sind zu handeln. 
AlB: In der RegierungSkoalition mehren sich die Zeichen 
innerer Widersprüche. Die Partei der Nationalen Versöhnung 
hat sich gespalten, die Auseinandersetzungen zwischen 
<;:hristdemokraten und der faschistischen ARENA gewinnen 
offenbar an Schärfe. Kann man daraus ableiten, daß auch 
die Widersprüche innerhalb des Militärs sowie zwischen Re­
gierung und Militärs zunehmen? 
JORGE M.: Was auf der Ebene der Arm<:e und dt;r politi­
schen Parteien der Rechten im Augenblick geschieht. ist 
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Dialogvorschlag 
der FMLN/FDR 

Wir geh<,ß von der Tall<lchc aUI, daß die groBe Mehrheit unseres 
Volkes rur den Aufbau einer gerechten Gesellschaft kämpft, in der 
alle Menschen und die Gemeinschaft am Recht auf cin würdiges 
Leben teilhab .. n, in der alle in den Genuß der vom Volk gescharfe­
m:n Güter kommen und an den kulturellen und wiJs<,mchaftlichcn 
Errungenschaften teilhaben können. 
Wir erkennen den historischen Kampf des salvadoriani.scbcn Volkes 
an. Es hat mit ungeheuren Anstrengungen die verschiedenen mög­
lichen legalen und friedlichen Kampfformen angewandt, um Ge­
rechtigkeit und du unveräußerliche Recht Zu erringen, sein Schick­
sal in die eigenen H;'nde zu nehmen und eine Gesellschaft aufl:u· 
bauen, die ihm die Durchsctzung des Rechtes auf SdbnbcUim­
mung erlaubt. Ungeachtet dcucn machte eine privilegierte Minder· 
heit immer von der Gewalt Gebrauch, um diese Sehnsüchte des 
Volkes tu unterdrücken. Die unvermeidliche Konsequen:t war, daß 
das salvadorianische Volk tu militärischen Mitteln des politi~hen 
Kampfes griff und damit von einem sowohl allgemein anerkannten 
a.l5 auch legitimen Recht Gebrauch machte. 
Der Entschluß zu diesem Kampf wird das salvadorianische Volk 
unvermeidlich zum Sieg führen. Wir wissen aber auch, daß die Er­
ringung dieses Sieges dem Volk hohe, von der privilegierten Minder· 
heit verursachte Verluste bringen wird. Abgesehen von schwersten 
Verlusten an Menschenleben, die dieser Kampf fordert, richtet er 
auch große Zerstörungen der nationalen BesitzgiJter an, was dem 
salvadorianischen Volk den Wiederaufbau des Landes sehr erschwe· 
... n wird. 
Es gibt keinen Zweifel dann, daß die politi!IChe und militärische 
Intervention der Regierung der Vereinigten Staaten die Hauptursa· 
che rur die Verlängerung des salvadorianischen Konflikts ist. Sie 
verhindert, daß unscr Volk sein soo:iale, und politisches SchickJaI 
frei bestimmt. Die gegenwärtige US-amerikanische Administration 
mischt sich außerdem verstärkt in die Angelegenheiten anderer 
Länder und Völker Miuelamerib.s ein, Wi15 eine schwere Verlct· 
:tuog der Souveriinität dieser Länder darstellt und uns an der Aus· 
übung unseres Rechtes auf Selbstbestimmung hindert. Darum ist 
die gegenwärtige Haltung der Regierulli der Vereinigten Staaten 
eine ernsthafte Bedrohung des Friedens in der Region und der 
ganzen Welt. 

Nach unse!l:r Meinung ist für die VÖlker der Region und besonders 
rur das salvadorianische Volk die Möglichkeit von besonderem 
Wert, einen Weg zu finden, auf dem wir schneller Frieden, Demo­
kratie und soziale Gerechtigkeit schaffen können. Mit Aufmerk· 
samkeit haben wir die Aufrufe von politischen Führern der Region 
und der Welt sowie yon ge ist lichen Würdentriigt:rn und internatio­
nalen Organisationen (UNO, ik:w~"l!"ng der Nichtpaktgebundenen 
usw.) studiert, die berorgt sind über das große Leid unseres Volkes 
und .ich bewußt sind, in welcher Gefahr der Friede in der Region 
und der ganzen Welt ist. Sie haben die Suche nach Mitteln und 
Wegen vorgeschlagen, um den Frieden und die soziak Gerechtigkeit 
henusteUen. 
Pel"llÖnlichlc.citen, die tulettt Aufrufe in diesem Sinne verfaßt h,,· 
ben, - um nur einige von ihnen zu nennen - waren P3pst J ohannes 
Paul ll. in seiner Botschaft vom 6. AuguSl dJ. an das Bischof!lilmt 
und das Volk EI Salvadors sowie die Präsidenten Mexikos und Vc­
n"",udas, Jo"" Upct PortiILo und Lu" Herrent Camp,ns (Wort]aut 
in die""m Hdt; d. Red.). Zu n"nnen sei hier auch der Appell der 
Bischofskonfereru: EI SalvadOrl vom ]5. Ju]i d.J. "an alle Seiten, 
die in den Konflikt verwiekdt sind, von jed .. -r Art unnachgiebiger 
Haltung "bzulask:n. um sich auf diese Weise für einen aufrichtigen, 
klaren, treuen. lebendigen und auf gutem Willen und g]"ubwürdi· 
gern patriotisch .. m Geist basierenden Dialog zu öffnen und die Ver· 
l'inigung der $lI;]vadorianischen Fami]ie über Privat· und Gruppen· 
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interessen zu stell .. n." 
Es existiert der historische Beweis unse~r Bereitschaft, Gespräche 
und Verhandlungen aufz.unehmen. Und trotz ständig erhaltener Zu· 
rückweisungen halten wir die Bereitschaft, einen direkten Dialog zu 
führen, auf~chl, weil wir wissen, daß breit .. nationale Kreise, so· 
wohl der Politiker als auch der Arbeiter, der kirchlichen Venreter 
und der Militärs für Gespräche sind, die auf die Schaffung des 
Friedens abzielen. 

Um dariiber hinaus endgültig auch Erfolg zu haben in den Be­
mühungen Wege zur Lösung des Konflikts dureh einen Dialog ~u 
finden, ist es notwendig, daß dieser von den direkt am Konflikt 
beteiligten Seiten gefühn wird. Aber gleichteitig sind wir von der 
Notwendigkeit übeneugt, andere nat ionale Kreise aus dem Bereich 
der Politik, der Kirche, der Universität und der Arbeiterschaft zu 
integrieren, damit sie ihren werlYoLlen Beitrag beisteuern können. 
Deshalb vor allem, bewegt von aufrichtigem Patriotismus, ul1$Cre 
politische Verantwonulli zu errlilJen, und auf der Grundlage des 
von verschiedenen Kreisen unseres Volkes und von den anderen 
mittelamerikanischen Völkern zum Ausdruck gebrachten Friedens· 
willens, schlagen wir vor, daß: 
I. die Demokratisch·Revolutionäre Front (FDR) und die Nationa· 
le Befrciungsfront Farabundo Mart; (FMLN) einerseits und die 
Exekutivgewalt, die Verfassungsgebende Versammlung und die 
St!l:ilkräfte andererseits schnellstens einen di!l:kten Dialog ohne 
Vorbedingungen aufnehmen, der auf Wege orienti .. rt, di .. zur Er· 
richtulli des Friedens und der sozialen Gerechtigkeit in EI Salvador 
führen sowie zur Enupannulli in der amerikanischen Region bei­
tragen; 
2. beide Seiten bcvöllmächtigte ~Iegierten benennen rur den oben 
genannten Zw .. ck; 
3. eine Vermitticrgruppc gebildet wird, die den Dialog organisiert 
und ermöglicht, sowie die Abgeordneten beider Seiten in Kontakt 
bringt, damit diese gemeinsam die Angelegenheiten bezüglich der 
V .. rfahrensaufnahme und des Verlaufes des Dialogs festlegen und 
vereinba ... n können; 
4. beide Seiten nehmen gemeins.am mit der VermittJergruppc eine 
Untersuchung über die Möglichkeiten der Teilnahme am Dialog von 
den anderen nationalen Sektoren vor, unter denen wir folgende 
nennen: politische Parteien, Arbeitsorganis.ationen (Albeiter und 
Campesinos), Vereinigungen privater Unternehmer, Kirchenkreisc, 
Universitäten, Berufsverbände und andere Gremien, die an einem 
wertvollen Beitrag zur Lösung des sa lvadorianischen Konflikts 
inter .. ssien sind; 
5. als Zeichen guten Willens und gegenseitiger Zuverlässigkeit und 
um zu posiliven Resultaten zu gelangen, wird der Dialog unter 
Anwesenheit ehrenhafter Zeugen geruhrt, die enl5prechend den 
Vereinbarungen beider Seit<:n aus dem In- oder Ausland kommen 
können. 
Di .. FDR und FM LN teilen mit, daß sie, um die Realisierung dieses 
Dialogs zu erleichtern und ih ... aufrichtige Bereitschaft zu einem 
rolchen ~um Ausdruck zu bringen, ihre bevollmächtigten Delegier­
ten benannt haben, deren Namen wir ... chtteitig bekannt geben 
werden. EI Salvador, 5. Oktober 1982 

Für die FDR: Guillenno Manud Ungo, Eduaroo CaJles, Ruben 
Zamora. 
Für die FMLN: Salvador Cayetano Carpio, Joaquin VillaJobos, 
ShafikJorgc Handal , Ferman Cienfucgos, Robeno Roca. 

(Quelle: Vencertmos, EI Salvador, Nr. 8/September-Oktobcr 1982, 
S.6) 



wirklich der Ausdruck für die Verschärfung der Widerspru­
che im gegnerischen Lager. Diese Widerspruche ruhren vor 
allem daher, daß die FM LN die militärischen Auseinander­
setzungen forciert hat. 
Innerhalb der politischen Parteien der Rechten gibt es starke 
Differenzen. Die Partei der Nationalen Versöhnung (PCN), 
eine Partei, die das Land von 196 J -79 regierte, erlitt eine 
Spaltung (der abgespaltenen Authentischen Institutionellen 
Partei EI Salvadors schlossen sich 9 von 14 PeN-Abgeordne­
ten an; d. Red.). Die Probleme wurden dadurch aber nicht 
gelöst, denn die Widersprüche halten innerhalb der beiden 
PCN-Gruppierungen weiter an. Innerhalb der Christdemo­
kratischen Partei (PDG) bestehen drei Hauptrichtungen. 
Innerhalb der Armee nehmen die Spannungen in Form einer 
zunehmenden verschwörerischen Tatigkeit zu. Bedeutende 
Kräfte in ihr versuchen, das politische Problem durch einen 
Staatsstreich zu lösen. Es ist klar, daß sie das Problem auf 
diesem Wege genau so wenig lösen könnten. 
Ebenso klar ist, daß das Kräfteyerhältnis innerhalb der Rea­
gan-Administration sich verschoben hat, und zwar mehrheit­
lich zugunsten jener Kräfte, die einer Lösung des Problems 
durch die Anwendung militärischer Gewalt zuneigen. 

Die Gesamtheit dieser scharfen Widerspruche innerhalb der 
politischen Parteien und der Armee bedingt, daß unser Geg­
ner sich weder politisch noch militärisch stabilisieren kann. 
AlB: Sollte das Militär in EI Salvador weiter an Boden ver· 

und hat zu keinerlei Ergebnissen geruhrt. 
Dann gibt es noch die Alternatiye einer Intervention der 
honduranischen Armee im Verbund mit ausländischen Ein· 
heiten. Aber das Problem bestünde darin, mit welchen aus­
ländischen Einheiten? Nach dem Malwinenkrieg vom Som­
mer 1982 wird es nicht einfach sein, Armeen Lateinameri­
kas zu finden, die Einheiten daftir zur Verrugung stellen. 
Und selbst Chile, Uruguay und Paraguay, die politisch wohl 
bereit wären, sich zur Verrugung zu stellen, sind im Augen­
blick nicht in der Lage, diese Interventionspläne militärisch 
tatkräftig zu unterstützen. 

Wahrscheinlicher ist, daß der Imperialismus versuchen wird, 
den Konflikt zu regionalisieren, um die Anwendung sog. 
"Sefriedungskräfte" zu rechtfertigen, woran selbstverständ­
lich die Marine-Infanteristen der USA einen wesentlichen 
Anteil häuen. Sie würden auf diese Weise versuchen, daß 
"Problem" EI Salyador, Nikaragua und Guatemala zu lösen. 
Wir nehmen zur Kenntnis, daß für die Vereinigten Staaten 
das "Problem" Nikaragua eine besorgniserregende Tatsache 
darstellt. Die USA versuchen mit allen möglichen Mitteln, 
die nikaraguanische Revolution zu zerschlagen. Aber dies ist 
ebenfalls nicht leicht. Es stößt auf große Widerstände. Es 
gibt Kräfte, die meinen, daß die Regionalisierung des Kon· 
flikts (siehe ausfUhrlich: AlB 10/1982, S. 4ff.;d. Red.) den 
Vereinigten Staaten zumindest kurzfristig die Lösung der 
militärischen Probleme erleichtern würde. 

KOD"oh<nton ,m .. 1.aoJ,m.m""hen Re"", unpl'I'" P.'t ...... no.,.pr.....Jen' O·",.kr ....... h,et ""' US·IJo,,,,,h. fo •• lI, n''''' (I); .,..-mollog •• r ' tI'bo'pnppN"rkn'''' . "' .... na Borse1 ' ) ....... Vene,w. 
"",pm'.'''e. J. Gu,'Jerm<> G.ra. 

lieren, rechnet Ihr dann mit der Möglichkeit einer massiven 
Militärintervention der USA? Rechnet Ihr mit dem direkten 
Einlatz von US-Kampftruppen oder eher mit einem Stellver­
treterkrieg seitens Guatemalas oder Honduras'? 
JORGE M.: Selbstverständlich wächst in dem Maße, wie die 
Streitkräfte der FMLN vorankommen die Gefahr der direk­
ten oder indirekten Militärintervention der Vereinigten Staa­
ten. Das Problem besteht darin, daß es für die Reagan­
Administration nicht einfach sein wird, die politische Ent­
scheidung zur Intervention zu fallen. 
Es gibt dabei etw,3 drei Alternativen (wenn auch noch mehr 
denkbar sind): Es gibt erstens die Möglichkeit, daß Marine· 
Infanteristen der USA direkt in EI Salvador intervenieren. 
Diese Entscheidung würde den Vereinigten Staaten sehr 
hohe politische Kosten innerhalb ihres eigenen Landes und 
gegenüber ihren Alliierten abverlangen. 
Die zweite Alternative wäre eine Intervention der hondura· 
nischen Annee allein. Diese Alternative ist bereits in der 
Praxis gc:übt worden (siehe die Junünvasion 1982; d. Red.) 

• 

Es gibt wohl noch andere Spielarten, aber wir glauben, daß 
diese drei die wichtigsten sind. Das wesentliche und er· 
schreckende an diesen Interventionsplänen der USA ist/daß 
durch die Regionalisierung des Konfliktes ein Spannungs­
herd entstünde, der letztendlich den Weltfrieden gefahrden 
würde. 
AlB: Die Befreiungsfronten FMLN/FDR haben ein neues 
Verhandlungsangebot yorgelegt. Was ist das Neue daran, ver­
glichen mit dem Verhandlungsangebot vom Oktober 1981 
(Wortlaut in: AIB-Sonderheft 3/1982, S.5 7)? 
JORGE M.: Der Unterschied besteht darin, daß unser 
Dialogangebot vom 23. Oktober 1982 ~ wie der Name sagt 
- zunächst das Angebot eines Dialogs ist, mit der Zielset· 
zung, eine VerhandlungsfUhrung zu ermöglichen. Der Inhalt 
des Friedensyorschlags von 1981 zielte demgegenüber dar­
auf, ein konkretes Verhandlungsangebot zu machen. 
Seide bringen deutlich unseren Wunsch zum Ausdruck, die 
,bestehende Konfliktsituation unseres Landes auf dem Weg 
einer politischen Lösung zu beenden. 
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Kuba 
Thomas Meier 

Ist Kubas Wirtschaft bankrott? 
Ende August 1982 hatte: Kuba - wie schon zuvor Mexiko, 
Argc:ntinien und zahlreiche andere lateinamerikanische 
Länder - bei Banken und Firmen in Japan, Kanada. Frank­
reich und der Bundcsrcpublik um Zahlungsaufschub und 
Stundung seiner Kredite gebeten. Das Handelsblatt 1 kom­
mentierte süffisant: "Fidel ganz klein1 Zum letzten Wochen­
ende reihte sich auch Moskaus treuester Weltrevolutionär 
Fidel CastTo mit der Mütze in der Hand in die Schlange der 
Devisen-Habenichtse ein, die von den westlichen Banken 
eine Stundung ihrer Schulden haben wollen. In einem melo­
dramatischen Bitt-Telex an uhlreiche westliche Gläubiger­
banken und Institutionen erklärte der große Mann aus Ha­
vanna unter Hinweis auf seine leeren Kassen den Offen­
barungseid." 
Für viele kam dieser Schritt überraschend, rur die bürger­
lichen Komm entatoren war er wieder einmal eine Bestäti­
gung ihrer Theorie, daß der Zusammenbruch der Wirtschaft 
in den sozialistischen Ländern anstehe. Der "Offenbarungs­
eid" wurde daher hämisch kommentiert und mit Falsch­
informationen garniert: "Ober 11 Milliarden Dollar Schul­
den."2 

Die Fakten, die die Kubaner den Banken und der interessier­
ten öffen tlichkeit in bemerkenswerter Offenheit zugänglich 
machten, wiesen derartiges als Lüge aus. Der Bericht der 
kubanischen Nationalbank, der eine sehr präzise Beschre i­
bung der Auswirkungen des kapitalistischen Weltmarktes 
auf d ie Entwicklunsländer gibt, beziffert Kubas Schu lden· 
stand in frei konvertibler Währung per 30.6,1982 auf 
2.913,8 Mio Pesos. Dies entspricht ungefahr der gleichen 
Summe in US·Dollar. 
Bei Betrachtung der Schuldenstruktur werden die spezifi­
schen Probleme von Kubas Finanzbeziehungen zu den kapi­
talistischen Industrieländern und die Nachwirkungen der 

US- Blockade deutlich. Von der Cesamtschuldensumme ent­
fallen 35% auf durch Regierungsbürgschaften gesicherte Lie­
ferantenkredite mit meist kurzer Laufzeit, über 55% auf vor­
wiegend (70%) kurzfrist ige Bankkredite, aufgenommen auf 
den internationalen Finanzmärkten, 7% auf Kredite im Ver­
rechnungsverkehr mit Spanien und gar nur 1,6% oder 45 
Mio Pesos auf offizielle Entwicklungshilfekredite, die als 
einzige zu vertretbaren Bedingungen gewährt werden. 3 

Die sctieinbar hohen Schulden Kubas erscheinen angesichts 
der gewachsenen Leistungsfahigkeit der kubanischen Wirt­
schaft und der gigantischen Schulden aller bedeutenden 
lateinamerikanischen Länder in einem anderen Licht, wobei 
allein die Schulden Mexikos oder Brasiliens (über 60 bzw. 
70 Mrd Dollar Ende 1981) höher sind als alle Westwährungs­
verbindlichke.i ten aller sozialistischen Länder. 
Neue Kreditgewährungen an die meisten E.ntwicklungslän­
der dienen daher nur noch dazu. die Zins- und Tilgungszah­
lungen sicherzustellen, um einen Kollaps des westlichen 
Bankensystems zu verhindern. Für die extrel!l hohen Zinsen 
wurden 1981 die Exporter]öse im Durchschnitt aller latein­
amerikanischen Länder zur Hälfte und bei Argentinien, Bra­
silien und Chile sogar zu 2/3 verausgabt. Kuba mußte 1981 
28,2% (verglichen mit 18,7% im J ahr 1980) seiner Exporter­
Iöse rur Zinszahlungen aufwenden, eine Rate, die in Bank­
kreisen heute als durchaus normal gilt. 
Erst be im überschreiten der 30%-Marke werden üblicher­
weise die Banken bei der Vergabe von neuen Krediten vor­
sich tiger. Aber durch den Beinahezusammenbruch Mexikos 
nervös geworden, haben die Banken. auch auf massiven 
Druck der Regierung Reagan hin, Kuba die Kreditlinien der 
kurzfristigen Kredite radikal gekürzt. Daher sah sich Kuba 
Mitte des Jahres 1982 vor die Situation gestellt, innerhalb 
des nächsten halben Jahres zusätzlich zu den laufenden Zin· 
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sen und Tilgungen 470 Mio Dollar zurückzuzahlen, was die 
Zahlungsunfahigkeit Kubas herbeigefUhrt hätte. In dieser 
Lage hat die kubanische Nationalbank den Kreditgebern u.a. 
vorgeschlagen: einen dreijährigen Tilgungsaufschub bis 1986 
und Slreckung der Rückzahlung über 10 Jahre, wohingegen 
Kuba bereit ist, die Zinsen rur die gesamten Schulden wei· 
terzuzahlc:n, alle Importakkreditive zu bedienen und auf ci· 
nen Zahlungsaufschub fur kurzfristige Kredite zu verzieh­
ten. 3 

Die Verschuldungsverhandlungen dauern zur Zeit noch an. 
Mit einem negativen Ausgang ist nicht zu rechnen, weil dann 
sämtliche Entwicklungsländer, deren Volkswirtschaften bei 
weitem nicht so leistungsstark wie: die kubanische sind, erst 
recht rur zahlungsunfahig erklärt werden müßten. Und dies 
mit allen Konsequenzen, die das rur den Weltmarkt und die 
internationalen Kreditmärkte hätte. 

Aber sicher muß Kuba finanzielle Konzessionen machen, die 
eine Belastung für die kubanische Wirtschaft in den nächsten 
Jahren darstellen. In Erwartung der aus den steigenden Zin­
sen resultierenden Belastungen wurde im Volkswirtschafts­
plan 1982 auch nur noch eine Wachstumsrate von 2,5%, 
verglichen mit 12% im Jahr 1981 eingeplant, welche von 
Fidel Castro in seiner Rede zum Nationalfeiertag am 
26.7.1982 dann auf Null korrigiert wuroe.4 

Außenverschuldung - nicht unauflösbar 

Angesichts dieser Situation drängt sich die Frage auf, ob 
sich Kuba nicht unvorsichtigerweise (trott der leidvollen Er­
fahrungen mit der US-Blockade in den 60er und frühen 70er 
Jahren, deren volkswirtschaftlicher Gesamtschaden von der 
Nationalbank auf 9,1 Mrd Dollar beziffert wird) durch die 
Verschuldung bei den kapitalistischen Industrieländern er­
neul in eine Abhängigkeit von den imperialistischen Finanz­
zentren begeben hat, die Kubas sozialistische Entwicklung 
negativ beeinflussen könnte. 
Anfangs war das revolutionäre Kuba, nach dem Austritt aus 
dem Internationalen Währungsfonds (IMF) und angesichts 
des Andauern! der US-Blockade, fast vollständig auf die 
Wirtschaftshilfe und den Markt der sozialistischen Länder 
angewiesen. In den 70er Jahren gelang es Kuba, erneut 
AußenhandeJsbeziehungen zu den kapitalistischen Ländern 
anzuknüpfen. Im Rahmen der Entspannungspolitik der 70er 
Jahre gewährten westliche Banken - zu damals noch recht 
günstigen Zinsen - auch Kuba Kredite zum Import von In­
dustrieanlagen und Produktionsmitteln. 

Da Kuba von jeglicher offizieller Entwicklungshilfe seitens 
der kapitalistisc::hen Industrieländer ausgenommen war -
und mit wenigen Ausnahmen (Kanada, Finnland, Belgien, 
Niederlande und Österreich, Ge13.mUumme 38 Mio Dol­
lar) - auch heute noch immer ist, blieb ihm kaum ein ande­
rer Ausweg, als sich direkt auf den internationalen Finanz­
märkten zu verschulden. Die Kreditbedingungen dort sind 
weitaus ungünstiger (gleitende Zin5SäUe, höhere Zinsen 
quasi als "Risikozuschlag" für die Kreditvergabe an die 
"Rote Zuckerinsel", kurze Laufl:eiten, ungünstige Tilgungs. 
modalitäten) als die der offiziellen Entwicklungshilfe oder 
gar die Kredite der sozialistischen Länder. Bei letzteren sind 
die Bedingungen der Finanzierungskredite; Laufzeit 25Jah­
re und mehr, 10 tilgungs freie Jahre, Zinssatz 2%, Aufschub 
der Tilgung aller vor 1972 gewährten Kredite bis 1986. 

Sicherlich wurden die Möglichkeiten, durc::h Außen­
verschukiung auf den kapitalistischen Finanzmärkten das ei­
gene Wirtschaftswachstum zu beschleunigen, von Kuba wie 
von einigen anderen sozialistischen Ländern in der Entspan­
nungsära leicht überschätzt, die wn-uchaftlich-politischen 

Risiken unterschätzt. Dennoch war fUr Kuba das abgelau­
fene· Jahrzehnt, trotz schwerer zusätzlicher Belastungen 
(Zuckerrohrrost, Tabak-Blauschimmel, Dengue-Fieber), 
wirtschaftlich außerordentlich erfolgreich. 

Das kubanische Bruuoinlandsprodukt wuchs mit einer Jah· 
retrate von durchschnittlich 9,3%, das Pro-Kopf-Einkom. 
men um 7,9%. Die Arbeitsproduktivität konnte um 4,3% 
pro Jahr, das Realeinkommen um jährlich 5,2% gesteigert 
werden. Durch die Inbetriebnahme zahlreicher Industrie­
projekte und Infrastruktureinrichtungen gelang es, die Ver­
sorgung der Bevölkerung mit langlebigen Konsumgütern 
nachhaltig zu verbessern. Eine der Folgen: 1980 entfielen 
auf 100 kubanische Haushalte 105 Radios, 74 Fernsehgeräte 
und 38 Kühlschränke. Die Vollmechanisierung der Zucker­
ernte konnte auf 45";' gelttigert werden und die Investitio­
nen wuchsen mit einer Jahresrate von 1,75%, $0 daß die 
Akkumulationsrate im Zeitraum 1970-80 aur 28,8% gestei­
gert werden konnte. Daneben wurden die staatlichen Auf­
wendungen für Gesundheit, Bildung und Kultur allein im 
Zeitraum 1977-81 mehr als verdoppelt. 

Die insgesamt positive Entwicklung hielt auch im I. Halb­
jahr 1982 an. Das Produktionsergebnis der Lebens'mittel­
industrie, der Ersatzteilproduktion und der Bauindustrie 
wuchsen mit zweistelligen Raten gegenüber der Vorjahres­
periode_ 1981/82 wurde mit 8,2 Mio t die bisher zweitbeste 
Zuckerernte der kubani.chen Geschichte eingefahren. 
Die Modernisierung des Zuckersektors macht grDße Fort­
schritte, so wurden 1981 schon 3.000 in Kuba selbst.gebau­
te Zuckerrohrvollemter eingesetzt und die Zahl der Erntear-
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beiter zum Zuckerrohrschlagen konnte von 350.000 im Jahr 
1970 auf 110.000 im Jahr 1981/82 verringert werden. Der 
Energieverbrauch zur Verarbeitung des Zuckerrohrs wurde 
drastisch reduziert. 
198 t wurde erstmals mit den kapitalistischen Ländern ein 
Außenhandelsüberschuß eniell. Die Zahlungsbilanz ist aus­
geglichen. 
Den positiven binnenwirtschaftlichen Ergebnissen stehen 
negative außenwirtschaftliche Einnüsse gegenüber. Sie brin· 
gen beträchtlichen Schaden für die kubanische Wir'tschaft 
mit sich und werden das Wirtschaftswachstum im kommen­
den Jahr vermindern. 
Die Zuckerrohrpreise auf dem kapitalistischen Weltmarkt 
sanken absolut auf den tiefsten Stand seit 10 Jahren, real 
noch weit darunter. Auf Basis 1972 = 100 indexiert, lag der 
reale Zuckerpreis im August 1982 bei 39. 5 

Auch die künftige Zuckerweltmarktpreisentwicklung wird 
mit ziemlicher Sicherheit negativ sein. Laut Prognose des 
HWWA·Wirtschaftsforschungsinstitutes6 wird der Zucker­
preis 1983 aufgrund der übervollen Lager und guter Ernten 
22% unter dem Preis von 1982 liegen, nachdem dieser schon 
um 50% unter dem Preis von 1981 und dieser wiederum 
42% unter dem Preis von 1980 lag. Der Zuckerpreis ist da­
mit der seit 1980 am stärksten gesunkene Rohstoffpreis und 
liegt jetzt mil 6,88 US-cts/lbs (Cenl$ pro Pfund, US­
Pfund =453 g) um 30% unter den Produktionskosten von 
rund 10 ctsll bs. 

Zinswucher westlicher Kreditgeber 

Der Abstun des Weltmarktzuckerpreises von fast 40 cts/l bs 
im Oktober 1980 ist bedingt einesteils durch die Schließung 
des US-Marktes rur Driulandszuckerimporte, den Massenver­
kauf von hochsubventioniertem EG-Rübenzucker auf dem 
Weltmarkt und einem zunehmenden Ersatz von Zucker 
durch andere Stoffe (Mais-Glucose) rur die industrielle 
Süßwarenherstellung. Anderenteils geht der Preisverfall auf 
das Verdrängen Kubas und andcrer traditioneller Zucker­
exporteure der Dritten Welt von angestammten Märkten zu­
rück, und zwar infolge der massiv gesteigerten Zuckerrohr­
produktion aus entwickelten kapitalistischen Ländern wie 
Australien und Südafrika_ 
Kuba ist sicherlich. was seine Westwährungsdevisen angeht, 
von dem Preisverfall betroffen. Denn noch immer stammen 
2/3 seiner Exporterlöse in konvertibler Währung aus dem 
Zuckerexport, aber nicht hinsichtlich des Zuckerexportes in 
die sozialistischen Länder, deren Märkte mehr als die Hälfte 
des kubanischen Zuckerexpones aufnehmen. Denn der von 
der UdSSR gezahlte Zuckerpreis hat sich umgerechnet in US 
cen15ll bs seit 1972 mehr als verfUnffacht (43, I 7 US-cu/l bs 
im Jahr 1981) und ist zudem an die Preise fUf das von Kuba 
in der Sowje.tunion eingekaufte Rohöl gebunden, so daß die 
reale: Kaufkraft der kubanischen Zuckerexporte in den so­
zialistischen Ländern des Rates für Gegenseitige Wirtschafts­
hilfe (RGW) gleichgebli-:ben, teils sogar gestiegen ist. Die 
verhängnisvolle Preisschtte - sinkende Rohstoffpreise/infla­
tionäre: Preise rur Industrieprodukte - ist für Kuba im 
gleichberechtigten Handel im Rahmen des RGW außer Kraft 
gesetzt. 7 

Eine ähnlich negative Entwicklung wie auf dem Weltzucker· 
markt Kilt auch für Nickel, Kubas zweitwichtigSles Roh­
stoffexportprodukt_ Zu stabilen Preisen werden 2/3 des 
kubanischen Nickelexportes im RGW abKesetzt, 12.000 t 
auf dem kapitalistischen Weltmarkt verkauft. Dort sind die 
Preise seit 1980 um 1/3 rückläufig. 
Wenn dann die Frankfurter Allgemeine vom 27_11.1982 
scheinbar sachlich feststellt, daß die Verkäufe an westeuro­
päische Länder deutlich (um 40%) zurückgingen, ist darin 
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schon eine entscheidende Informationsunterschlagung ent­
halten, die die wahren Machtverhältnisse auf diesem Markt 
exemplarisch beleuchtet. Es wurde nämlich nicht berichtet, 
daß die USA die Einfuhr von Industrieprodukten verboten 
haben, in denen kubanisches Nickel verarbeitet wurde. Die­
ser ökonomische Druck veranlaßte natürlich zahlreiche 
Länder, ihre Nickelbezüge aus Kuba einzustellen oder stark 
zu reduzieren. 8 

Die zweite negative Außenwirtschaftskomponente ist die 
aufTÜstungsbedingte Hochzinspolitik der ~SA. Da fast alle 
Kredite auf den internationalen Finanzmärkten (Eurodollar­
markt) mit variablen Zinssätzen ausgeStattet sind, werden 
deren Zinsen laufend angepaßt, wenn die Leitzinsen steigen. 
D_h_ Kuba muß heute rur die meisten seiner in den 70er 
Jahren aufgenommenen Kredite dreimal so hohe Zinsen wie 
noch 1978 zahlen. 
Dies wirft jede Wirtschaftlichkeitsberechnung fUr solcherlei 
fremdfinanzierte Investitionsprojekte über den Haufen und 
erschwert die Aufstellung des Volkswirtschaftsplanes. Es 
bringt noch zusätzliche Belastungen rur die Zahlungsbilanz 
mit sich. da den steigenden Zinszahlungen gleichzeitig ver­
ringerte Exporterlöse gegenüberstehen. Dieses Dilemma wird 
noch zusätzlich verstärkt durch den Anstieg des US-Dollar­
kurses von durchschnittlich 1,80 DM/Dollar im Jahr 1980 
auf derzeit ca. 2,50 DM/Dollar, da die meisten Kreditzinsen 
in Dollar zu bezahlen sind, die Exporterlöse aber häufig in 
anderen Westwährungen anfallen. 
Die aus diese~ kapitalistischen Weltmarktbedingungen er­
wachsenen Nachteile beziffert die kubanische Nationalbank 
allein im Zeitraum 1982/83 auf 1,6 Mrd Pesos, wovon 30% 
auf die rückläufigen Zuckerpreise. 23% auf die Hochzins­
politik. 18% auf die Inflation in den kapitalistischen Län­
dern und 29% auf die Kürzung der Kreditlinien entfallt. 9 

Darin nicht enthalten sind die von Kuba beantragten Anlei­
hen auf dem EurodoUarmarkt in Höhe von mehreren hun­
dert Mio DM, die 1981/82 auf Druck von US-Banken von 
den Vergebungskonsortien zurückgezogen wurden. lO 

An diesem Beispiel wird deutlich, daß von der Abwäh.ung 
der US-Aufriistungskosten mittels Höchstzinsen auf dritte 
Länder auch die sozialistischen Länder betroffen sind. D.h. 
ein Teil der internationalen Systemauseinandersetzung wird 
über die internationalen Finanzmärkte ausgetragen_ 
Daher bergen die Verschukiungsoperationen auf diesen 
Märkten auch höchste Brisanz fUr den Erhalt des kapitalisti­
schen Bankenapparates in sich. Bankenzusammenbrüche, die 
notwendigerweise der Zahlungsunr.ihigkeiuerklärung mehre· 
rer Länder folgen müßten, könnten in letzter Konsequenz 
zu einer höchsten Gefahrdung des Weltfriedens fUhren. 
Angesichts der Aggressivität der Reagan-Administration ist 
nicht auszuschließen, daß über die bewußte Herbeiführung 
der Zahlungsunfahigkeit eines der sozialistischen Länder, 
und zwar über entsprechende Kreditmarktoperationen, neue 
internationale Spannungen mit weitreichenden Folgen auch 
militärischer Art provoziert werden sollen_ Unter diesem 
Aspekt ist auch das äußerst defensive Operieren und die 
Konzessionsbereitschaft des sozialistischen Lagers in den 
internationale!!. Verschuldungsfragen zu sehen. 

Anmerkungen: 
I) Handelsblatt (HB), 3.9.191l2, 5.2 
2) 50 hieß es in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung (FAZ), 

20.9.1982,5.U 
3) Daten nach: Banco Nac;onal de Cuba, Economk Report, Havan-

na, August 1982, S. 47 und 55f.; Der 5piegel, Nr. 20/1982, 5.14 
4) Granma Weekly Review, Havanna, 10_1.1982 
5) Economic Report, a.a.O., 5.1247 
6) IF().Schnelldic:nst. NT. 30/1982. 5.4 
7) Economic Report, 3.a.O., 5.21 
8) Daten nach: F AZ, 20.9.1982 und 27.11.1982 
9) Economic Report, a.a..O., 5.19 und 49 

10) Südwind, Ikrn, Nr. 3/1982, 5.20 



Brasilien 
Peter Garcia 

Kongreßwahlen im Schatten 
der Militärs 

Alle Anstrengungen waren umsonst. Allein können die Mili­
tärs den Würgegriff der Krise: nicht lösen. Kein Bereich Brasi­
liens ist von ihr verschont. Sie hat viele Namen: Arbeitslosig­
keit, Massendend. Wohnungsnot, Inflation, Verschuldung, 
FirmcnzusammcnblÜchc:. 
Da:zu die Meinung der exklusivsten Pariser Kapitalanlage­
berater: "In einem Land, in dem die Armen über Klein­
anzeigen ihre: Augen und Nieren verkaufen, um zu überle­
ben, erhält die Zurtahme der Arbeitslosigkeit eine makabre 
Dimension ... "l In der Tat makaber ist folgende Anzeige, 
die der Maurer Walter Vieira Reis, 36 Jahre, in einer Zeitung 
Belems veröffentlichte: Verkaufe meine Hornhäute für 
5 Mio Cruzeiros (I DM = 81,91 CTU1;.), "weil ich meine 
Familie in besseren Lebensbedingungen sehen möchte".2 
Die Arbeitslosigkeit erreicht immer katastrophalere Aus· 
maße. Das brasilianische Arbeitsministerium hat - mit et­
was Verspätung - rur das Jahr 1979 fo lgende Zahlen veröf­
fentlicht: Arbeitsfähige Personen - etwa 45 Mio. Davon in 
einem festen Arbeitsverhältnis - etwa 24 Mio. Arbeitslos 
oder unterbeschäftigt - etwa 21 l\1io. 3 

Auch die Töchter bundesdeutscher Firmen beteiligen sich 
an der Vergrößerung der ArbeitslOSigkeit. Die meisten dieser 
Firmen sind im Gebiet Säo Paulo konzentriert. Von lien 
etwa 300.000 Beschäftigten dieser 800 deutsch-brasiliani­
schen Unternehmen sind minletweile 10% entlassen. Bei 
VW und Mercedes mußte sogar jeder Vierte gehen. Etwa die 
doppelte Anzahl BeSChäftigter hat in den Zulieferbetrieben 
ihren Arbeitsplatz verloren.4 

Schlachttag im Schlachthof Marajo von Recife. Vor den Ab­
wasserrohren drängen sich Menschen. Sie tauchen ihre 
Hände in die stinkende, klebrige Brühe, um die im Schlacht­
hof rur ungenießbar eingestuften Tierabfalle abzufangen, be­
vor sie in den nahegelegenen Bach verschwinden. 
Ein neues Wort wurde in Brasilien geprägt: Comedores de 
lixo (Mültesser). Mit diesem Wort bezeichnet man Menschen, 
die sich ihr täglich Brot aus Mülltonnen wühlen. Fast 3 Mio 
Kinder leben allein in Siio Paulo und Rio de Janciro vom 
Durchwühlen des Mülls nach Eßbarem. 

Insgesamt schlagen sich heute in Brasilien 25 Mio obdach· 
lose und bedürftige Kinder auf den Straßen und in den 
Elendsvierteln durch. Das sind offizielle Zahlen der Stiftung 
rur das Wohlergehen der Minderjährigen (FUNABEM), die 
jährlich aus Geldmangel gerade 600.000 dieser Kinder be­
treuen kann. 600.000 andere Kinder sterben an Unterernäh· 
rung, bevor sie das erste Lebensjahr erreicht haben. 
Ebenfalls nach Angaben der FUNABEM können über 12 
Mio Kinder zwischen 7 und 14 Jahren nicht lesen und 
schreiben. Zusammen mit Peru hat Brasilien den niedrigsten 
Bildungsetat Lateinamerikas: ganze 5,3%. 
In Brasilien gibt es einen gesetzlich festgelegten Mindest­
lohn. Im August 1981 lag er bei 7.128 Cruzeiros. Für densel· 
ben Monat wurde - ebenfalls offiziell - das Lebenshal­
tungskostenminimum für einen 4-Personen-Haushah ermit­
telt: 26.772 Cruzeiros, also mehr als das Vierfache des Min­
destlohns. 75% aller Lohnempfanger erhalten nur ein bis 
drei Mindestlöhne, d.h. sie bleiben unter jenem realen Mini­
mum. 
Allerdings: Nicht für alle Brasilianer wird das überleben im· 
mer schwieriger. Zahlen des Brasilianischen Instituts rur 

Hauptergebnisse der 
Wahlen 1982 

Gouvemcunwah"'n 

Die Opposition hat in folgenden I 0 Bundesstaaten gesiegt: 

A<~ 
Amazonas 
Espirito Santo 
Goias 
Mato Grosso do Sul 
Minas y.:rais 
Pani 
Parana 
Rio dejaneiro 
Säo Paulo 

KongreßwahJen (Camara) 

PMOB 
PMDB 
PMOB 
PMOB 
PMDB 
PMOB 
PMOB 
PMDB 

POT 
PMDB 

Die Zahl der insgnamt 479 Abgeordneten wird sich wie rolgt ver· 
teikn: 

POS 
PMOB 
POT 
PT, 
PT 

(Quell.,; journal do Brasil, Rio dc janeiT<>, 26.11.1982) 

234 
200 

24 

" , 
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Statistik und Geographie verdeutlichen die nachfolgenden 
Zusammenhänge. 1960 teilte sich die Hälfte der Brasilianer 
17,4% des Nationaleinkommens. Auf der anderen Sei te der 
Einkommensskala standen 5%, die 28,8% des Nationalein· 
kommens erhielten. 1976 hatte sich das Bild zuungunsten 
der ärmeren Hälfte der Bevölkerung verschoben: Sie mußte 
sich mit 13,4% des Nationaleinkommens zufriedengeben, 
während die 5% Reichen ihren Anteil auf 37,9% erhöhten. 
Die 1% Allerreichsten verfUgten im selben jahr nach dieser 
Statistik über mehr Einkommen als die 50% ärms ten Brasi­
lianer!!) 

Brasilien ist heute mit rund 80 Mrd Dollar bei den imper ia· 
Iistischen Ländern verschuldet. Den.eit müssen über 4/5 der 
Exporterlöse nur fUr die Zahlung der Zinsen bereitgestellt 
werden. 
Der Exportüberschuß war in den ersten zdm Monaten des 
jahres 1982 auf 41 7 r-.lio Dollar zurückgegangen. Die Infla­
tion lag 1982 bei ca. 110%. Bis November 1982 wurde der 
Cruzeiro gegenüber dem US·Doliar 35 mal abgewerte t und 
war bis dahin gegenüber dieser Währung nur noch 53,9% 
wert. Das heißt, daß sich der Preis einer Maschine oder eines 
Ersatzteils aus den USA rur einen brasilianischen Käufer, der 
den entsprechenden Gegenwert in Cruzeiros anschaffen 
muß, von januar bis November des jahres 1982 fast verdop' 
pelt hat. 
Schuldzinsen, Inflation und abnehmende Exporterlöse ha­
ben Brasilien gezwungen, für ca. 14 Mrd Dollar eine Um­
schuldung bei den westlichen Banken zu beantragen, um die 
Erklärung seiner Zahlungsunfähigkeit zu vermeiden. Die 
Umschuldung wurde in der Zwischenzeit gewährt. Das be­
deutet jedoch, daß sich die Verschuldung Brasiliens 1983 
auf mindestens 91 Mrd Dollar erhöhen wird. 6 

Zur Verhinderung des völligen Bankrotts treibt die derzei· 
tige Regierung ihre Pläne zum Ausverkauf der reichen Bo­
denschätze Brasiliens, z.B. im Gebiet von Carajas und im 

Amazonasdschungel, voran. 
Der ganze Widersinn des von der brasilianischen Regierung 
eingeschlagenen "Entwicklungswegs" zeigt sich auch an fo l­
gendem Beispiel: Zur Verringerung der Erdölimporte rief 
die Regierung das Programnl "Proalcool" ins Leben. Aus 
Zuckerrohr und z.T. auch aus Maniokwur.(eln wird Alkohol 
gewonnen und entweder dem Benzin beigem ischt oder rein 
a ls Autotreibstoff verwandt. Aufgrund von staatlichen Sub­
ventionen entstehen in vielen Teilen Brasiliens riesige 
Zuckerrohrplantagen - auf Kosten der Kleinbauern, die 
Grundnahrungsmittel anbauen. 
r-.!it Hilfe von j ustiz und Mordbanden werden die Bauern 
von ihren Besitzungen vertrieben. Das Ergebn is des Pro­
gramms "Proalcool"; Gesunkene Erdölimporte, hunderttau­
sende neue Favela-Bewohner und die Tatsache, daß Brasilien 
heute große Mengen Mais, Reis und Bohnen importieren 
muß ! 
Es waren insbesondere die wirtschaftlichen Probleme, die 
den Militärs über den Kopf wuchsen. Nach dem durchschla­
genden Mißerfolg des "Modells Chile", das als Alternative 
nicht mehr in Frage kam, traten die Militärs mit der "demo­
kratischen Öffnung" die Flucht nach vorn an. 
Am 15.11.1982 wurde dann gewählt. Als das Ergebnis fest­
stand, gab es zweimal stahlende Gesich ter. Sowohl die Re­
gierungspartei. als auch die Opposition behaupten, bei den 
Wahlen 1982 gesiegt zu haben. Und beide haben recht. 

Die Regierung des Generals Figueiredo (seit März 1979 im 
Amt) hat m it einer Reihe gesetzlich verfügter Wahlbehinde­
rungen ihr Überleben gesichert. Ihre Sozialdemokratische 
Partei (POS) stellt 13 der 23 Gouverneure, 234 der 479 
Kongreßabgeordneten und die absolute l\ lehrheit im Wahl­
männergremium, das 1985 den neuen Präsidenten bestim· 
men wird. . 
Die Opposition war auf vielf:iltige Weise benachteiligt. Ein 
Gesetz, das "Lei Falcäo", verbot ihr die Selbstdarstellung in 

Politische Parteien Brasiliens 
SOetialdemoktatische Partei (POS) 

Konservati\'e Regierungipartei. Vertritt die Interessen der Groß­
grundbesiuer sowie der nationalen und internationalen Großkon· 
zerne. Oie Spiuen der miliuriKhen Hieran::hie, des Bcamtentums 
uttd z.T. des Klerus haben hier ihre Heimat. Massenbasis unter der 
LandbeVÖlkerung der ärmeren Bundeutaaten des Nordens. 

Brasilianische Arbeiterpartei (PTB) 

Reaktionär, möglicher Bündnispartner der POS. Hat kleinen Wih· 
lerstamm in Sio Paulo dun::h J~nio Quadros, 1961 Präsident Brasi­
liens. Vorsitzende Ivene Vargas, Nichte des Diktators G. Vargas 
(1934-45). Wird von einigen Großindustridien unterstützt. 

Demokratische Arbeiterpartei (POT) 

Soetialdemokntische Partei, Vorsitzender und persönlicher Freund 
W. Brandts ist Leonel Br~o la, bis 1964 Gouverneur von Rio Gran· 
de do SuL In diesem Staat sowie in Rio de Janeiro Massenbasis im 
Mittelstand und unter Industriearbeitern. Unterhält Kontakte ZUr 
SI. 

Kommunil<tische Partei Brasiliens (peB) 

Noch verboten. Kommunisten können jedoch in der Öffentlichkeit 
als EinzelpCT10nen auftreten. Kämpft derzeit um Lcgalisierung. Bei 
den Wahlc:n offiziell PMDB unterstützt. s.-.findet sich in Phase der 
Reorganisation, da die Parteiorganisation ZUr Zeit der lllegaliut 
wiederholt schwere Schläge hinnehmen mußte. 
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Partei der Oemokrati.schen Bewegung Br:uiliens (PMOB) 

Sammelbewegung aUS liheralen, nationalisti.schell. reformistischen 
und linken Kräften (einschließlich Sozialisten und Kommunisten). 
Seit Anschluß der PP existiert ein starker konservativer Flügel. Mas· 
senbasis unter Industriearbeitern. im Süden Brasiliens unter Klein­
und Mittelbauern, sowie bei Teilen des Mittelstands (einschließlich 
kle iner und mittlc:rer Häl)dler und Unternehmer). Von einer Reihe 
Gewerkschaften unterstützt. Unterhält über di.e Friedrich·Ebert· 
Stiftung in Rio Kontakte zur Sozialistischen Internationale (SI). 

Partei der Arbeiter (PT) 

Metallarbeiter der Basisgewerkschaftsgruppen in und um Säo Paulo, 
UnterUützung von Teilen der Metallarbeitergcwerkschaft und der 
Gewerkschaft der Bankangestelhen, sonst hauptsächlich Studenten 
und Intellektuelle, z.B. auch in den Basiskin::hengcmeinden. Vorsit­
under Lu" Ign<kio da Silva (Lula) war ruhrende Persönlichkeit 
beim Metallarbeiterstreik von 1978. Unterhält Kontakte zur SL 

Volkiiparlei (PP) 

Konservativ-nationalistisch. Lehnt Wirtschaftspolitik der MiJiurs 
ab. Vertritt Interessen der mittleren und kleineren Industriellen 
IOWie der Großbauern im Süden des Lande.\.. Von den meisten Un­
ternehmem Säo Paulos unterstützt. In der Parteiftihrung sind einige 
der größten Bankiers Br.lsiliens vertreten. 
Aus wahltaktischen Oberlegu~n 1982 an PMDB angeschlossen. 
Regierung will dureh Gesetz erneute Loslösung von PMDB errei· 
ehen. 



den Massenmedien. Jede der mnr teilnehmenden Parteien 
mußte Kandidaten für alle Ämter aufstellen, was rur die 
I'artei der Arbeiter (PT), die Demokratische Arbeiterpartei 
(POT) und die Brasilianische Arbeiterpartei (PTB) in vielen 
Gebieten Brasiliens unmöglich war. 
Als Gegenstück dazu wurde die "Vincula~äo total de votos" 
verfUgt, d.h. vom Gemeinderaumitglied bis zum Gouverneur 
durften für alle Ämter nur die Kandidaten einer Panei ge· 
wählt werden. Koalitionen zwischen den Parteien wurden 
verboten, wodurch es der Regierungspartei z.B. im Staat Rio 
Grande do Su l gelang, trotz klarer Mehrheit rur die Opposi· 
tion die Wahl für sich zu entscheiden. 
Die Zahl der Abgeordneten im Kongreß wurde so festgelegt, 
daß die bevölkerungsannen unet wenig industrialisierten 
Bundesstaaten gegenüber den industrialisierten mit hoher 
ßevölkerungszahl bevorzugt sind. Jedem Bundesstaat stehen 
unabhängig von der Einwohnerzahl mindestens sechs Kon· 
greßsitze zu . Das nützt der POS, die unter der Landbevölke· 
rung des armen Nordens ihre Massenbasis hat. 

WahIbenachteiligungen der Opposition 

Auch einzelne Parteien wurden behindert. Der Vorsitzende 
der PT, Lula, war 1980 für seine Rolle beim Metallarbeiter· 
streik von einem Militärgericht wegen Verstoßes gegen die 
nationale Sicherheit zu dreieinhalb J ahren Gefangnis verur· 
teilt worden. Diese Strafe brauchte er nicht antreten;jedoch 
erklärte ihn die Regierung zur "unwählbaren Person". Das 
trug unter anderem dazu bei, daß die PT selbst in Säo Paulo, 
dem Hauptschwerpunkt der meta!lverarbei tenden Industrie, 
kaum über 10% herauskam.7 
Die Opposition hat zwar ihr Ziel n icht erreicht, der POS 
national eine Wahlniederlage zuzuftigen. Aber ihre Erfolge 
sind trotzdem beachtlich. Absolut konnte sie mehr Stimmen 
gewinnen als die Regierungspartei POS. Die 10 von der Op· 
position gewonnenen Staaten erbringen mehr als 3/4 des 
Gesamtsteueraufkommens Brasiliens. Mit Ausnahme von 
Rio Grande do Sul befinden sich alle industriell entwickel· 
ten Bundesstaaten in der Hand der Opposition. Das bedeu· 
tet u.a., daß die Arbeiterklasse in den Industriegebieten ei· 
nen politischen Kurswechsel wollte. 
Aber auch in einigen weniger entwickelten Bundesstaaten 
schlug das politische Barometer in Richtung Opposition aus. 
So z.B. in Acre, wo es eine breite Bewegung zur Besetzung 
brachliegender Ländereien gibt, die den Großgrundbesitzern 
der POS gehören. Oder in Para, wo sich immer mehr Stirn· 
men gegen den Ausverkauf der riesigen Metallvorkommen 
im Süden des Bundesstaates (Carajas) an die internationalen 
Monopole erheben. 

Für die weitere Demokratisierung des Landes sind mit dem 
Ergebnis der Wahlen von 1982 gute Voraussetzungen ge· 
schaffen. Aber - und hier sollen noch einmal die anfanglich 
zitierten Kapitalanlageberater zu Wort kommen, die nach 
Interviews mit Präsident Figueiredo und anderen Regie­
rungsmitgliedern schlußfolgerten: "Selbst wenn die Manipu. 
lierung der Wahlen ... den Sieg der Regierungspartei POS 
nicht sichert, so wird Brasilien weiterhin im Schatten der 
Militärs regiert. .. "s 

Anmerkungen: 
1) La Lettre Internationale, Paris, Nr. 98 
2) Granma, Havanna, 27.9. 1981 
3) Cadernos do CEAS, Salvador/Bahia, Nr.74 
4) Frankfurter Allgemeine Zeitung, 19.7.1982 
!I) Daten nach: CEAS, Nr. 78, 77 und 7!1 
6) VgL Cademo, do Terceiro Mundo, I..issabon, Nr. 48; Miueilungen 

der Deutscll·Südamerikanischen Bank, 24. und 26.11.1982 
7) EstadodeSioPaulo,SioPaulo, 19.11.1982 
8) La LeUre Internationale, a.a.0. 

AIB-Sonderheft 1/1982: 

• W BrOnner: Ein Jahr Reagan 
- Die neue globale Konfronta· 
tion _ A I. Barrios: Auf Inter· 
ventionskurs Im miuelamerika· 
nischen Hinterhof • R. Falk: 
Der Kurs der Bundesrepublik -
Mit Reagan in den Abgrund? 
24 Seiten 2,- DM 

AIB·Sonderheft 2/1981 : 

• R. Briickner: Das Apartheid· 
system ist und bleibt unmensch· 
lieh • J. Oslrowsky: Der Kampf 
des ANC Südafrikas _ H. May­
er: Pretorias Aggressionskurs 
gegen seine Nachbarn • W. 
GeislerlJ. Ostrowsky: SOdafrlka 
und die NATO . R. Falk: Die 
Bundesrepublik und Südafrika 
32 Seiten 2,- DM 

AIB-Sonderheft 3/1982: 

• V. Sieglin: Soziale Verände­
rungen im Griff der Oligarchie 
• A I. Bresche: Wo liegen die 
Ursachen des El·Satvador· 
Konflikts? • W. Br6nnerIH . .J. 
Nie/h: Von der .Reform"·Junta 
zum Krieg gegen das Volk _ W 
Br6nnerIH.·J. Nielh: Die salva­
dorianische Befreiungsbewe­
gung - Erben Farabundo Mar­
tis _ A I. Barrios: Die Interven­
tion der USA in EI Salvador -
von Carter zu Reagan 
40 Seiten 2,50 DM 

AIB-Sonderheft 2/1982: 

_ Nachbetrachtung zum Korr 
greB • Gegen die U5-lntervefr 
tion in Zentralamerika" • Bei· 
träge der Veranslaltung .Die 
Zenlralamerikapolitik des We­
stens· von Luis de Sebaslian, 
Rager Wurbach, Jose Pasos, 
James Wall, Heintz Dieterich, 
Wolf·Michael Catenhusen, Die­
ler Boris, Bernd Paeschke und 
Mario ROdriguez • Eduardo 
Galeano: Die Revolution - An· 
twort auf den Krieg gegen das 
Volk 
20 Seiten 2,- DM 
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Uruguay 

AHonso Gonzales Volksvotum für eine 
echte Demokratisierung 

Auch bei seinem zweiten Anlauf hin zu einer "beschränkten 
Demokratie" handelte: sich das uruguayische Militärrcgimc: 
eine: Schlappe: ein. Zum 28. November 1982 waren alle: 
Bürger des Land~s aufgeruren, die: Leitungen dreier wieder­
zugelassener bürgerlicher Parteien, der Colondo-Partei (Ro­
le), der Nationalpartei (Blancos = Weiße) und der christde­
mokratischen Abspaltung Union Civica, zu wählen. Diese 
Wahlen fallten eine Vorentscheidung darüber, welche Kan­
didaten der gToßen Traditionspartcien für die Präsident­
schafuwahlen zum 28.11.1984 (der Sieger tritt am I. März 
1985 das Präsidentenam t an) durchsetzungsfahig sind. Die 
Wahlbeteiligung lag bei 60%. Es siegte bei den Blancos mit 
Pivel Devoto (70% der Stim men) der Mann des exilierten 
antidiktatorischen Parteiführers Wilson FerreiTa Aldunate. 
Bei den Colorados behauptete sich mit Julio Mafia Sangui­
netti (40%), der den kollabofationswilligen Expräsidenten 
Jorge Pacheco Areco (25%) be~wang, ebenfalls der opposi­
tionelle Flügel. Etwa 11% der Wähler folgten dem Votum 
der nichtzugelassenen Linksparteien der Frente Amplio 
(Breite Front), indem sie weiße Stimmzettel abgaben. 
Die Opposition errang damit, wie schon beim Verfassungs­
plebiszit 1980, eine klare Mehrheit. Zeichen der realen 
Stärke des uruguayischen Volkswiderstandes ... 

In den ersten sechs Monaten nach dem Staatsstreich vom 
juni 1973 beset~ten die Militärs alle Schlüsselstellungen im 
Staat, in den Staatsbetrieben, der Verwaltung sowie im Un­
terrichts- und Gesundheitswesen. 
Die Gewerkschaftszentrale CNT wurde verboten. Mit einem 
Reglementierungsgesetz dachten sie, die Gewerkschaften 
unter ihre Konlrol!e ~u bringen. Die auferlegten Beschrän· 
kungen konnten unmöglich von den Gewerkschaften akzep. 
tiert werden. So sollten sich die Arbeiter auf vorgedrucklen 
Formularen für die eine oder andere Gewerkschaft einschrei­
ben. 
Sie taten das auch allerorts ... für ihre a lte Kampfgewerk­
schaft. Erst als die Delegierten dieser Gewerkschaften zu 
der, von Oberst Bolentini einberufenen konstituierenden 
Versammlung erschienen, erkannte er seinen Irrtum. Es wa­
ren die Delegierten der CNT-Gewerkschaften. Sie kritisier­
ten aber akzeptierlen das neue Reglement und trieben den 
überraschten Oberst in die Enge. 
So mußte dieses Reglementierungsprojekt zu den Akten ge­
legt werden. Viele GewerkschaftsfUhrer wurden nun verhaf­
tet, die Gewerkschaftshäuscr, meist mit den Geldern der 
Arbeiter errichtet, wurden besetzt und ~u Poli~eirevieren 
degradiert. 

Ein Versuch, die Diktatur zu legitimieren, war das Verfas­
sungspleb iszit vom November 1980. Gemäß diesem Projekt 
sollten die beiden traditionellen Parteien, die konservativen 
Blancos (Weiße, Nationalpartei) und die liberale Colorado­
Panei (Rote), unter Ausschaltung der Arbeiterparteien und 
der Linken, ein machtbeschränktes Parlament bilden. 
Unter drei von ihnen vorgeschlagenen Präsidentschaftskandi­
daten wollten sich die Militärs dann einen als Präsidenten 
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aussuchen. Der COSENA, der Oberste Militärrat, wäre bei­
behalten worden und sollte zusammen mit dem ebenfalls 
von ihm und dem Präsidenten e rnannten Verfassungstribu­
nal das letzte Wort in allen Fragen behalten, also die reale 
Staaumacht ausüben. 
Hier offenbarte sich zum ersten Mal vor aller Welt die ganze 
politische Vereinsamung der Diktatur. Trotz des Propagan­
damonopols rur das ,Ja" zur Verfassungsreform, trotz aller 
Drohungen der Generäle, wer mit "Nein" stimme, sei "Ter­
rorist", "Aufrührer", "Marxist" oder "Kommunist" (oder: 
"Wenn diese Verfassung nicht angenommen· würde, wäre das 
der Auftakt zu einem blutigen Bürgerkrieg wie dazumal in 
Nikaragua"), trotz aller Einschüchterungen und Erpressun. 
gen antworteten fast 60% der Bevölkerung mit einem 
"Nein", das zugleich ein "Nein" zu sieben jahren Diktatur 
war. 

Die Generäle verboten der Presse, das Wahlresultat zu kom­
mentieren. Die Tatsache der Niederlage der Militärdiktatur 
aber blieb bestehen. 
Grunde gab es gewiß viele, angefangen beim 15-Tage-Gene­
ralstrc:ik der CNT vom Juni 19 73 bis hin zum heroischen 
Untergrundkampf der Gewerkschafter, der Sozialisten und 
Kommunisten, der zahlreiehen Märtyrer und der Opfer Al­
ler, die gegen die Diktatur kämpften. Dann war da die begin· 
nende Wirtschaftskrise, die schon nicht mehr allein die Ar­
beiter, sondern auch die Industriellen, Kauneute und Expor­
teure ruinierle und gegen die niktatur aufbrachte (siehe AIB 
1 1-12/ 1982, S. 58-61), und nicht zuletzt die demokratische 
und antimilitaristische Mentalität der Uruguayer, in einem 
jahrhundert konstitutionell-demokratischen Lebensstils ge-
prägt wurde. . 



Die Armee, die ja nur nach außen eine monolitische Einheit 
darstellt, in der aber die Tendenzen der Gesellschaft ihren -
wenn auch oft verzerrten - Ausdruck find en, sah sich nun 
gezwungen, politische Konzessionen zu machen. Ihr Dilem­
ma war: Wie an der Macht bleiben und die politischen Par­
teien, sei es auch nur der bürgerlichen traditionellen, daran 
beteiligen? Wie die Dinge ändern, damit alles bliebe, wie es 
war? 
Zum neuen Präsidenten ernannten die Herren Generäle, 
statt aller zivilen Marionetten, jetzt, im September 1981, 
einen der ihren, den General Gregorio Alvarez. Er soll jenes 
Kunststück fertigbringen. Die COMASPO wurde gebildet, 
eine besondere Kommission von Generälen und Obersten, 
die mit den Führern der Colorado- und der Blanco-Panei 
den Dialog über mögliche allmähliche Demokratisierungs­
wege aufnehmen sollte. 
Die erste Schwierigkeit bestand darin, daß die Mehrzahl die­
ser Führer "Proscriptos" waren, d.h. sie gehörten zu jenen 
etwa 17.000 Uruguayern, welche durch ein Regierungs­
dekret (Acta Institucional, Nr.4) mit einem politischen 
Bann belegt worden waren. Alle, die einmal auf einer Liste, 
gleich welcher Partei oder Gewerkschaft, als Wahlkandidat 
gestanden oder von einer dieser delegiert waren, durften 
demnach weder politische Außerungen machen, noch jemals 
wieder gewählt werden, auch nicht als Beisitzer etwa eines 
Sportklubs oder einer Mietergemeinschaft. 

Parteiwahlen vom 28.11. 1982 - eine Mißgeburt 

Man hob also ein paar hundert Proscripciones auf, selbstver­
ständlich nur bei den beiden traditionellen Parteien und der 
Union Civica, einer kkinen christlich konservativen Partei, 
die letzthin schon keine Abgeordneten mehr ins Parlament 
bekommen hane. Und auch uei diesen Parteien beließ man 
den Batmnuch auf deren bekanntesten Führern und vor al· 
lern auf denen, die eine konsequent antidiktatorische Hal­
tung bewahrt hatten. 
Der "Dialog" enthüllte aber nur von neuem den Abgrund 
der Konzeptionen. Das Direktorium der Nationalpartei 
(Blancos) - auch ohne ihren Präsidenten Gutierrez Ruiz, 
der 1976 von Militärkommandos in Buenos Aires entfUhrt, 
gefoltert und ermordet worden war und ohne Wilson Fer­
reira Aldunate, ihren PTäsidentschaftskandidaten im Exil -
bestand auf der Aulbebung aller Proscripciones und auf der 
Beteiligung aller 1971 legalen Parleien, also auch der Frente 
Amplio. an kommenden Wahlen. Die Kommissionen der 
Colorados, die im Prinzip ebenfalls unteilbare und unbe­
schränkte politische Freiheiten fordern, bezogen unklarere 
und kompromiß lerische Positionen. 

Immerhin wurden allgemein als ein erster Schritt zur Nor­
malisierung die internen Vorstandswahlen der Parteien fUr 
November 1982 angesetzt. Seit dem Staatsstreich von 1973 
konnten diese Autoritäten ja weder erneuert noch bestätigt 
werden. Ein neues Statut der Parteien sollte den Prozeß 
reglementieren. 
Auf jeden Fall wurde im Verlaufe der Verhandlungen klar, 
daß die antidiktatorischen Strömungen auch in den bürger­
lichen Parteien das übergewicht hatten, vor allem aber, daß 
sie sich nicht mit anfanglichen Konzessionen begnügen 
würden, und so die "demokratische Öffnung" leicht der 
Kontrolle der Militärs entgleiten konnte. 
Es ist bezeichnend, daß die führenden Persönlichkeiten der 
COMASPO wegen zu großer Nachgiebigkeit und unter dem 
Druck des faschistischen Flügels in der Armee, mehrmals 
ausgewechselt wurden. Das von der COMASPO ausgearbei­
tete Parteienstatut wurde dem Staatsrat zur Ratifizierung 
vorgelegt. Der Staatsrat bestand aus 35 von der Diktatur 

ernannten Erzreaktionären, erklärten Faschisten, Karrieri­
sten, und einigen ,Ja"-Kollaborateuren, die die Fassade ei· 
nes Parlaments ersetzen sollten. Man erwartete, wie ste ts, 
von ihnen ein neues Ja und Amen. Sie verschleppten hinge­
gen das Projekt bis zum April 1982. 

Was dann herauskam, war eine Mißgeburt, noch mehr verun­
staltet als das ursprüngliche Projekt. Die Wahlen waren keine 
direkten. sondern es wurden in den 19 Provinzen je 500 
Wahlmänner in jeder Partei gewählt. Diese sollen später die 
15 Vorstandsmitglieder wählen. 
Die Atmosphäre in der diese Parteivorstandswahlen vom 
28.11.1982 vor sich gingen, war alles andere als demokra· 
tisch. Die Wochenschriften der Opposition (Opinar, La 
Democracia, Opcion, La Plaza u.a.) die man als große Kon­
zession vor zwei Jahren zugela.~sen hatte, wurden immer 
wieder geschlossen. 

Parteiversammlungen in geschlossenen Lokalen wurden zwei 
Monate vor der Wahl zugr:lassen, standen aber unter Polizei­
kontrolle. General Rapela, neuer Vorsitzender des COMAS­
PO, berief die Direktorien der traditionellen Parteien zu 
sich, um ihnen eine Standpauke zu halten: In der Wahl­
kampagne dürfe nicht das Plebiszit von 1980 erwähnt wer­
den, Namen und Fotos von I'arteiführern, die Proscriptos 
sind, dürften weder genannt noch abgebildet werden. 
Themen wie die Aulbebung der Proscripciones, die Zulas­
sung linker Parteien bzw. der Frenle Amplio, waren ohnehin 
tabu, jede Kritik an der Wirtschaftspolitik der Regierung 
verboten. 
Von der Nationalpartei wußten die Militärs im vorhinein, 
daß die kollab~rationistischen Fraktionen zu unbedeutend 
sind, um auf sie zu setzen. Was die Colorados anbelangte, so 
hatte man den früheren Präsidenten Pacheco Areco, bis vor 
kurzem Botschafter der Diktatur in Washington, ins Land 
zurückgerufen, damit er sein Gefolge der ,Ja"-Sager mobili­
siere und rur den Plan der Generäle in die Waagschale werfe. 
Er hatte dabei nicht mehr Erfolg als beim Vertassungsplebis­
zit von 1980. 
Gleichzeitig erreichte die Repression der Arbeiterbewegung 
und der Linken einen neuen Höhepunkt. Militärs wie Poli­
tiker fürchteten, die Wähler der Frente Amplio könnten mit 
den Ausschlag zugunsten der antidiktatorischen linken Frak­
tionen in den zugelassenen Parteien geben. Zudem war man 
sich klar, daß diese potentiell aktivere Masse der Bevölke­
rung in unmittelbarer Zukunft ein entscheidender Faktor 
sein kann, der nicht zu ignorieren ist. 
General Liber Seregni, Führer der Frente Amplio - seit 9 
Jahren von seinen Berufskollegen wegen seiner standhaften 
Position auf seiten des Volkes degradiert, im Polizeigefang-

Uruguay.solidarität 
Die i1legalisierte ZentraIgewerks.:haft CNT, die von Holland aus 
eine Kampagne für die Freilassung der gewerks.:haftlichen und poli· 
tischen Gefangenen durchgeführt hat, überreichte dem Repräsen­
tanten der Internationalen Arbeiukonferenz in Genf, Gerd Muhr 
(DGB), 300.000 Unterschriften. Die: CNT wird· von allen Gc:werk· 
schaftsinternationalen als authentischer Repräsentant der uruguayi· 
s.:hen Arbeiter anerkannt. 
Amncsty International unterstützt die Familienangehörigen uru­
guayis.:her politiS<;her Gdangcner. Die Mens.:henrechtskommissio­
nen der UNO wie der Organisation Amerikanischer Staaten und du 
Internationale Rote Kreuz haben mehrfach gegen die Mißhandlung 
in jenen uruguayis.:hen KZs interveniert. 
Der Aufruf zur Solidarität mit dem VoLke Uruguays ergeht auch an 
die demokr:uische Öffentlichkeit der Bundesrepublik. Unterstützt 
die Amnestiekampagne für die politischen und gewerluchaftLichen 
Gefangenen in Uruguay! 
Unterschriften oder Unterschriftenliuen bitte einsenden an: ASK, 
Mainzer Landstr. 15,6000 Frankfurt I 
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nis inhaftiert und 'l:U 14 Jahren Gerangnis verurteilt -, hatte 
sich mit dem Aufruf an die Anhänger der Frente Amplio 
gewandt, Stimm'l:enel ab'l:ugeben und 50 das Betrugsmanö­
ver der Diktatur 'l:uriichuweisen_ 
Das neue "Chronogramm" der Diktatur, nach welchem auf 
dem Umwege gefügiger und dekorativer Parte ipräsidien eine 
ähnlich antidemokratische Verfassung und eine manipuliene 
Präsidentenwahl im November 1994 durchgeführt werden 
sollte, wurde durch die Niederlage am 28.11.1982 in Frage 
gestellt. Es läuft von neuem Gefahr, Olm breiten Widerstand 
des uruguayischen Volkes zu scheitern. 
Das Pendant dazu ist die Wiederaufnahme der Prozesse 
schon verurteilter politischer Gefangener, die auf Haftzeiten 
über zusät'l:!ich 30 Jahre gingen. Und dies angesichts einer 
fortwährenden Verschlechterung deT Haftbedingungen in 
den Militärgefangnissen von "Libertad" (ruT Männer) und 
"Punta Rieles" (für Frauen). Sie machen Hunger, Schikane, 
Mißhandlungen zum tägl ichen Brot der 1.200 politischen 
Gefangenen dort, von wo aus letzthin fast jeden Monat ein 
Toter seinen Familienangehörigen zugestellt wird, wo man 
für das Leben vieler kranker Gefangener fürchtet. 
Unter ihnen befinden sich: Alberto Ahesor, Präsident der 
Eisenbahnergewerkschaft und Abgeordneter der Frente 
Amplio, der nach einer zweiten schweren Herzoperation 
wieder zunick in die Nacht der Arrestzelle kam, und Jose 
Luis Massera. einer der bedeutendsten mathematischen Wis­
senschaftler Lateinamerikas, Senator der Frente Amplio und 
erster Sekretär der Kommunistischen Partei Uruguays in der 
Illegalität, der bereits an der vierten Hypertensionskrise lei­
det. 
Auf einer anderen Ebene, der gewerkschaftlichen, ist die 
Verfolgung seit Oktober 1981 wieder ungemein verstärkt 
worden. Man schätzt die Zahl der seitdem Verhafteten und 
Verschwundenen besonders unter den in der Industrie, im 
Hafen und den Banken Beschäftigten auf ungefahr 600. 
Auch diese VerfoJgungswelJe kam nicht von ungefahr. Zeit­
gleich nämlich starteten die Militärs den VersuchsbaUon ei­
nes Gesetzes der "Berufsassoziationen", mit dem sie sich im 
Ausland und speziell vor der Internationalen Arbeitsorgani­
sation in Genf demokratisch tarnen wolhen. Dieses Gesetz 
sah eine Atomisierung der Vertretung der Arbeiter vor. Die 
neuen Gewerkschaften sollten nicht industrieweit, sondern 
nur lokal in jedem Betrieb ab 15 Mann gebildet werden. Ihre 
Delegierten sollten nicht den früheren Gewerkschaften, der 
CNT, angehört haben und von den Behörden (lies: Polizei) 
zu bestätigen sein. 
Sie sollten nicht einmal Schutz vor ihren Arbeitgebern ge­
nießen, könnten jedeneit entlassen werden. Da noch keine 
Reglementierung des Streikrechts von der Diktatur erlassen 
worden war, waren Streiks verboten. 

Alle Einzelgewerkschaften sowie die in der Illegalität ~gie. 
rende CNT nahmen in ihren 8ulletins Stellung gegen dieses 
von Mussolini kopierte Gesetz. AEBU, die Gewerkschaft der 
Bankangestelhen, di~· einzige legale Gewerkschaft, tat dies in 
einem öffentlichen ~kmorandum. 
Mit Recht befUrchteten jedoch die Militärs , auch diese kar· 
gen legalen Möglichkeiten würden von der Arbeiterklasse 
ausgenutzt werden. Nur zu gut wußten sie, daß die Arbeiter 
nur denen ihr Vertrauen geben würden, die sich im Kampf 
rur ihr Brot und ihre Rechte eingesetzt hatten und das wa­
ren eben die verfemten CNT·Aktivisten. WUrden es auch 
nicht die auf ihren schwanen Listen geken nzeichneten sein, 
so doch der Arbeiternachwuchs, der von jenen Erfahrung 
und Initiative übernommen hatte. 
So legten sie ausgedehnte Razzien an, bei denen Alle, die 
mall gewerkschaftlicher Aktivitäten verdäChtigte und die 
von früher registriert waren, atrestiert wurden. Anfang 1982 
erschienen dann die offiziellen Kommuniques über eine 
Reihe von Prozessen. die gegen die "in den neuen Gewerk-
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schaften infiltrierten Kommunisten" vor Militärtribunalen 
angestrengt worden waren. Nachdem von etwa 500 Gesu­
chen zur Bildung von Berufsassoziationen bis April 1982 
noch keine 10% genehmigt worden waren, ist anzunehmen, 
daß auch diese neue Variation der Militärs über ein a ltes 
Thema bald auf Eis gelegt werden dürfte. 
Es ist bedeutsam, daß gerade inmitten dieser Menschenhatz 
der erste große Streik bei der größten Omnibusverkehrsge­
sellschaft Montevideos stattfand. Am 18. und 19. Februar 
1982 stoppten Chauffeure und Schaffner von CUTCSA alle 
ihre Fahrzeuge, aus Protest gegen die hohen Geldstrafen der 
Stadtverwaltung, die ihre ohnehin mageren Löhne oft um 
1/3 beschnitt. Der Streik wurde für illegal erklärt, der Ver· 
kehr jedoch stand still, und die Arbeiter erlangten die Strei­
chung der Sanktionen. 
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Indochina 

Richard Ward 

Die revanchistische 
China USA (2) 

Was ist die wirkliche Position der Amerikaner gegenüber den 
Streitkräften Pol Pots, die heute mehr denn je ein Instru­
ment Chinas sind? 
Wenn die offiziellen Su:llungn'ahmen zu de~ "brutalen Ro­
ten Khmer", um die Worte John H. Holdridges (US.Staats­
sekretär; d. Red.) zu gebrauchen, sich wirklich in Anstren­
gungen umsetzen würden, die Aktivitäten Pol Pots zu brem­
sen, könnte man Proteste seitens Pekings erwarten, wie: die 
gegen die Taiwanpolitik Washingtons. 
Sicherlich müssen Verbündete nicht Anstoß an allen ihren 
Meinungsverschiedenheiten nehmen, aber im Falle Pol Pots 
hat Washingions Politik Peking in der Tat wenig Grund zur 
Beunruhigung gegeben. 

Für Pol Pot - mit "zugehalte ner Nase" 

1977. als Washingtoß und Peking noch nicht so eng zusam­
menarbeiteten wie in der Folge, hatte das US-Außenmini­
sterium unter der Carter-Administration das Regime Pol 
Pots als dasjenige gebrandmarkt, das die "schlimmste Verlet­
zung" der Menschenrechte in der Welt praktiziere. Aber, 
dieses Urteil hinderte die gleiche Regierung nicht daran, 
1979 zum wichtigsten Verteidiger - natürlich nach China­
der Rechte dieses kriminellen Regimes zu werden. Und die 
Beamten Jimmy Carters betonten stets, wenn auch heu­
chelnd, daß sie: "mit Wäscheklammern auf der Na5e", so 
gehandelt hätten, um sich gegen den Gestank seiner Ver­
brechen zu schützen. 

Nunmc:hr sind dic:sc: Urhc:ber einc:s Völkermordes am eige­
nen Volk von der Reagan-Administration in Elemente ver­
wandelt worden, die einer der Bestandteile des "authenti­
schen Widerstands der Khmer" sind. In Wirklichkeit geht 
Washington noch weiter. Es mißt dc:n Terror- und Sabotage­
akten der Truppen Pol Pots eine erhebliche Bedeutung bei, 
da es sie als das wirksamste Instrument betrachtet. um den 
Einfluß Vietnams in Kampuchc:a zu beseitigen. 

Dies ist die einzig mögliche Interpletation jener Erklärung, 
die J .H. Holdridge selbst vor dem Komitee des Kongresses 
am 22. Oktober 1981 abgab und nach der in Kampuchea 
"die von den Truppen des DK (Demokratisches Kampuchea, 
Staatsbezeichnung unter Pol Pot; d. Red.) und Son Sanos 
getragenen Aktivitäten des militärischen und politischen 
Widerstandes sich 1981 auf das gesamte Gebiet dc:s Landes 
ausgc:dc:hnt habc:n." ( ... ) 
Später verkündete Staatssekretär Holdridge vor dem Außc:n­
politischen Ausschuß dc:s Repräsentantenhauses, eines der 
wichtigsten "Ziele der amc:dkanischen Po litik gegenüber 
Kampuchea, das von der überwältigenden Mehrheit der 
Weltgemeinschaft geteilt wird", sei die Verminderung des 
sowjetischen militärischen Einflusses und die Bc:seiligung 

--. 
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des sowjetischen militärischen Zuganges zu Indochina. Die 
großartige Zuversicht J.H. Holdridges, daß die ganze Welt 
die Ziele der Amerikaner teile, einmal beiseite gelassen. ist 
der kaum verhüllte Sinn seiner Erklärung der, daß die ameri­
kanische Politik gegenüber Kampuchea in Wirklichkeit ein 
Mittel ist, um Druck auf Vietnam auszuüben, bis es sich 
schließlich dem Diktat WaShingtons und Pekings unterwirft. 

Dies ist noch dc:utlicher durch die Antworten J.H. Holdrid­
ges auf die nachdrücklichen Fragen eines Komitee·Mitglie­
des, Stephen Solarz, geworden, der ihn zur amerikanischen 
Politik gegenüber Vietnam befragte. 
Damit die Regierung Reagan Hanoi anerkenne, genüge es 
nicht, daß Vietnam seine Truppen aus Kampuchea zurück­
ziehe, sagte J.H. Holdridge. Es gebe eine Reihe andc:rer Fak­
toren zu berücksichtigen, von denen einer - und nicht der 
geringste - der sei, daß die USA von Hanoi verlangten, daß 
es seine Annee mehr oder weniger vollständig auflöse. Es ist 
offensichtlich, daß Washington nichts weniger als die Ver­
nichtung der gesamten revolutionären Macht Vietnams er­
strebt. die Vernichtung der Streitkräfte, die seine Unabhän­
gigkeit von den Vereinigten Staaten erkämpft haben und die: 
das einzige Mittel darstellen, das Land gegen die fortdauern­
den militärischen Drohungen Chinas zu schützen. 
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Es ist kein Zufall, wenn Troong Nhu Tang (ehemals Justiz­
minister der revolutionären Regierung Südvietnams, der heu­
te in Boston ein gegenrevo lutionäres "Komitee für das natio­
nale Wohl Vietnams" unterhält und von der Reagan-Admini­
stration wie von Peking protegierl wird: d. Red.) den Begriff 
"zurückdrängen" nach seinen Gesprächen mit Vertretern 
der Regierung Reagan wieder ausgegraben hai. Dieses Wort 
ist bereits mehrere Jahrzehnte alt: Bestimmte ameri kanische 
Kreise versicherten damals, daß es das Hauptziel der ameri­
kanischen Außenpolitik sei, den Sozialismus "zuriickzudrän­
gen" 

Der CIA wurde in dieser Zeit dazu benutzt, um in den sozia­
listischen Ländern, einschließlich der t1dSSR, Aufrohr anzu­
stacheln. Die gegenwärtige Regierung in Washington ist enl­
sch lossen, den Einnuß zuriickzugewinnen, den sie angeblich 
durch sowjetische Eingriffe verloren hat. Eine kümmerliche 
Rechtfertigung rur den Versuch, den amerikanischen Ein­
nuß auf die Länder der Dritten Welt geltend zu machen, die 
mit vollem Recht bestrebt sind, ihre volle Unabhängigkeit in 
Hinblick auf jede Form der Fremdherrschaft zu gewinnen 
bzw. zu sichern, sowohl in Mittelamerika wie in Afrika oder 
Indochina. 

Chemische Kriegsführung Vietnams? 

Es ist nicht ausgeschlossen, daß der CIA eine aktive Rolle in 
diesen neuen aggressiven Vorhaben der USA, anderen ihre 
Vorherrschaft aufzuzwingen, spielt. Es wäre nicht überra­
schend, wenn der Empfang Tangs in Washington (im Herbst 
1981; d. Red.) das Vorspiel rur eine Wiederaufnahme der 
alten Pläne des CIA in Vietnam wäre. Es ist offensichtlich, 
daß Elemente wie Tang bereit sind, jedes denkbare amerika­
nische Vorhaben gegen Vietnam, das eine Hilfe rur den 
"Volkswiderstand" darstellt, zu unterstüuen, wie er auch 
schon die Drohungen und subversiven Untemehmungen 
Chinas gegen sein Heimatland begrüßt hat. 

Für den Abgeordneten Solan steht das Engagement des CIA 
in Indochina außer Zweifel. Als am 22. Oktober 1981 J.H. 
Holdridge erneut Vietnam beschuldigte, einen biologischen 
und chemischen Krieg zu führen, drückte SI. Solan seine 
Skepsis aus und fragte, ob es nicht möglich sei, daß die 
"Beweise" dafür vom CIA fabriziert worden sind. 
Dieses gut über die Entwicklungen in Indochina infonniene 
Kongreßmitglied konnte die Wahrheit, die es für feststehend 
hält, nur in eine Frage kleiden, eine höfiiche Form, um sie 
dem Staatssekretär und seint"n Mitarbeitern zu sagen, von 
denen sie verleugnet wurde. ( ... ) 
Mitte September 1981 klagte Alexander Haig (damals USo 
Außenminister, d. Red.) Vietnam mit großer Hartnäckigkeit 
an, Mykotoxine anzuwenden, die allem Anschein nach von 
der UdSSR geliefen wurden, da sie ja nichl in Südostasien 
zu beschaffen seien. 
Ungefahr zwei Wochen später berichtete die Zeitschrift 
Science, Organ der größten wissenschaftlichen Gruppe 
Amerikas und eine der bekanntesten wissenschaftlichen 
Publikationen der Welt, daß nach Meinung von Spezialisten 
rur Mykotoxine (von Pilzen oder Schwämmen produzierte 
Gifte) die in Frage kommenden Schwämme überall in der 
Welt vorkommen, eingeschlossen Südostasien. Mit anderen 
Worten, jene Schwämme, die auf bestimmten pnanzen na­
türlich wachsen, konnten für die Krankheits- und Todesfalle 
in diesem Gebiet verantwortlich sein, was zugleich vermuten 
läßt, daß diese Geschichten nicht den dortigen Werkstätten 
des CIA und ihrer Helfershelfer entsprungen sind. 
Es bleibt festzuhahen, daß die vorgeblichen Proben von den 
Gihen ebenso wie die Berichte über ihre Wirkungen aus sehr 
zweifelhaften Quellen stammen, von der Pol· Pot-Clique in 
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Kampuchea, den Verbindungsmännern Van Paos in Laos 
(Laotischer Exgeneral im Solde des Geheimdienstes der US-­
Armee; d. Red. ) und ihren Helfern von der amerikanischen 
Zeitschrift Soldier of Fortune. Letztere ist ein neofaschisti· 
sches, militaristisches, rassistisches Organ, das die Glandei­
stungen der Söldnertruppen lobt und das in die R&krutie­
rung amerikanischer Söldner rur das Südliche Afrika ver­
wickelt WM. Jeder Kommentar zu der Glaubwürdigkeit der 
Beweise, die von den bei Pol Pot in Sold stehenden Mördern 
geliefert wurden, ist wohl übernüssig. 
Andere Berichte behaupten, daß die Vietnamesen chem ische 
Gifte, den bekannten "Wirkstoff Orange", gegen die Hmong 
in Laos, auch unter dem Namen Meo bekannt, einsetzen. 
Dabei verschweigen die Propagandisten, die solche "ergrei­
fenden" Geschichten über die Hmong ausstreuen, daß der 
CIA in den 60er Jahren und Anfang der 70er Jahre aus den 
Hmong eine Armee aufstellte, die bis zu 30.000 Mann 
zählte. Sie war einst die Hauptmilitärrnacht in Laos und 
operierte heimlich mit uneingeschränkter Unterstützung der 
amerikanischen Luftwaffe. 
Die Pathet Lao und ihre vietnamesischen Verbündeten zer· 
schlugen diese Armee aus Hmong nach und nach, die von 
"General" Van Pao (den Grad verlieh er sich selbst) geruhrt 
wurde, selbst e iner der größten "Schutzherren" des Opium· 
marktes in Laos, der heute offiziell im amerikanischen Bun­
desstaat Montana residiert. Es ist nicht unwichtig zu bemer­
ken, daß fast die Hälfte der laotischen Hmong durch das 
amerikanische Engagement in diesem Krieg ihr Leben verlo­
ren, zum größeren Teil a ls zivile, nicht am Kampf beteiligte 
Opfer von amerikanischen Bomben. 
Heute will man uns glauben machen, daß die Uberreste der 
Söldnertruppen Van Paos Opfer. dieses "Wirkstoffs Orange" 
sind. Eine derart gewaltige Fälschung kann nur der Deck· 
mantel für eine erneute UnterstützuQg dieser Söldnertruppe 
durch den CIA sein, durch die ähnliche, von China getragene 
Aktivitäten ergänzt werden. Es ist wirklich empörend, daß 
die USA, die selbst einen chemischen, biologischen und öko· 
logischen Krieg gegen Vietnam in großem Ausmaß geführt 
haben, nun die Vietnamesen derjenigen Verbrechen beschul­
digen, die Washington selbst, trotz unzähliger Beweise, nie­
m;us zugegeben hat. Kurz, die Lügen über einen chemischen 
Krieg sind ein grotesker und schamloser Versuch, die Ziele 
einer Regierung zu verschleiern, die sich geschworen hat, die 
amerikanische Niederlage in Vietnam rückgängig zu ma· 
ehen. ( ... ) Ende 
(Quelle: Afrique Asie, Paris, Nr. 256 und 257/1982) 
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AlB-Register 1982 
Das vorliegende Register umfaftt alle Veröffentlichungen des Jahres 1982, einschließlich der AlB-Aktuell:; (.1.1), Kurzin[Qrma­
tionen (KIl, Kommen/are (KOj, Rückblicke (RO), Buch- und Filmrezensionen. Es ist untergliedert 11' ein 

Länderregister, das A rlikel auffUhrt, die ausschließlich ein Land behandeln: in ein 
Regionenregister, das Beitrage enthält, deren Inhalt iiber ein Land hinausgeht; Beiträge, die gleichzeitig wesentliche Aspekte 

zu einer Region und zu einem Land enthalten, finden sich sowohl unter dem Li:inder- als auch unter dem Regionenstichwort; 
- Stichwortn:gister, das neben Artikeln, die ausschließlich das Stichwortthemo zum Inhalt haben, auch Länder- und Regionen­
beitrage, die wesetltUche Informationen zu einem Stichwort enthalten, benicksichtigt. 
Mit Ausnahme der AlB Nummer 5/1982 und des Sonderhefts 2/1982, die vergrzffen sind und in dringenden Fallen nur 
noch als Kopien zum Preis von 0,50 DM pro Kopie bezogen werden können, sind alle Ausgaben des Jahrgangs 1982 noch 
lieferbar. 

Länder 
Afghanistan 

"Afghanistantag" R. Reagans und I. Parteitag der 
VDPA (KI) 
Interview mit A . ..Ratebzahd, Neues Vertrauen in 
die Volksdemokratische Partei 
VDPA·Appell an das Volk 

Ägyp ten 

Reparationsforderungen der 8RO (KI) 
Korrekturen am Sadat·Kurs? (KI ) 
J. Stark/J. Tueker, Mubarak in den 
Fußstapfen Sadats 

Algeri en 

Anzeiehen für Rechtstrend (KI) 

Angola 

Verstärkte OberraUe südafrikanischer Truppen (KI) 
R. Ngongo, Der Krieg wird Angola aufgezwungen 

5{1982 

7·" 8/1982 
7-8{1982 

2{l982 
3/1982 

ll-12/1982 

6/1982 

5/1982 
6/ 1982 

R. Falk, Südafrikas "totaler Kr ieg" gegen 
die frontstaaten 

Antigu a 

Unabhängigkeitserklärung (KI ) 

Argentinien 

Galtieri neuer Staatspräsident (Kl ) 
Kürzung du Sozialausgaben und Proteste 
rlihrender Persönlichkeiten (KI ) 
Besetzung der Malwmen und Südgeorgiens (KI ) 
J. Weber, Krieg um Falkland 
Kapitulation der argentinischen Truppen (KI ) 
R. Falk, Lehrstück FalklandlMaiwinen·Krieg 
Regierung gibt Forderungen nach 
Demokratisierung nach (KI) 

Äthi opien 

Zuspitzung in der Provinz Eritrea (KI) 
J. Ostrowsky, Die zwei Seiten der Eritreafrage 

10/1982 

1/ 1982 

11 1982 

4/1982 
5/1982 
6/ 1982 

7-8{1982 
9{l 982 

1I - 12{ 1982 

3/ 1982 
7-8/1982 
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Giftgaseinsatz in Eritrea? 
Beteiligung an Kämpfen in Somalia dementiert (Kr) 

Bangladesh 

Wahlsieg von A. Sauar (Kl) 
Putsch H.M. Ershads (KI) 

ßelize 

P. Dumaine, Eine bedrohte Unabhängigkeit 
Belize·Daten 

Bolivien 

Streiks der Minenarbeiter (Kl) 
Vor 30 Jahren: Volksaufstand in Bolivien (Rü) 
Militärregierung will bis 1984 an der Macht 
bleiben (KI) 
Streiks und Demon~trationen (KI) 
Ablösung des Präsidenten durch eine Junta (KI) 
Aktionen gegen Militärs (KI) 
N. Biver, Ocr verspätete Regierungsantritt 
H. Siles Suazos 

Brasilien 

Gesetzentwurf zum Wahlrecht (KI) 

Chile 

G. Stuby/R. Felcht, Erfahrungen der dritten 
D1ile-Rdse 
Mexiko-Erklärung der chilenischen Linksparteien 
Unterstütl;ung des Regimes durch bundesdeutsche 
PolItiker (Kr) 
Brief der chilenischen Linksparteien an 
Bundeskanzler H. Schmidt 
G. Valdes neuer Vorsitzender der 
ChriHdemokratischen Partei (KI) 
Neubesetzung von 10 Ministerposten (Kr) 
Aufruf chilenischer Linksparteien, Diktatur· 
gegner im Kampf vereinen 
W. Hui.mann, Chile 1982 - Modell in der Krise 
W. Huismann, Das neue Gesicht der Opposition 
(I. Teil) 
W. Huismann, Das neue Gesicht der Opposition 
(2. Teil) 
K. Maurer/P. Wahl, Kritische Anmerkungen zU 
W. Huismanm Thesen 

China 

"Horchposten'· an der Grenze zur UdSSR (Kr) 
Proteste gegen U$-Waffenlieferungen an 
Taiwan (Kl) 
Einigung mit USA über Waffenlieferungcn ~n 
Taiwan (Kl) 
R. Ward, Die revanchistische Allianz 
D1ina·USA (I. Teil) 
12. Parteitag der Kommuni~tischen Partei (KI) 

Dominikanische Republik 

J. Blanco neuer Präsident (KI) 

EI Salvador 

Banner Verantwortung für EI Salvador (AA) 
Vor 50 Jahr~n - Ermordung Farabundo Martis (RO) 
S. Samayoa, Oie Märlwahlcn - letzte Kartt' 
für die Junta 
Das "My Lai" EI Salvadors 
Die zwei Antworten Washin~tons 
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7-8/1982 
9/1982 

1/1982 
5/1982 

1/1982 
1/1982 

2/1982 
4fl982 

5/1982 
7-8/1982 

9/1982 
10/1982 

1I-12/1982 

2/1982 

1/1982 
1f1982 

2/1982 

4f1982 

5/1982 
6/1982 

9/1982 
9/1982 

10/1982 

11-12/1982 

JI-12/1982 

2/1982 

6/1982 

IOfl982 

11-12/1982 
1I - 12f1982 

10/1982 

1{l982 
1/1982 

2/1982 
2/1982 
2/1982 

Gespräch mitJ. Villalobos, Morazan - ein 
Reinfall für diejuntatruppen 
EI Salvador: Brot und/oder Waffen? (KO) 
S.C. Carpio, Die USA bereiten ein neues 
Interventionsprojekt vor 
W. Brönner, Die Mä~wahJcn - ein "Akt der 
Sdbstbdreiung"? 
FMLN-FDR-Erklärung zum Ausgang der Wahlen 
L de Sebastian, Es gibt nur eine Intervention 
in Mittelamerika 
EI Salvador: Kein neues Vietnam zulassen! 
A.l. Bresche, Wo liegen die Ursachen des 
El·SaI vador· Konflik 1S? 
V. Sieglin, Soziale Veränderungen im Griff 
der Oligarchie 
El·Salvador·Daten 
W. Bränner{H.-J. Nieth, Von der "Reform"junta 
zum Krieg gegen das Volk 
Verteidigungsminister Guillermo Garcia: "Darum 
handeln ..... ir so entschieden" 
W. Bränner/H .. J. Nieth, Der Befreiung>kampf der 
FMLN/FDR 
Programm der Demokratisch-Revolutionären Front 
Gespräch mit Commandante R. Gutierrez, 
So wächst die Volksmacht inner· und außerhalb 
der kontrollierten Gebiete 
A.l. Barrios, Das En8"~gement der USA in 
EI Salvador 
Ex·CIA-Agcnt Barnes packt aus 
FMLN/FDR-Vorschlag Zu Friedensverhandlungen 
W. Breugel, Die Bundesregierung und EI Salvador­
ein widerspriichliches Verhältnis 
Und wo steht die CDU/CSU? 
Französisch-mexikanische Erklärung zu 
EI Salvador 
Aktions· und Malerialspiegel 
S.C. Carpio, Der Krieg in EI Salvador 
Differenzen innerhalb der Regierungsparteien (Kl) 
EI-Salvador·Sonderheft mit Beiträgen aus 
AlB 7-8/1982 

Ghana 

RegierungSS1u~ (KI) 
K. Nkrumah und Ghanas Unabhängigkeit (RO) 
Wirtschaftspolitik der Regierung Rawlings und 
Umsturzpläne der USA und Großbritanniens (KI) 

Grenada 

Internationale Solidaritätskonferenz mit 
Grenada (KI) 
H. Lederer, Die Aktivierung eines ganzen 
Volk('s 
Die neue Demokratie in Grenada 
M. Bishop, Unkre Revolution wird sich 
nicht unterwerfen 

Guatemala 

E. Galeano, Wie zu Zciten der Inquisition 
Erklärung von E.T. Medrano, Der Feind ist nicht 
unbesiegbar 
Stärkezuwachs dcr Guerilla 
Kommunique der URNC, Vereinigungspruklamation 
Griindung der poIiti~ch-diplomatischcn 
Einheitsfront CGUP 
Interview mit M.A. Albizurcz, Die Wahlschlappc 
da Militärs - Ausdruck des Volkswiderstands 
Interview mit M.A. Albi~urcz, Das Volk hilft 
der Guerilla 
Erkltirung guat.·mdltckisehc·r Landarb,·iler, 
Die ncu<: Militärjunta massakriert un,ne 
Gemeindc·n weiler 
A. Schwaräopi"/J. Buddcnkot te, Oit: ncue 
Stratcgie des Rios Monlt: ,.Boh11<"n und 
G"wehre" 
Bildung ein.·s Staatsrate~ (KI) 

3/1982 
3/1982 

4/1982 

5/1982 
5/1982 

5{1982 
7-8/1982 

7- 8/1982 

7- 8/1982 
7- 8/1982 

7- 8{1982 

7-8/1982 

7- 8/1982 
7-8{1982 

7-8/1982 

7-8{1982 
7- 8/1982 
7-8{J982 

7- 8/1982 
7- 8{1982 

7-8/1982 
7-8/1982 

10/1982 
11-12/1982 

SH 3{1982 

2{1982 
S{1982 

" 

4/1982 

1/1982 

3fl982 
3/1982 

3fl982 

2{1982 

3{1982 
3/1982 
4fl982 

4{1982 

5/1982 

6/1982 

7- 8/1982 

9/1982 
12f1982 



Guinea-Bissau 

S. Immle., Die Reaktivierung der PAIGC 
Regierungsumhildung (KI) 

Haiti 

Hungerstreik von Exilhaitianern in 
US.Internierungslagern (KI) 

Honduras 

Prnsidentschaftswahlen (KI) 
Reparationsforderungen der BRD (KI) 
Gespräch mit R. Lagos Andino. Honduras' Linke 
macht mobil 
Wirtschaftssanierung a la Reagan? 
Besetzung der Indunrie· und Handelskammer 
durch Guerilleros (KI) 

Hongkong 

Besuch M. Thatchers (KI) 

Indien 

Generalstreik (KI) 

Indonesien 

Wahlkampf (KI) 
Wahlsieg der Golkar-Partei (KI) 

Irak-Iran 

Erfolge Irans im Golfkrieg (KI) 
Wende im Krieg Irak-Iran (KI) 
A. Friese, Der Golfkrieg im Zeichen der 
"Offensive Ramadan" 

Israel 

W. Brönner, Begins Golan-Coup 
I. liibben·Pistofidis, Grünes Licht rü. 
Israels nächsten Angriff 
L.A. Heinrich, Begins "Neuordnung" des Libanon 
I. Lübben·Pistofidis, Vorläufige Bilanz des 
israelischen Libanonfeldzuges 
G. Stuby, Israels Libanonpraktiken erfüllen den 
Tatbestand des Völkermords 
Begins "humane Kriegsführung": Phosphor und 
Splinerhomben gegen Zivilisten 
Der Standort der BRD/EG in Sachen Israel 

Jemen 

Frcundschaftsbesuche der Staatschefs von 
Nord- und Südjemen (KI) 

Kampuchea 

Lockere Koalition der "Roten Khmer"', 
der "Weißen Khmer" und Prinz Sihanouks (KI) 
W. Burchett, Vom Widerstand zum Aufstand. 
Die Geschichte dCTzweiten Befreiung (l. Teil) 
W. Burchett, Vom Widerstand zum Aufstand. 
Die Geschichte der zweiten Befreiung (2. Teil) 
W. Bur<:hett, Vom Widerstand zum Aufstand. 
Die Ge.chichte der zweiten Befreiung (3. Teil) 

Kenia 

Putsch versuch der Luftwaffe (KI) 
Oktober 1952: Aufstand der Mau-Mau (RQ) 
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11-12/1982 
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7-8/1982 

6/1982 
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9/1982 

2/1982 

5/1982 
7-8/1982 

9/1982 

lO/1982 

10/ 1982 
1011982 

1/1982 

3/1982 

6/1982 

7-8/1982 

9/1982 

9/1982 
10/1982 

Kolumbien 

P. Garcia, Demokratie von Generals Gnaden 
P. Garcia, Wahlen zwischen Boykott und Demagogie 

Korea 

Friedensinitiative zur Wiedervereinigung (KI) 

Kostarika 

Internationaler Wlihrnngsfond nutzt 
ökonomischen Bankrolt (KI) 

Kuba 

Brief Fidel Castros an Mexikos Prihident 
Lopez Portillo 
C. Rafael Rodriguez, Das sozialistische 
Kuba ist unverkäunich 
H.·E. Gross, ehe Guevara - Der neue Mensch 

Laos 

Interview mit Phoum; Vongvichit, Unsere 
Länder schützen und aufbauen 
Interview mit Prinz Souvanna Phouma, 
Für die "Einigkeit aller Laoten" 
3. Parteitag der Laotischen Revolutionliren 
Volkspartei (KI) 

Libanon 

Vorbereitung einer Ubanoninvasion 
von seiten Israels 
l. liibben·Pistofidis, Grunes Licht für 
Israels nächsten Angriff? 
LA. Heinrich, Regins "Neuordnung" 
des Libanon 
l. liibben-Pistofidis, Vorläufige Bilanz 
des israelischen Libanonfeldzuges 
UN·Sicherheitsrat zur Lage im Libanon 
Interview mit Y. Arafat, Wir bleiben 
verhandlungsbereit 
Interview mit K. cl AU, Die Libanesische 
Nationalbewcgung steht :tur PLO 
PLO: Erste Lehren des Libanonkrieges 
PLO:Ja zur UN-Plattform für Palästina 
Israels Libanonkrieg und wir (AA) 
L liibben·Pistofidis, Wie weiter nach 
dem Abzug der PLO aus Beirnt? 
G. Stuby, Israels Libanonpr .. ktiken erfüllen 
den Tatbestand des Völkermordes 
Begins "humane Kriegsführung": Phosphor und 
Spliuerbomben gegen Zivilisten 
I. liibben·Pistofidis, Neue Tendenzen unter 
Amin Gemayel 
E. Fried, Nach dem Massenmord in den 
Flüchtlingslagern Sahra und Shatila 

Libyen 

Angriffsziel Libyen 

Malaysia 

A. Krajczek, Die Grenzen der Bumiputra·Politik 
Malaysia-Daten 

Marokko 

Militärische Abkommen zwischen 
USA und Marokko (Kt) 
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9/1982 

3/1982 

3/1982 

4/1982 

10/1982 
10/1982 

211982 

2/1982 

6/1982 

4/1982 

5/1982 
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9/ 1982 
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9/1982 

9/1982 
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1°/1982 

10/1982 

10/1982 

10/1982 

11-12/1982 

11-12/1982 

1/1982 

ll-12/1982 
11-12/1982 

7-8/1982 
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Mauritius 

ParlamenUwahlen vom 1 I. Juni 82 (KI) 
A. Mtzgebe, Weilliche "Be50rgni5" nach 
dem Triumph der Linken 
Mauritius·Daten 

Mexiko 

Interview mitJ. Lopc::r. Ponillo. Die OIanan für 
<eint Enupannung sinken 
FranzclliKh·mexikani5che ErkLinungzu 
EI Sal .... dor 
Vorwurf des Wahlbetrup (KI) 
Vernaatlichung der Banken (KI) 

MOi=ambique 

20 Jahrt: fRELIMO (RO) 
R. falk. SUdafrikas "totaler Krieg" gegen 
die Frontstaaten 

Namibia 

R. Falk, Verhandlungslösung durch 
Erpressu",? 
Position der Fronmuten, Nigerias, Kenias 
und der SWAPO 
Drei-PtIasen-PLan der Weumachte in 
der Sackgusc (KI) 
Verhandlungen über Namibias 
Unabhangigkeit (KI) 
H. Mayer, Die Kontaktgruppc blockiert 
Namibia- Verhandlungen 
Kommuniquc des Frontsta.aten-Gipfcls 
vom 6./7.3.1982 
Delegation der SWAPO in Bonn (KI) 
Jakob Morenga ein Nationalhcld 
Namibias (RO) 
Die Posi tion der SWAPO zum UN-Plan 
rur Namibia 

Nikaragua 

Rede 0_ Ortegas vor der UN·VolivenammLung, 
VOßehlage zur FriedenJverteidigung 
in Mittelamaika 
WaffenlicferungsVl:rtr<li mit Fnnkreich (KI) 
N. Biver, Die U5-lnterVl:ntion hat 
viele Ge~ichtcr 
Bericht eimr ehri~tlieh"n Unt"nuehungs' 
kommis~ion, Neuaniiedlu", der Miskito~ 
Eden Puton ruft ;tUm b"waffnden 
Stur" der Rqicrung Nika"""as auf (KI) 
D. Boris, Mpckte d.,. inn,,~n Entwicklull3 
Nika"""a~ 
Deklaration der S",mhni,tischen 
Ven.tmmlullrlJ 
E. Gakano, Nikaragua 'indet sich '>C lbst 
Stntegicn der kontene,oh,tionilren 
Krioftc (KI) 
T. Borge, Die Rnolutiondcindc Nikaraguu 
sind kdnc wltklichcn OIriuen 
Oppositionsgruppc" NikaraguilS (KI) 

Oman 

A. Alis al·Qadi, bn" breIte Front i.t 
im Entstehen (I. T.-il) 
A. Aziz al-Qadi, Eine breite hont i5t 
im Enhlt-h"n (2. Tdl) 

Ost-Timor 

1'. Gar(La, Der Idx-ud.- LtUll 
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Pakistan 

Militär- und WlIffenhilfe der 
Reapn-Administration (KI) 

Palästina 

8-Punkte Pbn des saudischen 
Primen rah<! 
Interview mit M. Milhem, Wir ruhlen 
uns lIUc als PLO 
Protesut~iks und -demonstratioT\Cl'l in 
der Wenbank und dem Gazalilreifm (KI) 
I. Uobben-Pistofidis, Rebellion der 
We$lbank 
Erkläruna palästinemischcr Bürgermeister 
PaLutinas Kinder brauchen Hilfe 
Die PLO Olm Ende 
RadikaJisierung des paläninensischen 
Massenbewußueins (KI) 
Interview mit Y. Anfat, Wir bleiben 
Vl:rhand]ung~bereit 
PLQ: Ente Lehren des Libanonkrleges 
PLO: JOl1.Ur UN-Planform rur Palästina 
I. Lübbcn-Pistofidis, Wic weiter nacb dem 
Abzug dcr PLO aus Beirnt? 
W. Brönntr, Die Olregion und der Indik 
im Zugriff der Reagan-Adminililration 
(I. Teil) 
R. Rupn, VonchLige fur"intn Neubeginn 
im Nahen Osten 
12. Arabi)(:he CipfelkonfefCm, 
Schloßcrkbrung 
1-1. B~shnew, 6-Punkte-VoT$ch1ag tlU 
einen Nahonfrieden 

Panama 

Umbesetzung Im R"gicrulljp3pparat (KI) 

Papua·:-':euguinea 

Wahlergebnisse in I'apua-Neuguin"a (KI) 

Philippinen 

N. Biver, D"-'l M~rcos- Rcgime stößt auf Widerstand 
Philippinen·Paten 

Puerto Rico 

J- Rodrisu~ Bemff, Pu"rto Riro­
Militilrbution der USA 

Seychellen 

W.,it"rer Puts,h~enuch (KII 
J. Ostro"'lky, DlU umkampftc Paradies 
Seychellen-Daten 

Somalia 

W;"derauneben des Konflikts mit Athiopicn (KI) 

Sudan 

Fi.threndc Politiker f"llgcnommrn (KI) 
C. Klot1., Numeiris Tanz auf dem Sei] 

Südafrika 

01. Crocker/R. Reagan: Südafrika "nicht untergraben" 
11. Brandt, IXr ANC ist uberall 
Toduurteilc in Sudafrika 
O. Tambo, Aufruf 1.um 70. Jahrestag des ANC 
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Mittelamerika-AntHnterventionskongreB (2 DM) 

o Ich bestelle . Exemplar(e) AIB-Sonderheh 111982 zu Reagan 
(2 DM) 
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Absender : 

Ich fordere Sie auf, die sechs zum Tode verurteil­
ten Freiheitsk.ämpfer unverzüglich zu begnadigen 
und ihnen den Status von Kriegsgefangenen ent­
sprechend der Genfer Konvention zuzuerk.ennen. 

I urgently demand to reverse the death sentences 
for the six South African freedom fighters and to 
grant them Prisoner of war status according to the 
Geneva Conventions. 

(Unterschrift) 

Luftpost 

Airmail 

P.W. Botha 
Union Buildings 
Pretoria 
SOUTH AFRICA 

EJ 
o Ich habe als neuen AlB-Abonnenten geworben 

Mein Name: .. .... "." .. " ............. . . 

Meine Adresse: . .. .. . ................ .... . . 

Mein Prämienwunsch: .. . ..... • ........ . ... • 

Ich bitte um Zusendung von Probeexempla­
ren an: 

Name 

Adresse 

Bitte mit 
Postkan..!nporto 
freimachen 

An 

AlB - Weltkreis-Verlag 

Liebigstr. 46 

3550 Marburg 



N 
CD 

hier abtrennen 

.. . wenn Sie eine Zeitung suchen, 

• die informiert - analysiert - kommentiert 

• die Partei bezieht 
für demokratischen und sozialen Fortschritt 
für das Recht auf Arbeit, Bildung und·.Ausbildung 
für internationale Zusammenarbeit und Abrüstung 

• die solidarisch ist mit dem Kampf der Völker 
gegen Imperialismus und Faschismus 

• die Antikommunismus und Antisowjetismus für eine 
Grundtorheit unserer Epoche hält 

eine Zeitung, 

und den Meinungsstreit nicht mit psychologischem 
Krieg verwechse1t -

• die diese Haltung auch in einem umfangreichen 
Kulturteil zum Ausdruck bringt -

dann 18t die DEUTSCHE VOLKSZEITUNG richtig für Sie I f 



~ 
Sie sollten diese Wochenzeitung 
kennen lernen. Mitteilung Ihrer An­
schrift auf dieser Karte genügt! 

1
8itte senden Sie mir unverbindlich 
und kostenlos einige Ausgaben der 
DEUTSCHEN VOLKSZEITUNG : 

Vor- und Zuname 

........................................................... ............................................. _ ..... 
Beruf 

StraBe I Nr. 

Postleitzahl I Wohnort 

Werbeantwort 

An die 

Bitte mit 
Postkarten­

porto 
freimachen 

DEUTSCHE VOLKSZEITUNG 

Oststraße 154 - Postfach 2726 

4000 Düsseldorf 

In Ihr schreiben: 
Prof. Wolfg. Abendroth Dr. Karl Helnz Götze Peter Malwald Erasmus Schöfer 
Ther.ese Angeloff Prof. Horst Herrmann Dr. Jutta Menschlk Margot Schroeder 
Prol. Hans W. Bartsch Dr. Florence Herve Andre Müller Peter Schütt 
Arno Behrisch Prof. Rudolf Hlckel Prof. Michael Nerllch Dr. Hannelis Schulte 
Prol. Frank Benseier Dr. Richard Hiepe Prof. Norman Paech Monlka Sperr 
Horst Bethge Michael Höhn Dr. Karl Pawek Jürgen P. Stössel 
Wollgang Beutin Prof. Hans Heinz Holz Prof. Lothar Peter Norbert Stratmann 
Prof. Wilhelm R. Beyer Prof. Horst Holzer Hans Platschek Dr. Horst D. Strün lng 
Michael Charlier Prof. Jörg Huffschmld Prof. Uta Ranke- Prof. G. Stuby 
Peter O. Chotjewitz Mechtild Jansen Heinemann Dieter Süverkrüp 
Franz J. Degenhardt Prof. Gerhard Kade E. A. Rauter Uwe Timm 
Lottemi Doormann Dietrich Klttner Josef Reding Dr. Karl Unger 
Klaus Eder Franz Xaver Kroetz Prof. Renate Riemeck Peter Weiss 
Dr. Elisabeth Endres Prof. H.-J. Krysmanskl Erika Runge Gaby Zipfel 
Anatol Feid O . .P. Prof. Reinhard Kühnl Prof. H.-J. Sandkühler u. a. 
Pastor Peter S. Gerlach Steifen Lehndorf Pfarrer Werner San8 

Redaktlonskollegtum: 
Helmut Bausch (Vorsitz); Peter Baumöller; Walter Bloch: Dr. Hans Brender; Alexander 
Goeb: Helmut Haensch; Dr. Agnes Hüfner; Dr. Mathias Jung; Emmi Kuhlmey; Winfrled 
Lierenfeld: Bernd Mansei; Erich Rudolf; Reiner TaudLen; Fritz Wolf; Bernhard Wortmann. 
Ständige Beratung: Fritz Holistein 



Winnie Mandela weiterhin gebannt (KI) 
Keine Ruhe in Südafrika (AA) 
Wie hoWihig ist ButheJezi? (KO) 
Anti-Apartheid·Bewegung, Rüstungsgüter an 
Südafrika 
80 Jahre Beendigung des Burenkrieges (RO) 
Im Jahr der Sanktionen gegen Südafrika (AA) 
J. Ostrowsky, Widerstand gegen Bothas 
"totale Strategie" 
Südafrikanische Geheimdienste 
Todesstrafen annulliert (Kl) 
T. Seda!, Rede auf der Bonner 
Friedens·Demonstra tion 
P. Wahl, Die p<:rmanente Krise des PAC 
Memorandum von Henry E. haac (PAC) 
Lohnstreiks der schwanen Arbeiter (KI) 
R. Falk, Südafrikas "totaler Krieg" gegen 
die Frontstaaten 
J .. p, Richard, Neuaufschwung der 
Gewerkschaftsbewegung 

Surinam 

Machtübernahme linker Militärs (KI) 

Thailand 

H. Tertrais, Störbasis gegen Indochina 
Thailand·Daten 

Tschad 

Abzug der libyschen Truppen (KI) 
F. Amadou, Der Frieden entschwindet 
OAU fordert Waffenstillstand (KI) 
H. Habre erobert das Land (KI) 
Ergebnislose Aussöhnungsgespräch~ (KI) 
H. Habre festigt seine Macht (KI) 

Tunesien 

Wahlmanipulationen (KI) 
Gemeinsame Deklaration der Oppositionskräfte (KI) 

Türkei 

H.D, Gen.cher. Türkeirei$<! (Kl) 
General Evren. VerfassungspHinc zur Demokratie (KI) 
Europaparlamentarier zu B<.'such (KI) 
Gemeinsamer Appell der turkischen Arbeiterparttien 
Todesurteile gegen Gewerkschafter beantragt (KI) 
Interview mit F, Rezan, Der doppelten Unterdrückung 
der Kurden vereint begegnen 
Militärtribunal gegen B. Ecevit (KI) 
Mas.w:nverfoJgungen der Militärjunta (KI) 
Verfassungsentwurf der Junta (Kr) 
M. Karaca, Die Einheit der demokratischen Kräfte 
Der Verfassungscoup 

Uruguay 

A. GonzaJes, Das Wirtschaftsmodell der Diktatur 
Frentr Amplio, Wir fordern rine rehtr Demokrati.: 

Vietnam 

P. Dietzd, 5. Parteitag der KP Vietnams 

Westsahara 

[.A, Hdnrich, Die USA verlängan d~n 
Westsahara·Krieg 
Westsahara·Resolution der UNO 
Offizielk Einladung zur OAU·Minist .. rratssitzung (Kl) 
An .. rkcnnung da DARS weita umstritten (KI) 
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Zimbabwe 

H. Mayer, ZweiJ;thre Unabhängigkeit­
eine Bilanz 
Waffenlager der ZAPU (Kr) 
Zwei ZAPU·Führcr verhaftet (KI) 
Verbot der ZAPU gefordert (KI) 

Regionen 

Afrika 

Afrika·Reise R. Offergeids (KI) 
OAU·Gipfel gescheitert (KI) 
01. Sodemann, Da.' lIorn von Afrika im Visier der 
Friedrieh·Ebert ·Sti ftung 
100 Jahre deutscher Kolonialverein 

Lateinamerika/Mittelamerika/Karibik 

Rede D. Ortegas vor der UN·Vollversammlung, 
Vorschläge zur Friedensverteidigung in 
Mittelamerika 
A.1. Barrios, Auf Interventionskurs im 
millel~merikaniiCh~n "Vorgarten" 
Geheimdokument von Santa Fe 
Antiinterventionsfront zu Mittelam"rika (AA) 
R. Falk, Kri.w:nzcntrum Karibik 
Eckdaten zur Karibik 
W. Brönner, Initiativen Zur Lösung der 
mittelamcrikanisch·karibisch"n Kri.se 
Grundsatzrede R. Reagans vor der OAS, US-Programm 
für Mittdamerika und die Karibik 
5·Punkte·Vorschlag Nikaraguas 
Interview mit J. LopC'.l Portillo, Dir OIancen für 
eine Entspannung sinken 
Brief Fidd Ca.tros ~n Mexikos Präsident 
Lopcz Portillo 
Nachb~tracbtung zum Kongreß "Gegen die 
US·Intervention in Zcntralamerika" 
(18.-21,3,1982 in Münster) 
Ahschlußresolution des Kongresses .,Gegen die 
US·lntervention in Zentralamerika" 
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4f1982 
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4/1982 
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5fI982 

5/1982 
Di~ Zentralamerikllpolitik des Westens; Beiträge vöm 
KongreB "Gegen die US·Intervention in Zentralamerika" 
von L. dr Sebastian, R. Burbach,J. Pasos, 
J. Wall, H. Dieterich, W.·M. Catenhusen, 
D. Boris, B. Paeschke, M. Rodriguc:z 
E. Gakano, Die Rrvo[ution - Antwort auf 
den Krieg gege" da. Volk 
Milldamrrika·Diplomatir und US·lnter .. ~ntion (KI) 
Mittebmerikapolitik du USA auch Lügen will 
gdernl sein (KO) 
RegionaJisierung in Mittdamcrika (AA) 
W, Brönnrr, Di,· R .. agan·Administration r~gjonalisjert 
d,·n Kriegszustand 
D. Ortcga Saavrdra, Reag".1ß ist ftirdie Eskalation 
vrrantwortlich 
C. Rafad Rodrigu~'2:, Das sozialistische Kuba ist 
unverkäuflich 
A. Kl'ims, Kireh,· zwischen R.·pression und 
Rc~oh .. tion 
Ausw<'Itung und Dukumentation des Kongrrss"s "Gegen 

5/1982 

5/1982 
6fl982 

6/1982 
9/1982 

10/19g2 

10/1982 

IO{l982 

11-12f1982 

Jie US·ltll,·rvcntiQn in Zn,tralamerika" SH 2/1982 

J\·fittlcrer Osten 

lranisch~ Erfolge im Gulfkriel!. (K I) 
WenJ,· im Krieg 1ran·Ir.,k (K I) 
A, Friese. Dn Golfkri<,!: im Zeichen der 
"Orr~nsiw Ramadil""" 
W. Brö"m'r, Di<- ölrq;iun und d ... Indik im 
Zugriff d"r Reagan·Adminislratiun (I) 
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Naher Osten/ Arabischer Raum 

Kontroverse um den Fahd·Plan (KI) 
W. Brönner, Begin. Golan·Coup 
8·Punkte·Plan des saudi.chen Prinzen Fahd 
Interview mit M. Milhem, Wir fühlen uns 
alle als PLO 
UNO·Verurteilung Israels und Nahost·Visite Haigs (KI) 
Streik im Golan und Israel· Reise Mitterrands (KI) 
I. Lübben·Pistofidis, Grünes Licht für Israels 
nächsten Angriff? 
Die PLO am Ende? 
L.A. Heinrich, Begins "Neuordnung" des Libanon 
I. Lübben·Pi.tofidis, Vorläufige Bilanz des 
israeliscllen Libanonfeldzuges 
I. Lübben·Pistofidis, Wie weiter nach dem Abzug der 
PLO aus Beirut? 
Der Standort der BRD/EG in Sachen Israel 
W. Brönner, Die ö!region und der Indik im Zugriff 
der Reagen·Administration (I). Bewegung im 
Nahostkonflikt nach dem Libanonkrieg , 

Südliches Afrika 
, 

01. Crocker/R. Reagan, Südafrika "nicht untergraben" 
J. Ostrowsky, New Yorker Konferenz gegen die 
Apartheid 
A.I. Bresche, H. Internationaler 
ICSA·Workshop 
Gespräch mit J. Chi.sano, Aus der Abhängigkeit 
von Südafrika befreien 
Kommunique des Frotltstaaten·Gipfels vom 
6./7.3.1982 in Maputo 
R. Falk, Südafrikas "totaler Krieg" gegen 
die Frontstaaten 

Stichworte 
Arbeiterbewegung 

Vor 55 Jahren: Gründung der "Liga gegen 

1/1982 
2/1982 
2/1982 

2/1982 
3/1982 
4/1982 

5/1982 
7-8/1982 
7- 8/1982 
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10/1982 
10/1982 

1l.,... 1 2/1 982 

1/1982 

1/1982 

1/1982 

6/1982 

6/1982 

10/1982 

Imperialismus" (RU) 2/1982 
Der internationale Sozialistenkongreß von 
Stutlgart (1907) (RU) 7- 8/1982 
J .·P. Richard, Der Neuaufschwung der Gewerkschafts· 
bewegung (Südafrika) I 1- 12/1982 

BRD-Dritte Welt (nach Ländern und Regionen) 

Afrika 
Offerg~ld·Reise (KI) 
Ch. Sodemann, Das Horn von A.frika im Visier der 
Friedri<;;h ·Eben ·Stiftung 

Chile 
Brief der chilenischen Linksparteien an 
Bundeskanzler H. S<;;hmidt, Die Waff~nexporte an 
Pinochet stoppen 

EI Salvador 
Bonner Verantwortung für EI Salvador (AA) 
W. Breugel, Die Bundesregierung und EI Salvador ­
ein widersprüchliches Verhältnis 
Und wO steht die CDU/CSU? 

Israel 
Der Standort der BRD in Sachen Israel 
Israels Libanonkrieg und wir (AA) 

Mittelamerika 
W.·M. Catenhusen, Bonn muß auf Distanz 
zu den USA gehen! 
D. Boris, Zwieschlä<;;htige Haltung der 
Bundesregierung 

Namibia 
SW APO· Delegation in Bonn (KI) 
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1011982 

4/1982 

IJ1982 

7- 8/1982 
7- 8/1982 

10/1982 
10/1982 

51 1982 

5/1982 

7-8/1982 

Südafrika 
Wie hoffähig ist Buthelezi? (KO) 
Anti·Apartheid·Bewegung, Rü,tungsgUter an 
Südafrika 
Im Jahr der Sanktionen gegen Südafrika (AA) 

Türkei 
Genscher·Reise nach Ankara (KI) 

BRD-EntwicklungspoJitik-Dritte \-Velt 

R. Falk, Der Kurs der Bundesrepublik - mit Reagan 
in den Abgrund? 
Vorwand Polen (AA) 
Stimmen zum Rüstungsexport 
Reagan nach Bonn - eine Herausforderung (KO) 
Breiter Empfang für Reagan (AA) 
Aufge>tanden gegen Reagan (AA) 
M. Brnoska, Rüstung.export·Richtlinien der 
Bundesregierung 
H. Mayer, HorizOnLe '82 - wohl kaum eine 
Horizonterweiterung 
Kohl/Genscher auf Reagankurs? (AAl 
100 Jahre deutscher Kolonialverein (RU) 
H. Kohls "menschliche" Ausländerfeindli<;;hkeit (KO) 

5fl982 

5/1982 
6/1982 

1/1982 

1/1982 
2/1982 
2/1982 
4/1982 
5/1982 

7- 8/1982 

7-8/1982 

9/1982 
11-12/1982 
11 - 12/1982 
11-12/1982 

Entwicklungsländer/Neue Weltwirtschaftsordnung 

M. Mohnke, Der "Nord·Süd·Dialog" nach Cancun 
UNO·Seerechtskonferenz (KI) 

Großbritannien - Dritte Welt 

J. Weber, Krieg um Falkland 
N. Biver, Großbritannien - Weltmacht ohne Empire 
Großbritannien· Daten 
R. Falk, Lehrstück Faikland/Malwinen·Krieg 

111982 
6/1982 

6/1982 
6/1982 
6/1982 
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Internationale Organisationen und Konferenzen 

Arabische Liga 
12. Arahisehe Gipfelkonferenz in Fes (Kr) 
12. Arabisclle Gipfelkonferenz, Schlußerklärung 

ASE AN 
15. Jahrest;igung in Singapur (KI) 

ICSA 
J. Ostrowsky, New Yorker Konferenz gegen Apartheid 
A.l. Bresche, 11. Internationaler ICSA·Workshop 

OAS 
Grundsatzrede R. Reagans vor der OAS, US·Programm 
für Mitlelamerika und die Karibik 

OAU 
Scheitern der Gipfelkonferenz von Tripolis (KI) 

OPEC 
OPEC·Sondersilzungam 19.3.1982 in Wien (KI) 

Sonstige 
M. Mohnke, Der "Nord·Süd·Dialog" nach Cancun 
Der internationale Sozialistenkongreß in 
Stuttgart (RU) 

UNO 
D. Ortega vor der UN·Vollversammlung, Vorschläge 
zur Fricdensverleidigung in Mittelamerika 
Westsahara·Resolution der 36. UN·Vollversammlung 
vom 25.11.1981 

UN-Seerechtskonferenz 
Konventionsentwurf verabschiedet (KI) 

UN-Sicherheitsrat 
Resolution 508/5.6.1982 ZUr Lage im Libanon 
Resolution 509/6.6.1982 zur Lage im Libanon 
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9/1982 

5/1982 

1/1982 

7-8/1982 
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61 1982 
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Resolution 5/15347/6.8.1982 zur Lage im Libanon 

Krieg und Frieden (Friedensbewegung) 

AIB-Umfrage bei Befreiungsbewegungen, Friedens- und 
Solidaritätsbündnissen, Friedens- und 
Befreiungskampf - ein Gegensatz? 
Aktions- und Materialspiegel 
Vorwand Polen (AA) 
Stimmen zum Rüstungsexpon 
Reagan nach Bonn - eine Herausforderung (KO) 
Breiter Empfang für Reagan (AA) 
Aufgestanden gegen Reagan (AA) 
W. Rätz, Keine NATO-Intervention in der 
Dritten Welt! 
T. Sedat, Ein Atomkrieg kann in mehreren 
Konfliktzonen ausbrechen 
J. Ecquivel, Ein rundes Nein zu Reagans 
Weltherrschaftsstreben 

Kultur 

E. Cardenal, Ohne Souveränität keine vollwerlige 
Kultur 
Dollar Brand, Musik - Nahrung der Basis 
H. Mayer, Horizonte '82 - wohl kaum eine 
Horizon terweiterung 

Solid ari tä tsbewegu ng 

Bonner Verantwortung für EI Salvador (AA) 
AIB-Umfrage bei Befreiungsbewegungen, Friedens- und 
So!idaritätsbündnissen, Friedens- und 
Befreiungskampf - ein Gegensatz? 
J. Ostrowsky, New Yorker Konferenz gegen Apartheid 
D. ja<::kson, Die Unterstützung des Befreiungskampfes 
verbreitern 
lnfodienst-Kurzmeldungen und Materialliinweise 
fortlaufend ab Nr. 
Aktion "Brot für EI Salvador" 
Stimmen zum Rüstungsexport 
Antiinterventionsfront zu Mittelamerika (AA) 
EI Salvador: Brot und/oder Waffen? (KO) 
M. Mohnke, Diskussionsforum über Grundlagen der 
antiimperialistischen Solidarität 
Reagan na<::h Bonn - eine Herausforderung (KO) 
Breiter Empfang für Reagan (AA) 
Nachbetra<::htung zum Kongreß "Gegen die 
US·Intervention in Zentralamerika" 
Ahs<::hlußresolution des Kongresses "Gegen die 
US-Interv..:ntion in Zentralamt:rika" 
Aufgestanden gegen R..:agan (AAl 
W. Rätz, Keine NATO-Intervention in der Dritten Welt 
T. Sedat, Ein Atomkrieg kann in mehreren 
Konfliktzonen ausbrechen 
j. E<::quivel, Ein rundes Nein zu R..:agans 
WeltherrschaftssIreben 
Isra..:ls Liba!).onkrieg und wir (AAl 
Dokumentation und Auswertung des Kongresses "Gegen 
die US·Intervention in Zentralamerika" 

USA - Dritte Welt 

W. Brönner, Ein Jahr Reagan - Die neue globale 
Konfrontation 
01. Crocker/R. Reagan: Südafrika "Nicht untergraben" 
Angriffsziel Libyen 
Den CIA "von Zwängen befreien" 
A.I. Barrios, Auf Interventionskurs im 
mittelamerikanischen "Vorgarten" 
G..:heimdokument von Santa Fe 
Vorwand Polen (AA) 
Die zwei Antworten Washingtons 
J. Rodriguez Beruff, Puerto Ri<::o - karibische 
Militärbastion der USA 
Antiinterventionsfront zu Mittelamerika (AA) 
M.T. Klare, Waffenexporte - unter Reagan ein 
Instrument der Außenpolitik 
Grundsatzrede R. Reagans vor der OAS, US·Programm für 
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Spendenappell 
Liebe Leser ! 
Trotz einer teilweise exp losionsartigen Kostenentwkklung im Dru<:: k­
und Papierbereich sowie bei den Portogebühren ist d as AlB seit seiner 
Gründung die preiswertest e Dritte-Weh-Zeits<::hr ift im d euts<::h sprachi­
gen Raum geblieb en. Um au ch weiterhin d iese giinstige Preisgestaltung 
beibehalten zu können, sind wir au f die materielle Solid ar ität u n serer 
Leser an gewiesen . Wir rich ten in sbesondere an die Einkom men sstär­

keren den Appell, ernsthaft zu über legen, ob Sie n icht in d iesem J ahr 
- zusätzlich zur Entrichtung Ihres Abop reises - eine Spende aufbrin· 
gen können. Jeder Spendenbetrag ist willkommen. Ben utzen S ie bitte 
zu diesem Zwe<::k die untere Zahlkarte. 
Ihre AlB-Redaktion 
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Spendenappell 
Liebe: Leser! 
Trotz einer teilweise explosionsartigen Kostenentwicklung im Druck­
und Papierbereich sowie bei den Portogebühren ist das AlB seit seiner 
Gründung die preiswerteste Dritte-Welt-Zeitschrift im deutschsprachi­
gen Raum gcblieben. Um auch weiterhin diese günstige PreisgestaItung 
beibehalten zu können, sind wir auf die materielle Solidarität unserer 
Leser angewiesen. Wir richten insbesondere an die Einkommensstär­
kere:n den Appell, ernsthaft zu überlegen, ob Sie nicht in diesem Jahr 
- zusätzlich zur Entrichtung Ihres Abopreises - eine Spende aufbrin­
gen können. Jeder Spendenbetrag ist willkommen. Benutzen Sie bitte 
zu diesem Zweck die untere Zahlkarte. 
Ihre, AlB-Redaktion 
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Mittclamerika und die Karibik 
S. Cayetano Carpio, Die USA bereiten ein neues 
Interventionsprojekt vor 
1.. Schmitz, CIA - Fesselung und Entfesselung nach 
Vietnam (I. Teil) 
Reagan nach Bonn - eine Herausforderung (KO) 
Breiter Empfang für Reagan (AA) 

N. Biver, Die US·lntervention hat viele Gesichter 
Die Zentralamerikapolitik des Westens. Beiträge vom 
Kongreß gegen die US·lntervention in Zcntralamcrika 
1.. Schmitz, ClA - Fesselung und Entfesselung nach 
Vietnam (2. Teil) 
1.. Schmitz, CIA - Fesselung und Entfessdung nach 
Vietnam (3. Teil) 
Mittdamerikapolitik der USA - auch Ulgen will 
gelernt sein 
Aufgestanden gegen Reagan (AA) 
J. Ecquivd, Ein rundes Nein zu Reagans 
Wel therrschaftsanspruch 
Regionalisierung in Mittelamerika (AA) 
W. Brönner, Die Reagan·Administration regionalisiert 
den Kriegszustand 
D. Ortega Saavedra, Rcagan ist rur die Eskalation 
verantwortlich 
W. Brönner, Die ölregion und der Indik im Zugriff 
der Reagan'Administration (I. Teil) 
R. Reagan, Vorschläge fijreinen "Neubcginn" im 
Nahen Osten 
R. Ward, Die revanchistische Allianz China·USA 
(I. Teil) 
EinJa.hr Reagan 

Rezensionen 
G. Giescnfdd (Regie), 

Ha Bac 
den. 

Schule der Schönen Kiinste 
S. Kumar, 

CIA and Ihe Third World 
Ph. Agce, 

CIA Intern. Tagebuch 1956·1974 
W. Poclschau (Hg.), 

ClA gegen EI Salvador 
Global 2000, Der Bericht des Präsidenten 
Global Futurc:, Es ist Zeit zum Handeln 
Dollar Brand, 

Good News hom Africa 
Kapingbd i/ Liberia, 

Hey Brother 
Haiti - Voodoo, Rasla - Jamaica 

(Kulte und Musik der Karibik) 
Stcelbands aus Trinidad 
E. Wiedemann, 

Wir reilen bis wir im Blut versinken 
M. Comevin, 

Apartheid, Mythos und Wirklichkcit 
Hilfe -+- Handel '"' Frieden? Die Bundesrepublik in der 

Dritten Wdt 
Cuong Ngo·Anh, 

Die Vielcong. Anatomie einer Streitmacht 
G. Giesenfeld, 

Land der Reisfcldcr. Vietnam, Laos, Kampuchea 
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1978: NT. 3, 7·8, 9,10, J 1·12 
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1980: Nr. 2, 4 
1981: Nr. 2, 3, 9,11·12 
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Naher und Mittlerer Osten I Indischer Ozean 
Wolfram Brönner 

Krisenzentrum Persischer Golf 
Die Ölregion und der Indik im Zugriff der 

Reagan-Administration (2) 

Die Aufwertung des Persischen Golfs zu einer der herausra­
genden globalen Interessensphären der USA setzte genauge­
nommen bereits r-.litte der 70er Jahre ein. Damals hatte man 
in Washington auf die erste Ölkrise. die im Anschluß an den 
Nahostkrieg vom Oktober 1973 durch einen arabischen 
Olboykott hervorgerufen worden war, laut über die Möglich­
keit einer Besetzung der Ölfelder im Wiederholungsfall nach­
gedacht. Die Regierungen Nixon und Ford drohten 1974175 
ein ums andere Mal den arabischen Olslaaten des Nahen und 
Mittleren Ostens Kriegszüge an,1 
Im August 1977 verordnete Präsident Jimmy Carter - in 
der geheimtll'L Direktive PD 18 - vorbereitende Schritte zum 
Aufbau einer Interventionsstreitmacht. die ganz auf Feuer­
wehreinsätze in der Golfregion ausgerichtet sein solle. 
Bis Ende der 70er jahre hatte man in Washington allerdings 
stark auf das iranische Schah-Regime gesetzt, das sich als 
Gendarm der Westmächte am Golf - u.a. mit der Nieder­
schlagung des bewaffneten Aufstandes im Oman 1973·75 -
und Wächter der Straße von Hormuz empfahl und mit hoch­
modernen NATO-Waffen (1970-79 allein aus den USA rur 
20 Mrd Dollar) ausstaffiert wurde. Der Iran hatte überdies, 
aufgrund eines Militärabkommens mit den USA vom Män 
1959 und als Mitglied des regionalen Militärpakts CENTO 
(Zentrale Vertragsorganisation, gegründet im August 1959), 
als Aufmarschbasis und Horchposten an der Südgrenze der 
Sowjetunion eine gewichtige Slrategische Bedeutung erlangt. 
Nachdem die CENTO-Macht Großbritannien bis 1971 ihre 
in Aden (Südjemen) und am Persischen Golf Slationierten 
Truppen von rund 30.000 Mann großteils abgezogen hatte, 
teilte sie sich mit dem Iran und dem CENTQ.Teilmitglied 
USA in die Vormach trolle im Golf und dem Arabischen 
Meer. Das demonstrierten sie im Zeitraum 1974-79 mit all· 
jährlichen See·, Luft- und Landkriegsmanövern oder mit 
ihrer vereinten Militärintervention im Oman. Das verdeut­
lichle ferner der übergang britischer Stützpunkte in Bah· 
reip, Qman (Insel Masirah) sowie auf Diego Garcia in US­
amerikanische Nutzung. 
Mit Saudi Arabien, wo die USA den Militärstützpunkt Dhah· 
ran unterhielten, vereinbarte Washington 1974 die Einrich· 
tung eines gemeinsamen Verteidigungsausschusses. Die be­
schleunigte Modemisierung der Streitkräfte des Iran und 
Saudi Arabiens leiteten vorort rund 40.000 bzw. 10.000 
US·Militärs an. 
So schien in der zweiten Hälfte der 70er jahre die Golf­
region ein Hort politischer Stabilität und fest unter KORtrol· 
Je der USA und ihrer lokalen Verbündeten zu sein. Dies 
trotz der weitgehenden Verstaatlichung der Olanlagen der 
angloamerikanischen Ölmultis 1974{75 und trotz des revo· 
lutionären Einschnitts im Irak (nach dem Stun der Monar­
chie 1958), dessen Baath·Regime sich zwischenzeitlich aller­
dings an Saudi Arabien und die Westmächte wiederange· 
nähert hatte.2 

Doch mit dem unverhofften Sturz des Schah-Regimes im 

Februar 1979 kam dieses Konzept ins Rutschen. Die USA 
verloren ihre Militärpräsenz im Iran und die iranische Ar­
mee, die stärkste und modernste Streitmacht des Raumes, 
als ihren bis dahin verläßlichsten Verbündeten. 
Die Teheraner Revolutionsführung unter Ayatollah Kho­
meini erklärte noch im März 1979 ihren Austritt aus der 
CEr..'TO. Der Zerfall dieses Militärpakts war besiegelt, als im 
gleichen Monat Pakistan und die Türkei (zugleich NATO· 
Mitglied) diesem Beispiel folgten. Kaum war das lran-"Trau­
ma" verwunden, da geriet mit den Volkserhebungen Ende 
1979 in Saudi Arabien auch die andere vermeintlich "sta­
bile" Golfmonarchie erstmals ins Wanken. 
Auf diese neue Ausgangslage reagierte man in Washington 
zunächst einmal mit der Drohung, die Regierung Carter sei 
im Fall der Olregion zur "Anwendung militärischer Stärke 
oder militärischer Präsenz" (Energieminister j. Schlesinger) 
entschlossen. 3 

Es war der Auftakt zu einer Palette interventionistischer 
Aktivitäten, um die widersprüchlichen Revolutionsprozesse 
im Iran und im benachbarten Afghanistan (seit April 1978) 
zu destabilisieren. Dies geschah mit dem Ziel, die mitte!öst­
liehe Bastion Iran wieder in den Griff zu bekommen oder 
zumindest, über den Sturz des sozialistisch orientierten Re­
gimes in Kabul, eine Art Ersatzbasis an der Südflanke der 
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Sowjetunion zu schaffen. Beide Vorhaben aber gingen VOT­

erst daneben. 
Mit dem Sturz der ultralinken Regierung Amin und dem 
Eingreifen sowjetischer Truppen im De:tember 1979 in 
Afghanistan mißlang J. Carten ,,großer Plan" einer afghani. 
sehen Ersat"" oder Obergangslösung. Gegen den Iran hagelte 
es seit dem 4. November 1979, als Anhänger Ayatollah Kho· 
meinis Personal der Teheraner US-Botschaft als Geiseln fest­
senten, Kriegs<irohungen, Wirtschaftssanktionen usw. J. 
Carter schien mehr noch "eine militärische Intervention uno 
umgänglich, wenn man das Khomeini·Regime nicht anders 
stünen kann".4 
Nach mehreren Militärputschversuchen scheiterte jedoch 
auch am 24./25. April 1980 eine US·ln terventionstruppe 
nahe Tabas, die mit der Operation "Blaulicht" zugleich die 
Geiseln befreien und einen Staatsstreich einleiten sollte. 
Dieses Kommando war teils von Bord des Flugzeugträgers 
Nimitz aus gestartet, der einer US.Kriegsannada im Golf 
und dem Arabischen Meer von damals insgesamt 34 Zerstö· 
rern und Flugzeugträgern angehörte. Es war die größt~ Kon· 
zentration von Kriegsschiffen, Kampfflugzeugen (ca. 350) 
und Truppenteilen (rund 25.000), die seit dem 2. Weltkrieg 
in diesem Raum vorgekommen war. 
Damit war der erste Schritt bereits getan, um jenen An· 
spruch der USA auf die Cendannenrolle am Golf, der von 
Exaußenminister Henry KilSinger im Februar 1979 fonnu· 
liert worden war, ein:tulösen. Und mit diesem Anspruch war 
der Obergang zu einer veränderten, einer aggressiveren Ge­
samtstratcgie fUr den Persischen Golf und den Indischen 
O:tean verknüpft: "Was wir brauchen", so H. Kissinger, "ist 
ein Komplex politischer Maßnahmen. Wir brauchen eine 
sichtbare PräselU amerikanischer Macht im Indischen 
Ozean, :turn Teil als Ersatz für den Niedergang dcr iranischen 
Macht ... Gewiß sollten wir sie (militärische Gewalt) nicht 
öffentlich ausschließen - obwohl dies natürlich nur eine 
letzte Zuflucht sein kann."5 
In der Tat nahm die Carter·Administration die Krisenzuspit· 
zung im Iran und in Afghanistan Ende 1979 zum Vorwand. 
um für die Region am Persischen Golf bedrohte "Lebens· 
interessen der USA" zu reklamieren. Der US·Präsidentleite· 
te daraus eine neue Doktrin ab, die er am 23. Januar 1980 
vor dem Kongreß in WashingIon so auf den Punkt brachte: 
Fortan werde jeder "Versuch seitens irgendeiner äußeren 
Macht, die Kontrolle über den Persischen Golf :tu erlangen, 
... von uns als ein solcher Angriff auf die Lebensinteressen 
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der USA betrachtet, und ein solcher Angriff wird mit allen 
notwendigen !\faßnahmen zurückgeschlagen werden - ein· 
schließlich militärischer Macht. "6 
Er wies dieser "Interessensphäre" sogleich - neben West· 
europa und Ostasien - auch eine Vorzugsstellung in der 
GlobaJstrategie der USA und des NATO-BündnilSes zu. J, 
Carters Sicherheiuberater, Zbigniew Brzczinski, merkte an, 
daß es dabei gleichennaßen um den "Schutz" des Golföls 
wie strategischer Positionen, d.h. kollektiver Sicherheits· 
interessen des Westens gehe. 7 

Als Ronald Reagan, zeitgleich mit der Beendigung der irani­
schen Geiselamire, im Janaur 1981 die Regierungsgeschäfte 
übernahm, wurde der Zugriff der USA auf die Golfregion 
bestärkt. 
Ihre Bedeutung im Rahmen der globalen Konfrontation .. 
strategie und Kriegsplanung der Weltmacht Nummer I er­
fuhr eher noch eine Aufwertung. Alcxander Haig, erster 
Außenminister unter dem republikanischen Präsidenten 
Reagan, versicherte im April 1981, einer jeden in der Ge· 
samtregion des Nahen und Mittleren Ostens betriebenen 
"Veränderung des Status quo würde mit allen zur Verfügung 
stehenden Machtfaktoren" begegnet werden. Nach den Vor· 
stellungen führender Strategen des Pentagon, des US·Vertei· 
digungsministeriums, so ll dies gerade im Umfeld des Persi· 
schen Golfes "begrenzte Atomschläge" mit einschließen.' 
In einer Kongreßstudie, die im März 1981 dem US·Reprä· 
sen tanten haus unterbreitet wurde, räumte man dem Peni· 
schen Golf b:tw. Südwestasien (gefolgt von Mittelamerika 
und der Karibik) den Vorrang bei der Wiederherstellung der 
eigenen Vorherrschaft in der Dritten Weh ein. Folglich 
hätten sich die USA bei der Stärkung militärischer Macht· 
mittel auch in erster Linie auf diese Krisenregion zu konzen· 
trieren. 9 

In einem geheimen Programm des Pentagon :tur globalen 
KriegsfUhrung ("Leitiinien·Dokument"), das die New Vork 
Times im Mai 1982 auszugsweise enthüllte, wurde dem Per· 
sischen Golf neben Westeuropa wiederum Priorität bei· 
gemessen (siehe Kasten). 

Heiligsprechung des sozialen Status qua 

Diese Richtliniendokumente bestätigen einmal mehr, daß 
Washington sich einerseits anmaßt, die Staaten des Golfs 
und der Gesamtregion Südwestasien (von der Türkei bis Pa­
kistan) als VerfUgungsmasse und Aufmarschbasis in ihrer 
Kriegsvorbereitung gegen die angrenzende Sowjetunion zu 
vereinnahmen. Sie stellen andererseits unter Beweis, daß die 
Reagan·Administration in extremer Weise auf den militäri· 
sehen Intervention ismus gegenjedwcde RevolutionsprozelSe 
gerade in diesem "lebenswichtigen" Raum orientiert. 
Die Beanspruchung einer solchen regionalen Gendannenrol· 
le seitens der USA aber bedarf einer wie auch immer 
gearteten Legitimierung. 
In diesem Fall lautet sie auf "Bedrohung" der Olregion 
durch den Iran und die Sowjetunion (Afghanistanpräsenz), 
In Wahrheit aber geht es bei der vermeintlichen Verteidi· 
gung der "Lebensinteressen der USA" darum, den sozialen 
Status quo und mit ihm die Profitinteressen des internatio­
nalen KapitalS am Leben zu erhalten. 
Worin besteht die besondere wirtschaftliche Attraktivität 
der Golfregion? 
Zunächst einmal konzentrieren sich gerade am Persischen 
Golf jene Mächte der Organisation Erdölexportierender 
Länder (OPE.C), die über die größten Olreserven (rund 50% 
der Weltressourcen) und einen ähnlich großen Anteil am 
Weltrohölexport verfügen: Saudi Arabien, Kuweit, der Iran, 
der Irak und die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE). 
Aus diesem Raum beziehen die größten Energieverbraucher, 



die Westmächte, einen Großteil ihrer Olimporte: Westeuro­

pa 56%, Japan 68% und die USA mehr als 20% (Stand Mitte 
1982).10 

Obwohl der Umfang privater Direktinvestitionen - vergli­
chen etwa mit dem entwickelteren Lateinamerika - verhält­
nismäßig gering blieb, zogen vor allem die angloamerikani­
schen Multis jährlich Gewinne in Milliardenhöhe aus der 
Golfregion ab. Für den Investitionsschwerpunkt Iran (ge­
schätzte 2 Mrd Dollar Fremdinvestitionen Ende der 70er 
Jahre), für Saudi Arabien (hier agieren heute 500 US-Kapi­
talgesellschaften) und die anderen Monarchien lag das Ge­
heimnis dieser Profitspanne im Zusammentreffen folgender 
"Vergünstigungen" begründet: in einer rigiden Unter­
drückung gewerkschaftlicher und politischer Rechte de1" 
werktätigen Massen, in der großzügigen s taatlichen Förde­
rung des ausländischen Konzern- und Bankkapitals und in 
der Rentabilität des regionalen Investitionsschwerpunkts 
Olwirtschaft begründet. 
Im Jahrlehnt 1966 bis 1975 betrug die Durchschnittsrate 
des Rückflusses an US-Investitionen im Nahen und Mittleren 
Osten 66,4%, verglichen mit 11,9% ftir alle Direktinvestitio­
nen im Ausland_ Analog kamen aus der ölregion 20 bis 25% 
des gesamten Reingewinns aus US-Auslandsinvestitionen, 
obgleich dort nur 3% der gesamten Direktinvenitionen von 
US-Konzernen getätigt wurden. ll 

Die Verstaatlichungen und andere Einschränkungen sei tens 
der iranischen Revolutionsftihrung schmälerten diese Profit­
ausbeute der ~1u1tis_ Enttogen wurden den westlichen Me­
tropolen mit dem Sturz der Schah-Diktatur auch gewaltige 
Liefergeschäfte. Neben Saudi Arabien entfielen auf den Iran 
in den 70er jahren die lukrativsten industriellen Milliarden­
Projekte. Sie wurden von den neuen Machtorganen zum 
großen Teil eingestellt odt"r aufgekündigt. 
Es gehl den Westmächten ferner darum, das Recycling (Zu­
rückschleusen) der Oberschüsse aus den OPECEinkünften -
insgesamt rund 405 Mrd Dollar bis März 1982 - auf Dauer 
abzusichern. Die konservativen öldynastien am Persischen 
Golf gelten als Garanten daftir, daß die Gesamtüberschüsse 
aus den öleinkünften zu einem beträchtlichen Teil - ~'litte 

1980 zu etwa 80% - im Banken- und Industriebereich der 
kapitalistischen Zentren (zu ca. 70% allein in den USA und 
Großbritannien) festgelegt werden, so daß sie dem Antikri­
senmanagement der Westmächte weiterhin zum Nutzen ge­
reichen. Die diesbezügliche Ausnahmestellung der Golf­
region wird daran deutlich, daß Ellde der 70er jahre von 
diesen Milliardenüberschüssen 90% auf die monarchistischen 
Regimes Saudi Arabiens, Kuweits, VAE und des vorrevolu­
tionären Iran entfielen. l <! 

Reagans "Sorge": der Golfkrieg 

Auf sie konzentrierten sich auch die lukrativsten Waffen­
exportgeschäfte der Westmächte, die sich nach Aussagen des 
Stockholmer Friedensinstituts SIPRI derzeit im Mittleren 
und Nahen Osten auf insgesamt jährlich 40 Mrd Dollar be­
laufen. Das Schah-Regime kaufte in den 70er jahren ftif ca. 
10 Mrd Dollar Waffen. Saudi Arabien verausgabte alleine 
1970-80 runde 35 Mrd Dollar für Rüstungszwecke an die 
USA_ Der Anteil des arabisch-iranischen Raumes an den 
Waffenexporten der USA sCieg von 19,7% vor 1970 auf über 
60'Y0 (1975-80).13 
Was den sozialen Status quo in den Golfmonarchien betrifft, 
so schärflen die Volkserhebungen 1979 in Saudi Arabien 
und der mutmaßliche Umsturzversuch vom Dezember 1981 
in Bahrein auch den Blick von Pentagon-Offiziellen dafür, 
daß "die innere Subversion eine größere Bedeutung für be­
freundete Länder und ihr 01 sind als ein sowjetischer An­
STifr'. Diese vertrauliche Aussage fand sich zur jahresmitte 

Aus dem Leitlinien-Dokument 
des Pentagon 

Das Dokument offenban eine Strategie, der zufol~ die Streitkräfte 
bereit sein würden, im Falle eine5 lan~n konventioneUen Krieges. 
mit der Sowjetunion Schlä~ gegen das sowjetische Mutterland und 
gegen sowjetische Verbiindete wie Kuba, Vietnam und Nordkorea 
~u führen. 
Weitemin enthält das Leitlinien-Dokument die folgenden Haupt­
punkte: 
- Gnmdlage der Atomkriegsstrategie wäre die sogenannte Ent­
hauptung ("dec.api tation··), d.h. Schläge gegen die politische und 
militärische Führung und gegen die Verbindungslinien du Sowjet· 
union. 
- Die Strategie des konventionellen Krieges würde einer Veneidi­
gunS des amerikanischen Terri torium s die Priorität einräumen, ge­
folgt von Westeuropa und den Erdölquellen des Persischen Golfs. 
Die Verteidigung Asiens ist niedriger eingestuft, und im BcdarfsfaU 
können Streitkräfte aus dem Westpazifik in andere Gebiete verlegt 
werden. ( ... ) 
In einem konventionellen Krieg, heißt es in dem Dokument, 
"könnten Streitkräfte der USA gleichzeitig auf geographisch von­
einander getrennten Kriegsschauplätzen benötigt werden·', so zum 
Beispiel in Europa, Siidwestasien und Korea. Insbesondere ist e$, 
besagt das Dokument weiter, "essentiell, daß die Sowjetunion mit 
der Aussicht auf einen umfassenden Konflikt konfrontiert wird, 
wenn sie versuchen sollte, die Olqudlcn des Persischen Golfs ~u 
ern:ichen." 
Das Dokument legt der Drohung mit simultaner Kriegsführung in 
verschiedenen Teilen der Welt besonderes Gewicht bei. William P. 
Clark, Präsident Reagans Berater in Fragen der nationalen Sicher­
heit, erklärte in der vcrgangenen Woche. hochmobile amerikanische 
Streitkräfte würden nicht überall zugleich :r:uschlagen, sondern in 
einem Zielgcb>et nach dem anderen_ ( __ .) 
Die Schnelle Eingreif truppe, deren Auftrag in der Verteidigung der 
amerikanischen Olquelkn um den Persischen Golf bestehen würde, 
soll aus bis :r:u fünf Annecdivisionen bestehen, zwei Divisionen und 
Flu~euggetchwadern der Mari,\einfanterie, 10 Geschwadern der 
Luftwaffe mit taktischen Kampfflugzeugen und ~wei Geschwadern­
mit B-52-Bombern, und el iu damit eine erheblich groaere Truppe, 
als urspriinglich geplant war. 
Die Streitkräfte der Vereinigten Staaten sollen ihre Möglichkeiten 
ausbauen, "befrc:undeten erdölprodu:r:ierenden liindern bei der 
Reparatur, der Wiederinbetriebnahme oder der Verteidigung-ihrer 
Erdölfelder und Fördereinrichtungen zu helfen". 
Marine und Luftwaffe sollen im Rahmen neuer Operationen :r:usam­
menarbeiten, um die Seewesc ~u verteidigen und sowjetische Schif­
fe:r:u bekämpfen, wobei die Luftwaffe die von AWAC5-Radarflug­
zeugen gelieferten Informationen zur Verfügung stellt und Bomber 
einsetzt, die mit Antischiffnaketen ausgerüstet sind. (._.) 
Oie Strategie für Südweuasien unter Einschluß des Persischen 
Golfs, wie sie in dem Papier dargestellt wird, fordert von den ameri­
kanischen Streitkräften die Bereitschaft, sich, falls erforderlich, mit 
GcwJLIt Zugang :r:u verschaffen und nicht erst auf die Einladung 
dun::h eine befreundete Regierung :r:u wanen, was bislang die öf­
fentlich erldäne Politik war. 
Es zeigt sich auch, daß das Haup~ieJ des amerikanischen Militä .... 
einsat:r:es in die5em Gebiet darin bestehen würde, eine sowjetische 
Infiltration oder Invasion zu stoppen und nicht notwendig darin, 
die Invasion eines Landes durch ein anderes innerhalb dieser Re­
gion ab:r:uwehren, wie geJescntlich offiziell erklärt wurde. ( ... ) 

(Quelle: New York Times, 31.5.1982) 
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1982 in einer Studie an den Kongreß in WashingIon dek­
kungsgleich wieder. Darin wurde herausgestrichen, daß "die 
wachsenden militärischen Bez iehungen der USA zu Saudi 
Arabien ein wichtiger Faktor bei der Abwendung der Gefahr 
eines 'westfeindlichen' Umsturzes (sind)".14 
Im Falle des Iran sinnt man in Washington weiler auf Re­
vanche. Und das kann nur Errichtung eines neokolonialisti­
schen Regimes heißen, welches die Privilegien der multina­
tionalen Konzerne und Banken wiederherstellen und sich 
die Rückkehr der US-Militärs herbeiwünschen müßte. 

Zweifellos hatte der Deuabilisierungskurs der Regierung 
Carter das irakische Hussein-Regime ermuntert, im Septem­
ber 1980 einen Kriegszug gegen den Iran anzutreten. 
Wash ington mimte Neutralität und "Sympathie" rur den Ag­
gressor (A. Haig) in einem. Als sich zur Jahresmitte 1982 
eine Wende im Golfkrieg zugunSlen des Iran vo llzog (er be­
freite den Großteil der besetzten Gebiete und ging zu punk­
tue llen Vorstößen auf irakisches Terrain über)15, zeigte sich 
die Reagan-Administration erstmals "besorgt", das Regime 
Hussein könne gestürzt und damit das "mittelöstliche 
Machtgleichgewicht" auf Kosten des Westens umgestülpt 
werden. 

Die US-Regierung gab demonstrativ der Lieferung von 5 
Transp ortflugzeugen an den Irak statt. Sie ermunterte ver­
stärkte Waffen- und Finanzhilfen (seit 1980 etwa 20 bis 30 
Mrd Dollar) der arab ischen Golfmonarchien rur Bagdad . Sie 
mach te sich das Schreckgespenst vom Export der islami­
schen Revolution in die ganze Region zueigen, um die im 
Golfkooperationsra t (gegTÜndet 1981) vereinten Feudalre-

gim es Saudi Arab iens , Bahreins, des Oman, der VAE, Katars 
und Kuweits zum noch engeren wirtschaftlich-militärischen 
Zusammenschluß zu bewegen. 
Auf Betreiben der Sauds und des omanischen Sultans Qua­
bous sollte noch Ende 1982 ein regionaler Sicherheitspakt 
bzw. eine Militärallianz des Golfrats gegen die "gemeinsame 
Bedrohung" (sprich Iran und Sowjetunion) gegründet wer­
den - ein Projekt, das wiederum - wie schon im Dezember 
1981 - an der Weigerung Kuweits scheitene. Vor a llem 
kann ein solcher saudisch geführter Pakt, angesich ts der sehr 
engen militärischen Kooperation der Sauds mit den USA, 
rur diese zu einem wich tigen Zusatz instrument rur die Be­
herrschung der Ölregion weroen. 16 

Davon abgesehell, kam den USA die mit dem Go lfkrieg ver­
bundene wiruchaftliche Auszehrung der beiden nicht"be­
freundeten" Kontrahenten Iran und Irak mehr als gelegen. 
Zwar gingen die bei Kriegsausbruch gehegten Hoffnungen, 
der Irak könnte das Khomeini-Regime hinwegfegen, nicht in 
Erfüllung. Dafur schwächten sich auer die beiden stärksten 
Militärmächte und Konkurrenten Washingtons um die Vor­
machtstellung am Golf gegensei t.ig. 
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Vor allem aber bot der langlebige Kriegszustand den USA 
end lich eine p lausiblere Rechtfertigung ihres "Schutzes" der 
Ölstraße von Hormuz . Im Oktober 1980 hatten die USA im 
Verbund mit Großbritannien, Frankreich und Australien im 
Golf von Oman und im Arabischen Meer über 60 Kriegs­
schiffe auffahren lassen - ein größeres Potential an Schiffen 
und Kampfflugzeugen als jenes der Anrainerstaaten zusam­
mengenommen. Die USA beließen bis heute an die 20 Zer· 
störer und Fluguugträger in diesen Gewässern, Großbri­
tannien hält im Golf von Oman zwei Kriegsschiffe und eine 
Eingreif truppe von 4.000 Mann ständig bereit. 
Ebenfalls als Reaktion auf den irakisch-iranischen Krieg ka­
men Saudi Arabien und die USA im Oktober 1980 überein, 
vier fliegende Oberwachungsstationen AWACS sowie mob ile 
Bodenradarstationen auf saudiarabischem Gebiet zu statio­
nieren. Damit f iel, da die Bedienungsmannschaften bis in die 
90eT Jahre von den US-Streitkräften gestellt werden sollen, 
diesen die vollständige Luftaurklärung über die Golfregion 
zu. Der Verkauf von fUnf AWACS an die Sauds im Jahr 
1982 ließ diese Vorrechte unangetastet. 
Außerorden tl iches Gewicht für die Kontro lle der Golfregion 
kommt der Erweiterung des US-MiJitärstützpunktnetzes im 
geographischen Umfeld (Ägypten, Somalia, Kenia) und vor 
allem in nächster Nähe der Straße von Hormuz, im Oman, • 

'U. 
Hier betreiben die USA derzeit den Ausbau mehrerer Luft­
und Marinebasen (Massirah, Salala, Matrah, Musandam). Al­
lein rur die Einrichtungen auf der Insel Massirah hat das 
Pentagon Investitionen von 170 Mio Dollar veranschlagt. 
insgesamt sind es 280 Mio Dollar. Mit der Modernisierung 
der Basis auf der omanischen Halbinsel Musandam, die di­
rekt in die Straße von Hormuz hineinragt, veuchaffen sich 
die USA eine weitere strategische Schlüsselposit ion.1 7 

Gemeinsame Militärmanöver USA-Oman im November 
1980, 1981· und 1982 unterst richen die inzwischen enge 
Einbindung des Sultanats in das Intervenlionskonzept 
Washingtons, mit Blickrichtung Persischer Golf und Indi­
scher Ozean . Wird [or/geselz t 
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Bahrein 

Naim Baraki 

Das Khal 

Pr.ml"m,n", .. Schcoch aI- Khahfa; öc,.rr'n<r>< ,n Ha.mn 

Am 10. November 1982 tagte in Manamah, der Hauptstadt 
von Bahrein, der Golf.Kooperationsrat (GCe), dem Kuweit, 
Saudi Arabien, KataT, Oman, die Vereinigten Arabischen 
Emirate (V AE) und Bahrein angehören. Hier wurden Fragen 
der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, der inneren und 
äußeren Sicherheit erörtert. 
Der im Zentrum des Persischen Golfes gelegenen Insel Bah­
rein kommt dabei eine besondere Bedeutung zu, da: das 
Land einerseits in der Golfstrategie der USA eine Schlüssel­
roIle spielt und der herrschende Khalifa-Clan durch eine ein­
nußreiche Opposilionsbewegung gerahrdet is t. 

Arbeiterbewegu ng und Parlament. .. 

Wie die meisten Staaten der Arabischen Halbinsel war auch 
Bahrein lange Zeit eine bri t ische Kolonie. Mit dem sog. 
"Vertrag über den Frieden im Persischen Golf" im Jahre 
1820 beendete Großbritannien seine Feldzüge "gegen das 
Piratentum" und unterwarf u.a. Bahrein seiner HelTllchaft. 
Formal herrschten die Scheichs des Familienclans Khalifa, 
die auch heute noch mit Isa bin Sulman al·Khalifa das 
Staatsoberhaupt stellen. Bis zum Beginn der Erdölförderung 
im Jahr 1932 dUl"{:h die Standard Oil Company of California 
helTllchten in Bahrein Feudal· und Gentilverhältnisse vor. 
Der Aufbau der Erdölindustrie und das Eindringen des Aus· 
landskapitals zerstörten innerhalb von zwei Jahrzehn ten die 
alten und schufen neue kapitalistiSche Produktionsverhält­
nisse. 

Da Bahrein über verhältnismäßig geringe Erdölreserven ver· 
fUgt, hat das Land seine Industrie frühzeitig diversifiziert. 
Eine Raffiner ie, die vor allem saudisches Erdöl verarbeitet, 
e ine Aluminiumhütte, e ine Reparaturwerft für Tanker und 
andere Betriebe ermöglichen dem Land auch nach der Er-

in Bedrängnis 

schöpfung der Erdölvorkommen in ca. 10 J ahren wirtschaft­
lich über die Runden zu kommen. Steuervergünstigungen 
haben bereits mehr als 120 Banken ins Land gelockt. Von 
der Errichtung eines Damms, der bis 1984 fertiggestellt wer­
den und die Insel mit Saudi Arabien verbinden soll, e rhofft 
man sich einen Touristenstrom in die Vergnügungsviertel des 
Landes. 
Die frühe Industrialisieru ng hat zur Herausbildung einer star­
ken Arbeiterk lasse und Arbeiterbewegung geführt. Sie trat 
erstmals während der an t ikolonialen Aufstände in den J ah. 
ren 1954-56 auf den Plan, die noch unter der Führung der 
Handelsbourgeois ie standen. 
Im Oktober 1955 entstand die Union der Arbeiter Bahreins, 
die nach kurzer Zeit 14.000 Mitglieder, vor allem Erdöl­
arbeiter zählte. Bereits atn 15. Februar 1955 war die Natio· 
nale Befreiungsfront Bahreins (N LF B) entstanden, die sich 
inzwischen zur revolutionären Arbeiterpartei und fUhrenden 
Kraft der antiimperialistischen Bewegung des Landes ent­
wickelt hat. 1 

'" im Unte rgrund oder hinter Gi ttern 

Die bahreinische Organisation der Baath.Partei,2 d ie 1956 
entstand, und der bahreinische Zweig der Volksfront ftir die 
Befreiung Omans und der Ambischen Halbinsel (PFLOAG) , 
aus dem sich 1975 die Volksfront Bahreins (PFB) bildete, 
verbreiterten die Ba.'lis der nationaldemokratischen Kräfte. 
Im März 1965 kam es zu einem Streik in der Erdölindustrie, 
der in einem politischen Genemistreik mündete. Er r ichtete 
sich gegen die britische Kolonialherrschaft, die Khalifa· 
Dynastie und die US-Erdölgesc:llschaft. 
Obwohl der Aufstand brutal niedergeschlagen wurde, be­
Schleunigte er die Erringung der politiSchen Unabhängigkeit 
und mhrte erstmals zu einer Zusammenarbeit der anl iimpe-
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rialistisehen Kräfte in der Front Progressiver Krafte. 3 
Damit erfolgte auch im Innern eine Liberalisierung, die die 
Kamplbedingungen für die fortschrittlichen Kräfte verbes­
serte. Die Wahlen im Dezember 1973 brachten eine Mehr· 
heit für die nationalen Kräfte. Allein der von der Nationalen 
Befreiungsfront geführte Volksblock konnte 8 von 30 Sitzen 
erringen. Die Arbeiterbewegung nahm einen neuen Auf· 
schwung, doch blieben die Gewerkschaften weiterhin illegal. 
Mehrere Gewerkschafter und andere progressive Persönlich· 
keiten wurden verhaftet. 
Nachdem das Parlament ein Sicherheitsdekret, das die Ver· 
haftung von Regimegegnern rur 3 Jahre ohne richterliche 
Zustimmung ennöglichen sollte. bei einCI Füutimme ab· 
lehnte, wurde es im August 1975 aufgelöst und 150 linke 
Parlamentarier und Politiker eingekerkert.4 

1982 erk lärte der Premierminister Scheich Khalifa bin Sul· 
man al·Khalifa zu seiner Repressionspraxis: "Obwohl wir an 
einem Mangel an Gefangnissen leiden nehmen wir alle Ver· 
dächtigen fest und verhören so lang wie man braucht. mona· 

Bahrein·Daten 

Territorium: 622 qkm 
Be."Ö lkerung: !I!>8.000 (1981). davon !l2% Ausländer (Inder. Paki· 
stani. Perser; 3.000 Briten und US-Amerikaner) 
Spr.ache: A",biseh 
Religion: 91 % Mo~lems (mehrheitlich S<::hiiten) 
Währung: Bahrein·Oinar (BO); I BO " 6.66 DM (Stand Ende Juni 
1982) 
Wirtschaft: Das Bruttosozialprodukt (BSP) pro Kopf belief sich 
1980 auf !>.!>60 Dollar (BRD: 13.590 Dollar). Der Hauptwirt­
schaftnweig Erdölförderung und -verarbeitung wird zu 40% bzw. 
100% "on der U5-Gesellschaft BAPCO kontrolliert. Außerdem: 
Aluminiumproduktion, SchiffsreparatuTCn und chemische Produk­
tion. Die Landwirtschaft trägt lediglich I % zum BSP bei. 
Geschichte: 
1507 Eroberung durch Portugal 
1622 Eroberung durch Persien 
1820 Dit Vorherrschaft Großbritanniens seut ein 
1932 Emdeckung von Erdöl 
19!> 1-!>6 Massenbewcgungen gegen die Kolonialherrschaft 
1971 Politische Unabhängigkeit; Militärverträgc mit den USA 

und Großbritannien 
197!1 

197!> 
198 1 
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Sieg du progrcssiven Kräfte bei den Wahlen zum Parla­
m~' 
Aunö~ung des Parlaments. Massenverhaftungen 
Eintritt in den Golf-Kooperation!.ral 

telang wenn nötig"· s Diese Aussage macht die Zahl von 
3.000 politischen Gefangenen. von der die islamische Oppo­
sition ausgeht, wahrscheinlicher als die Angaben des Pre­
mierministers, der 200 zugesteht. Selbst diese Zahl ist schon 
astronomisch bei e,ner Bevölkerungszahl von 358 .000. 
Tiefgreifende Veränderungen in der Innen- und Außenpoli­
tik Bahreins ergaben sich 1979/80 aus der iranischen R.evo­
lution und der Rückkehr der USA zur globalen Konfronta­
tion. Damals verschwand mit dem Sturz des Schah-Regimes 
das wichtigste Kettenglied des gegen die UdSSR gerichteten 
GENTO-Paktes und der Gendarm der Golfregion. Die USA 
reagierten mit der drastischen Ausweitung ihrer eigenen 
Militärpräscnz am Golf und suchten die arabischen Golf­
monarchien für eine engere militärische Zusammenarbeit zu 
gewinnen (siehe Artikel von W. Brönner in diesem Heft). 
Dabei beriefen sich beide Seiten (Kuweit m.E.) auf die an­
gebliche Bedrohung der Golfstaaten durch die iranische 
Revolution (Februar 1979) und durch die sowjetischen 
Streitkräfte in Afghanistan. Tatsächlich stimulierte die ira­
nische Revolution in den Golfländern einen Aufschwung 
antiimperialistischer Kräfte. die sich auf den Islam stützen, 
und von den Feudalregimes als Gefahr empfunden wurden. 
Washington versicherte ihnen noch größere militärische 
über!ebenshilfen. 
In Bahrein sind die USA schon länger militärisch präsent. 
Bereits seit 1949 befindet sich. aufgrund eines Abkommens 
mit Großbritann ien, in AI-Jufair eine Marine-Basis der USA. 
Sie beherbergt das Hauptquartier der Mitteloststreitmacht 
der US·Marine. "Die Bedeutung dieser Streitkräfte," so 
meint die NLFB, "wird in offiziellen US-Berichten betont, 
die darauf hinweisen, daß sie trotz ihres geringen Umfangs 
verantwortlich war für das, was die Berichte als 'den Schutz 
des weilen Gebietes das vom Indischen Ozean und dem 
Roten Meer zum Arabischen Meer und. dem Golf reicht', 
bezeichnen."6 
Die militärische Zusammenarbeit zwischen den USA und 
der Regierung Bahreins besteht seit 1971. Die USA haben 
die Erlaubnis, Einrichtungen, vor allem den Flughafen, den 
Hafen und die Erdöllager zu benutzen . Außerdem sind die 
Riesentrockendocks von strategischer Bedeutung für die US­
Marine. 

Volksproteste gegen US-Militärbasen 

Seil 1973/ 74 existiert in Bahrein eine Volksbewegung gegen 
die US-Basen und für die Aufkündigung der militärischen 
Abkommen mit den USA. Sie zwang die Regierung, öffent­
lich zu erklären, bei der 1974 anstehenden Verlängerung des 
Militärabkommens mit den USA, die militärische Koopera­
tion aufzukündigen. Doch nach der Niederschlagung des 
Widerstands wurde das Abkommen 1974 und 1977 erneut 
verlängert. 
Die USA beabsichtigen weiterhin ein Hauptquartier für ihre 
Schnelle Eingreiftruppe (RDF) in Bahrein einzurichten. Al­
lerdings stoßen die neuen Projekte der USA selbst beim 
Khalifa-Regime auf wenig Gegenliebe, Wenn ihre militä­
rische Präs~nz zu offen zur Schau gestellt wird. 
" Ich bin sehr für Manöver ... und ich begrüße eine umfas­
sende Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten hin­
sichtlich der Sicherheit unseres Gebietes, aber nur unter der 
Bedingung, daß dies korrekt gehandhabt und dargeboten 
wird."7 Das erklärte der Premierminister Bahreins, Scheich 
Khalifa. Sein Ratschlag für Washington: "übersetzt heißt 
das: 'bleibt unsichtbar'."s 
Da die USA wegen ihrer Nahostpolitik im Volke nicht gera­
de beliebt sind, könnte ihre offene Prasenz zu einer Stär­
kung der antiimperialistischen Bewegung fUhren. 
Um d ieses zu umgehen, bevorzugen die Golfstaaten eine 
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engere Zusammenarbeit untereinander. nicht nur auf militä· 
rischer Ebene. sondern auch auf dem Gebiet der inneren 
Sicherheit und im wirtschaftlichen Bereich. Dies führte 
1981 zur Gründung des Golf·Kooperationsrau:s. 
Während die wirtschaftliche Kooperation relativ problemlos 
funktionierte. traten auf dem Gebiet der inneren und äuße­
ren Sicherheit Differenzen auf. Dies lag nicht nur am Vor· 
helTschaftsstreben Saudi Arabiens und an der Weigerung Ku· 
weits, sich in die US·Golfstrategie einbinden zu lassen. Es 
lag auch an der Schwierigkeit. den Völkern die Notwendig· 
keit dieser Zusammenarbeit glaubhaft zu machen. 
Um dieses Problem zu lösen. mußte die Bedrohung durch 
den Iran und die innere Opposition deutlich gemacht wer· 
den. Am 13. Dezember 1981 deckte man in Bahrein ein 
angebliches Komplott auf und verhaftete 73 Personen. Sie 
sollen Mitglieder der Islamischen Front rur die Befreiung 
Bahreins (IFLB) sein, einer antiimperialistischen Organisa· 
tion. die mit der iranischen Revolution entstand und auf 
Anordnung des Irans am 16. Dezember 1981 einen Umsturz 
geplant haben soll. 

Dieses Ereignis hatte eine hysterische Presse kampagne gegen 
den Iran zu Folge. die sowohl im Golf als auch auf interna· 
tionaler Ebene hohe We.len schlug. Bereits am 19. Dezem· 
ber 1981 unterzeichnete Bahrein mit Saudi Arabien ein 
Sicherheiuabkommen. Ähnliche Abkommen unterzeichnete 
Saudi Arabien auch mit Oman. Katar und den VAE. wäh· 
rend Kuwcit dies verweigerte. In einem Memorandum zu 
dem angeblichen Putschversuch erklärte die Volksfront Bah· 
reins: "Es ist klar. daß das sog. 'Komplott' ein Spiel ist •.. . 
das von der saudiarabischen und bahrcinischcn Regierung 
angeordnet wurde. um andere Golfstaaten dazu zu zwingen. 
bilaterale Sicherheitsabkommen mit Saudi Arabien zu unter­
zeichnen mit dem Ziel. einen kollektiven militärischen 
Sicherhcitsvertrag aller Mitglieder der Golf·Kooperationsrat­
Staaten zu untcn;eichnen."g 
Ähnlich ist auch die Stellungnahme der IFLB: "Es handelt 

sich um eine polizeiliche Provokation. die von den Usurpa· 
toren der Macht. der al·Khalifa·Familie angezettelt wurde. 
um ... jede Proteststimme zu ersticken. und um die sog. 
Sicherheitsabkommen. die Saudi Arabien mit den meisten 
unpopulären Regimes des Golfs. die mit dem US-Imperialis· 
mus verbündet sind. abgeschlossen hat. zu rechtfertigen."lO 

Zwar konnte auch auf der Sitzung des Golfrates am 12. 
November 1982 in Bahrein noch kein koJlektives Abkom· 
men über die äußere und innere Sicherheit abgeschlossen 
werden. da weiterhin die erwähnten Differenzen bestehen. 
Doch die verstärkte Zusammenarbei t der Repressionsorgane 
erschwert die Tätigkeit der bahreinischen Opposition. 

Die Oppositionskräfte haben sich deshalb zum Koordinie­
rungskomitee der Demokratischen und Progressiven Kräfte 
des Golfs zusammengesch lossen. dem bisher die NLFB und 
die PFB, die Kommunistischen Parteien Iraks und Saudi 
Arabiens. die Partei der Sozialistischen Aktion Saudi Ara· 
biens. die Volksfront für die Befreiung Om;ms (PFLO) und 
die Nationaldemokratische Front der Jemenitischen Ara· 
bischen Republik (NDF) angehören. Das Koordinierungs· 
komitee arbeitet zusammen mit der Volkseinheitspartei 
(PUP) und der Liga der Demokraten aus Kuweit. Außerdem 
unterhält die KP Saudi Arabiens enge Beziehungen zur Isla· 
mischen Front Saudi Arabiens. l1 
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Türkei 
Rolf Geffken 

Die neue Verfassung der Junta 
Am 7. November 1982 ließ die Mili tä rjunta in Ankan das 
türkische Vo lk über eine Verfassung "abstimmen". Wie er­
wartet, wurde s ie "angenommen", mit 92% der ab~gebenen 

Stimmen. 
Kritik an der Verfassung war zuvor ausdriicklich untersagt 
worden. Der Abstimmung durfte niemand fernbleiben. Die 
Stimm karten waren markiert . Gegner der Verfassung hatten 
weder eme demokratische, noch eine mathematische, noch 
eine j uristische Chance. 

Die jetzige Verfassung der Türkei wurde von einer Kommis. 
sion erarbeitet, deren Zusammensetzung General Evren per­
sönlich bestimmte. Vorsitzender der sog. Vc:rfassungskom­
mission war der reaktionäre Politiker Orhan Aldikacti. ein 
Mi tarbeiter der rechtsradikalen Zeitung Tcrcüman. 
Nachdem der Entwurf vorgelegt wurde, regte sich zur Ober­
raschung der Mi li tärs nicht nur in der zugelassenen Öffent­
lichkeit Kritik am Entwurf, sondern sogar in der von den 
Mili tärs einberufenen Beratenden Versammlung_ Nur 14 
Mitglieder der Versammlung- akzeptierten den Entwurf in 
der vorgelegten Fassung_ AUe anderen lehnten ihn entweder 
ganz ab oder wollten bestimmte Änderungen vomehmen_ 
Doch 0_ Aldikacti verkündete, "daß diejenigen, die mich 
verdammen und kritisier~n, alle dumm sind und nichts von' 
der Verfassung verstehen." 
Nach soviel offenen Worten solcher "Verfassungsväter" 
mußte der Junta daran gelegen sein, die Diskussion hinter 
verschlossene Türen zu verlegen. 

Die in der Verfassung der MjJitärs gewährten sog. Grund­
rechte verdienen ihren Namen nicht. Alk sog. Grundrechte 
können nach Art. 12 "zum Schutte der unteilbaren Einheit 
des Landes und der Nation, des Staates, der Republik, der 
nationalen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, der allge­
meinen Sicherheit, des öffentlichen Interesses, der allgemei­
nen Moral .. ~ sowie aus besonderen Gründen ... begrenzt 
werden." 
Darüber hinaus besteht ein allgemeines "Verbot des Miß­
brauchs" von Grundrechten und Grundfreiheiten. Nach 
Art. 13 darf kein in der Verfassung aufgefUhrtes Grundre<:ht 
dazu benutzt werden, "die unteilbare Einheit des Landes 
und der Nation des Staates zu zerstören, die Existenz des 
türkischen Staates und der Republik zu gefährden, die 
Grund rechte und ·freiheiten zu beseitigen, die Herrschaft 
einer Person oder einer Schicht oder die Herrschaft ei}'ler 
sozialen Klasse über eine andere soziale Klasse zu sichern, 
oder eine Trennung nach Sprache, Rasse, Glaube oder Be­
kenntnis herzustellen, oder auf sonst irgendeine Weise eine 
Staatsordnung zu errichten, d ie sich auf Kommunismus, Fa­
schismus oder religiöse Grundlagen stützt." 
Wer zu den genannten Zwecken ein Grundrecht "miß­
braucht", verlier t dieses Grundrecht. Das heißt im Klartext: 
Es wird m it Sicherheit eine wachsende Gruppe von Staats­
bürgern entstehen, die als "Bürger 2. Klasse" entweder keine 
oder nur beuimmte Grundrechte ausüben dürfen. 
Es ist auch schon jetzt ziemlich genau abzusehen, um wei­
che türkischen Bürger es sich handeln wird. Hier einige Bei­
spiele: 
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I. Kurden: Mit dem auch im türkischen Strafgesetzbuch 
verwendeten Term inus "Zerstörung der unteilbaren Einheit 
des Landes" sind sämtliche Autonomiebestrebungen, dar­
unter auch kulturelle Autonomiebestrebungen, zu verste· 
hen. Dies richtet sich vor allem gegen Kurden, und zwar 
nich t nur gegen politisch aktive Kurden, sondern gegen alle 
Angehörigen dieser Volksgruppe, die sich offen zu ihrer kur­
dischen Herkunft und Sprache bekennen. Das sind immer­
hin etwa 10 Millionen türkische Staatsbürger! 
2. Sozialisten : Mit dem in den Art. 141 und 142 des türki­
schen Strafgesetzbuches - übernommen aus dem faschisti· 
sehen Strafgesetzbuch B. Mussolinis - verwendeten Termi­
nus "Herrschaft ... einer Schicht oder ... Vorherrschaft einer 
sozialen Klasse über eine andere soziale Klasse" sind prak­
tisch alle sozialistischen Bestrebungen ("Diktatur des Prole­
tariats") gemeint, im weitesten Sinne also linke Bewegungen 
überhaupt. 
3. Komm unis ten: Daß durch den unter 2. genannten Ter­
minus hauptsächlich Sozialisten erfaßt seih sollen, ergibt 
sich schon daraus, daß in Art. 13 der "Kommunismus" noch 
einmal gesondert aufgemhrt wird. Auch dies entspricht den 
entsprechenden Bestimmungen des türkischen Strafrechts, 
nach denen kommunistische Aktivitäten "ohnehin" ver­
boten sind. 
Mit diesen wenigen Beispielen dürfte deutlich geworden 
sein, daß die von den Militärs geschaffene Verfassung gegen 
alles andere gerichtet ist als gegen sog. Terroristen und Ge -
walttäter. Sie ist vielmehr gegen die politische Linke 
schlechthin und darüber hinaus auch gegen nationale Minori­
täten gerichtet. 
Damit verstößt sie gegen grundlegende demokratische Ver­
fassungs- und Menschenrechtsprinzipien, indem sie wesent­
liche politische Strömungen und Meinungen von vornherein 
aus einem demokratischen Willensbildungsprozeß ausschal­
tet und damit Demokratie praktisch schon im Ansatz ver­
hindert, ja letztlich verbietet. 

Keine Vereinigungs- und Gewerkschaftsfreiheit 

Bereits nach dem Militärputsch vom September 1980 wurde 
der gezielte Einsatz der Folter als Mittel der ,;Sachaufklä­
rung" vor allem durch die extrem lange Dauer einer nicht 
richterlich angeordneten Haft begünstigt. Zwar legt der Art. 
19 der Verfassung eine Frist von 48 Stunden für die richter­
liche Entscheidung fest. Allerdings wird bei "gemeinsamen 
Straftaten" eine Frist von 15 Tagen verlangt. 
Das bedeutet: Ohne jede richterliche Kontrolle oder Legiti· 
mation können polizeiliche Voll'l:ugsorgane Personen inhaf­
tieren! Daß insbesondere bei politisch motivierten Handlun­
gen meil>t "gemeinsame Straftaten" vorliegen, bedarf keiner 
weiteren Erläuterung. Welchen anderen Sinn soll diese Rege­
lung haben, a ls die Praxis willkürlicher Verhaftungen beizu­
behalten? 
Da dam it aber jede richterliche Kontrolle entfallt, sind die 
Verhafteten den Wiltkünnaßnahmen der Vollzugsorgane 
schutzlos ausgeliefert. Die bisherige Folterpraxis erhält da-



mit faktisch und praktisch Verfassungsrang! 
Art. 28 der Verfassung hebt die im Eingangssatz proklamier­
te Pressefreiheit wieder auf: "Wer Nachrichten und Artikel. 
die die innere und äußere Sicherheit des Staates seine Ein­
heit mit Nation und Land bedrohen. oder zum Begehen von 
Straftaten. einem Aufstand oder Aufruhr anstiften oder sich 
mit den Geheiminformationen des Staates befassen. zum 
Zwecke der Veröffentlichung einem anderen gibt .... ist ". 
verantwortlich, selbst wenn ein Vertrieb nicht stattfindet." 
Mit dieser Bestimmung ist wieder das allgemeine Betäti­
gungs- und Handlungsverbot rur nationale Minderheiten und 
fur die politische Linke erfaßt (E inheit der Nation. innere 
Sicherheit. Aufruhr usw.). 
Dadurch. daß das Publikationsverbot auch "Geheiminforma­
tionen des Staates" erfaßt. wird aber auch jede Aufdeckung 
undemokratischer oder ungesetzlicher Machenschaften der 
Staatsorgane selbst unterbunden. denn die Deklaration des­
sen. was "geheim" sei. obliegt den Staatsorganen selbst. 

Nach Art. 33 der neuen Verfassung ist zwar das Recht. Ver­
eine zu gründen, angeblich gewährleistet_ Doch rur Vereine 
gilt ebenso wie fllr Privatpersonen die in Art_ 12 fur die 
Ausübung von Grundrechten genannte Grenze: Aktivitäten 
zugunsten nationaler Minderheiten, sozialistische oder gar 
kommunistische Ziele sind selbstredend verboten. 
Doch nicht nur das. Vereine "dürfen ... keine politischen 
Ziele verfolgen. keine politischen Aktivitäten entfalten, kei­
ne politischen Parteien unterstützen oder von ihnen unter­
stützt werden, sie dürfen mit Gewerkschaften, Berufsorgani­
sationen ... nicht gemeinsam handeln." 
Auch rur die Gewerkschaften gelten die rur Privatpersonen 
in Art. 12 nonnierten Grenzen der Handlungsfreiheit. Dar­
über hinaus dürfen auch sie "keine politischen Ziele verfol· 
gen, keine politischen Aktivitäten entfalten. keine Unter­
stützung von politischen Parteien erhalten oder ihnen solche 
gewähren; sie dürfen mit Vereinen, Berufsorganisationen ... 
nicht zusammenarbeiten. ,. 

Ist die totale politische Enthaltsamkeit von Vereinen kaum 
praktisch denkbar, so ist sie es erst recht nicht bei Gewerk­
schaften. Da die Gewerkschaften Massenorganisationen sind, 
die sich die Verteidigung. Wahrung und Verbesserung von 
Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen zum Ziel gesetzt ha­
ben, hat letztlich jede ihrer Aktivitäten politische Auswir-

kung. selbst wenn sie auf "politische Ziele" verzichten soll­
ten. 
Danach kann kaum noch verwundem, daß auch das Streik­
recht nur auf dem Papier gewährleistet wird. Streiks dürfen 
nicht "den Anstandsregeln" widersprechen und den "natio­
nalen Besitz schädigen". 
Politische Streiks s ind ebenso verboten wie Solidaritäts­
streiks, Generalstreiks, Arbeitsplatzbesetzungen und jegli­
cher "Widerstand" - was immer das sein mag (Art. 58). Für 
die durch Streiks verursachten Schäden "kommt die Ge­
werkschaft aur'. 

Freiheit des Profits 

Ein geradezu sensationelles Grundrecht aber haben die türki­
schen Militärs im letzten Satz des Artikels 58 geschaffen, 
wonach "das Arbeiten der am Streik Unbeteiligten ". in 
keiner Weise behindert werden" darf. Damit ersetzt der Ent­
wurf das nicht vorhandene Grundrecht auf Streik durch ein 
Grundrecht auf Streikbruch. 
Damit treten die türkischen Militärs nicht nur sämtliche 
auch von der türkischen Republik anerkannten völkerrecht­
lichen Abkommen zum Schutze der gewerkschaftlichen Be­
tätigung mit Füßen. sie erheben den Bruch der Soli4arität 
sogar zu einem Rechtsprinzip und verleihen damit dem so­
zialen Rückschritt Verfassungsrang! 
Ganz in diesem Sinne haben die türkischen Militärs auch 
noch ein anderes - bislang kaum bekanntes - Grundrecht 
entdeckt: die "Freiheit des Privatuntemehmens". Nach Art. 
51 der Verfassung steht es nicht nur frei, ein Privatunter­
nehmen zu gründen. Der Staat soll auch Maßnahmen ergrei­
fen. "die das Arbeiten der Privatuntemehmen in Sicherheit 
und Entschlossenheit sicherstellen~" 
Auch ein solches Grundrecht war bislang selbst in den Ver­
fassungen kapitalistischer Länder nicht bekannt. Die "Frei­
heit", ein PrivJ.tunternehmen zu gründen. ergibt sich aus den 
kapitalistischen Produktionsverhältnissen selbst. Eine poli­
tische und juristische Notwendigkeit, dies auch noch verfas­
sungsrechtlich abzusichem, hat sich bislang nur in zwei hi­
'storischen Situationen ergeben: Beim Übergang von feudali­
stischen Produktionsverhältnissen zum Kapitalismus (also in 
der bürgerlichen Revolution) oder aber bei der Reaktion auf 
sozialistische Umwälzungen (als Konterrevolution). 
Letztere Verhältnisse hat es in der Türkei bislang noch nicbt 
gegeben. Die Refonnen Atatürks waren überwiegend bürger­
lich-revolutionäre Umwälzungen. Sozialistische Umwälzun­
gen haben in der Türkei zu keinem Zeitpunkt stattgefunden, 
erst recht nicht in der reaktionären Ära der Regierung S. 
Demirel (1975-78 und 1979-80; siehe AIB-Sonderheft 
2/1980. S. 30-36). Warum dann ein solches Verfassungsprin­
zip? 
Die Erklärung kann nur darin liegen. daß mit einer solchen 
verfassungsrechtlichen Absicherung der "Freiheit des Pro­
fits" vor allem den ausländischen Kreditgebern zugesichert 
werden soll, daß man jegliche sozialistische Umwälzung ver­
hindern werde. 
Die Bestimmung drückt im Grunde genommen den nationa· 
len Ausverkauf der Türkei an das westeuropäische und US­
amerikanische Bankkapital aus. Sie widerspricht zutiefst ge­
rade den von Atatürk stets besonders hervorgehobenen Prin­
zipien der nationalen Souveränität und ökonomischen Un­
abhängigkeit. 
Das allgemeine Politikverbot in der Verfassung der Militärs 
macht auch und gerade vor den politischen Parteien nicht 
halt. 
Das klingt paradox, läßt sich aber durchaus anhand der vor· 
liegenden Bestimmungen nachweisen; Nach Art. 77 ist die 
Griindung politischer Parteien zwar gewährleistet. Die Inbal-
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te der politischen Programme aber sind praktisch festgelegt: 
Sie dürfen nicht nur den "Prinzipien der unteilbaren Einheit 
des S taates mit Land und Nation" widersprechen; vielmehr 
dürfen politische Parteien gar nicht erst gegründet werden, 
die "die Verteidigung und Errichtung vom Prinzip der Klas­
se und Schicht _ .. zum Grundsatz haben". 
Damit ist klar, daß die ftir die allgemeine Handlungsfreiheit 
der Bürger geltenden Einschränkungen auch und gerade für 
politische Parteien gelten. Politische Parteien, die sich die 
Verteidigung nationaler Minderheiten zum Ziel gesetzt ha~ 
ben, dürfen ebenso wenig gegründe t werden wie sozialisti­
sche oder kommunistische Parteien. Parteien, die nach ihrer 
Gründung entsprechende Aktiviläten entfalten, werden auf­
gelöst (Art. 78). 
Da sozialistische Parteien nicht erlaubt sind, muß jede Partei 
den Anspruch erheben, das "ganze Volk" zu vertreten, also 
die Interessen von Kapitalisten ebenso wie die von Arbeitern 
und Bauern. jede Partei muß also letztendlich eine Ideologie 
der "Volksgemeinschaft" vertreten. Die Par tei, die ein so l­
ches Kunststück in Deutschland fertigbrachte, nannte sich 
NSDA P ... 
Parteien, die dennoch das Kunststück fer tigbringen, trotz 
solcher Anforderungen zu existieren und vielleicht sogar In· 
te ressen von Arbe itern und Bauern zu vertreten, "dürfen 
ideell und materiell zur Verfolgung und Stärkung ihrer Poli· 
tik nicht mit Vereinen. Gewerkschaften, Stiftungen und Be­
rufsorganisationen ... zusammenarbeiten." 

Das aufgrund einer solchen poli tischen S truk tur zustande­
kommende Parlamen t dürfte noch nicht einmal den Charak­
ter eines Ständeparlaments haben: Selbst scheinbare Vertre­
ter der Arbeiterschaft und bäuerlicher Kreise bleiben aus 
ihm ausgeschlossen. 

In die "Große Nationalkammer" darf kein Türke, der nicht 
8 jahre Schulbildung genossen hat, gewählt werden. Außer­
dem darf nicht gewählt werden, wer zu mehr als 6 r.lonaten 
Freiheitsstrafe verurteilt worden ist. ja, selbst wer amne­
stiert wurde, darf nicht gewählt werden, wenn er z. B. wegen 
"Unterschlagung, Veruntreuung, ... Konspiration bei staat· 
lichen Aufträgen ... usw." verurteilt worden war. 
Dazu muß man wissen, daß gerade sozialistischen Politikern 
und Gewerkschaftsfun kt ionären von den Militärs angebliche 
Unterschlagung und Veruntreuung zum Vorwurf gemacht 
wurde. Diese Vorwürfe waren und sind zwar absurd. Die 
Bestimmungen der Verfassung müssen aber vor dem Hinter­
grund der immer noch laufenden Prozesse gegen die Funk­
tionäre politischer Parteien und Gewerkschaften gesehen 
werden. 
Aber auch dies reicht den Urhebern der Verfassung nicht: 
Wer zwar nicht bestraft wurde, aber die in Art. 12 genann­
ten Grenzen der allgemeinen Handlungsfreiheit überschrit­
ten und deswegen die dort genannten Grundrechte verloren 
hat. darf ebenfalls nicht gewäh lt werden. 

Der Diktator a ls "Präsident" 

Doch die: Verfasser haben o ffenbar selbst in ein auf derart 
"demokratische" Weise zustandege kommenes Parlamen t 
nicht genügend Vertrauen. Sie haben deshalb dem Staats­
präsidenten Kompetenzen verliehen, die praktisch diktatpri­
schen Vollmachten gleichkommen. 
Der Staatspräsident ist nicht etwa nur Staatsoberhaupt, in 
Art. 113 wird er sogar als "das Haupt des Staates" bezeich­
net. Dementsprechend überwach t er die Anwendung der 
Verfassung und das geordnete und ausgewogene Arbeiten 
der Staatsorgane. Wenn man so will, übernimmt der Staats­
präsident damit etwa die Aufgaben, die in der Bundesrepu­
blik Deutschland nur dem Bundesverfassungsgericht oblie-
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gen. Er steht damit eindeutig über dem Parlament. 
Konscquenterweise ratifiziert auch er - nicht das Parlament 
- internationale Abkommen und veröffentlicht sie. Er -
nicht das Parlament! - beschließt die Vollstreckung der 
Todesstrafe. Die alte türkische Verfassung sah hier entspre­
chend traditionellem bürgerlichem Rechtsstaatsverständnis 
eine ausschließliche Zuständ igkeit des Parlaments vor. 
Der Präsident ernennt den Ministerpräsidenten und kann ihn 
- ebenso wie einzelne Minister - absetzen. An seiner Seite 
fungiert ein sog. Staatsberatungsrat, dessen Mitglieder aus­
schließlich vom Präsidenten ernannt werden. Mitglieder des 
Gremiums sind vor allem Personen, "die helVorragende 
Dienste für den Staat und die Nation geleistet haben". 
Die Rolle des Präsidenten ist General Evren auf den Leib 
geschrieben, die Rolle seiner Berater seinen Kumpanen aus 
der Generalität. Wer sonst sollte "hervorTagende Dienste für 
den Staat und die Nation geleis tet haben"? Vorerst jeden­
falls bleibt General Evren entsprechend einer übergangsrege­
lung ohnehin für die nächsten sieben J ahre im Amt. 
Es versteht sich von selbst, daß ein solcher Staatspräsident 
sogar die Veröffentlichung von durch das Parlament be­
schlossenen (!) Gesetzen ab lehnen und sie innerhalb e iner 
Frist an die Große Nationalkammer zurücksenden kann 
(Art. 109). 

Faz it: Die neue türkische Verfassung ist nicht geeignet, die 
wahren Absichten der Militärs zu verschleiern. Wer sie liest, 
weiß, daß dies die Verfassung einer Dikta tur ist. Sie hat mit 
demokratischen Verfassungen nichts gem ein. 
Sie verstößt gegen fundamentale Prinzipien der Europäi· 
sehen Menschenrechtskonvention, aber auch gegen die von 
den westeuropäischen Kreditgeberländern viel gepriesenen 
rechtstaatlichen Grundsätze der west lichen Welt. 
Diese Verfassung ist ein Prüfstein: wer die türkischen Mili­
lärs trotz einer solchen Verfassung weiterhin unterstützt,ja 
sogar aufgrund der Verfassung meint, Hilfe rechtfertigen zu 
können. verliert jede Glaubwürdigkeit. 
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BHD - Dritte Welt 
WoHram Brönner 

Neue Akzente auf dem 6. BUKO 
Der 6. Bundeskongreß entwicklungspolitischer Aktionsgrup­
pen (BUKO), der vom 17.-21. November 1982 in Mannheim 
tagte, setzte einige ncue Akzente. 
Mit dem Kongreßthema "Entwicklung heißt Befreiung -
Befreiung wovon? " begann man mit einer kritischen Be­
standsaufnahme der Rolle der Bundc:srepublik in der sog. 
Dritten Welt, wobei der Anteil von Industrie und Staat an 
der Verfestigung unterdriickerischer Strukturen und Abhän­
gigkeiten der Entwicklungsländer besonders beleuchtet wur­
de. Insgesamt elf Arbeitsgroppc:n befaßten sich u.a. mit der 
bunclesdeutschen Konzemcxpansion. Rüstung$-, Atom- und 
Pharmaexportpolitik, dem Agrobusinc:ss, der Rohstoffsiche­
rung, der Grundbedürfnisstrategie, dem Standort Bonns in­
nerhalb der internationalen Finanzinstitutionen (Weltbank, 
Weltwährungsfonds), gegenüber den Forderungen einer Neu­
en Weltwirtschaftsordnung (NIWO) und den Konfliktregi0-
nen Nahost und Südliches Afrika. 
Einige dieser Themen (Multi;, NIWO, Weltbankgruppe u.a. ) 
sollen in gesonderten Seminaren vertieft werden. Im Fall 
anderer wichtiger Themenberciche verabschiedeten die 200 
Teilnehmer des 6. BUKO, die 110 Gruppen, Initiativen, 
Komitees, Dritte-Weltläden, entwick lungspolltische und So­
lidaritätsbündnisse vertraten, Beschlußvorla,v;en. 

Forderungen an die Bundesregierung 

Der Mannheimer Kongreß forderte von der Bundesregierung: 
• alle Rüstungsu:porte, d_h. Exporte von Waren und Tech­
nologien, die einen bedeutenden Beitrag zum militäriSl;hen 
Potential der Empfangerländer leisten würden, sowie die 
Ausrüstungs. und Ausbildungshilfen fUr ausländische Militär· 
und Polizeikräfte sofort zu stoppen bzw. zu unterbinden; 
• die militärisch-nukleare und kulturelle Zusammenarbeit 
mit Südafrika aufzukündigen und zu unterbinden, einen 
vollständigen Wirtscltaftsboykott gegen den Apartheidstaat 
zu verhängen, die illegalen Uranimporte aus Namibia zu 
stoppen sowie die Befreiungsbewegungen Südafrikas und 
Namibias (Afrikanischer Nationalkongreß, Panafrikanischer 
Kongreß, Südwestafrikanische Volksorganisation) und die 
Frontstaaten des südlichen Afrika zu unterstützen; 
• den Export von Medikamenten, die nicht auch in der 
Bundesrepublik vennarktet werden, zu unterbinden und die 
Importe von Blutplasma bzw. von Plasmaprodukten dra­
stisch zu vennindern; 
• die EntwicklungshiUevergaben an Israel (1982 waren dies 
140 Mio DM) zu streichen, sich im Rahmen der Europäi­
schen Gemeinschaft ftir wirtschaftliche Sanktionen gegen 
Israel einzusetzen und die Palästinensische Befrciungsorgani­
sation (PLO) als einzig legitime Vertretung des arabisch­
palästinensischen Volkes anzuerkennen. 
Überdies teilte der 6. Bundeskongreß das Anliegen der AI'­
beitsgruppen Tourismus und personelle Entwicklungshilfe, 
daß unter bundesdeutschen Entwicklungshelfern und Touri­
sten ein Problem- und Kritikbewußtsein gegenüber der pro· 
fitorientierten bundesdeutschen Entwicklungspolitik zu 
wecken sei. Und er ~prach sich daftir aus, die imJahrzuvor 
begonnene Phanna-Kampagne fortzuführen. 
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Der Mannheimer Kongreß brachte somit markante Ansatz­
punkte und Aktionsempfehlungen zu r kritischen Ausein­
anderse tzung mit dem bundesdeutschen Neokolonialismus 
hervor. Sie sollen auf dem 7. Bundeskongreß, der voraus· 
sichtlich im Juni 1983 in Hannover stattfinden wird, weiter­
verfolgt werden. Der 7. BUKO soll überdies unter der Fra­
gestellung "Entwicklung wohin? " eigene Alternativvorstel­
lungen zur offiziellen Dritte-Welt- und Entwicklungspolitik 
erarbeiten. 
Desweiteren bezog der Mannheimer Kongreß gerade zu 
Schwerpunktbereichen der antiimperialistischen Solidari· 
tätsarbeit wie südliches Afrika und Palästina/ Libanon klare 
Gegenposition zum Bonner Kun. 
In der Resolution zu Paläs tina bekannte er sich zum Selbst­
bestimmungsrecht des arabisl;h'paläs tinensischen Volkes, 
einschließlich seines Rechts auf einen eigenen S taat in Palä· 
stina, "unter der Führung seiner einzig legitimen Vertretung, 
der PLO", zum Rückzug Israels aus allen 1967 o kkupierten 
Gebieten und aus dem Libanon. Er plädierte ftir den Dialog 
zwischen Arabern und Juden im Interesse einer gemein­
samen, friedlichen Perspektive im historischen Palästina. 
Und er rief seine Mitg lieder auf, "allen antisemitischen Ten­
denzen in der Bundesrepublik entgegenzutreten". 
Als Versäumnis dieses 6. Bundeskongresses bleibt festzuhal­
ten, daß eine entsprechende Positionserklärung zum Krisen­
zentrum Mittelamcrika/Karibik nicht zustandekam. Dies lag 
nicht zule tzt an der unzureichenden Beteiligung der doch so 
starken bundesdeutschen Antiinterventionsbewtgung (EI 
Salvador, Nikaragua, Guatemala, Kuba) , was sich im Nicht­
zustandekommen emer Milleiamerika·Arbeitsgruppe in 
Mannheim niederschlug. 
Allgemeine Zustimmung fa nd auf dem Mannheimer Kon­
grcß das aktive Mitwirken des BUKO im Koordinationskreis 
3. Welt (KK3W) dem außerdem angehören: die In forma­
tionsstcllen zu EI Salvador, Guatemala, Nikaragua, die 
Freundschafugesellschaft Kuba- BRD, die Anti-Apartheid­
Bewegung (AAB), das Antiimperialistische Solidaritätskomi­
tee (ASK) und die Arbeitsgemeinschaft der Dritte-Welt­
Läden. Der KK3W war im Vorfeld der Friedensdemonstra· 



tion anläßlich des Reagan-Besuches in Bonn vom 10. Juni 
1982 entstanden, um ein brei lest mögliches Spektrum der 
Driue-Weh·Szene in die Friedensbewegung einzubringen. 
Der KK3W und seine Mitarbeit im Rahmen der Frieden5-
bewegung haben sich bewährt. Die Zusammenarbeit im 
KK3W bewirkte - wie der Koordinierungsausschuß des 
BUKO in seinem Mannhcimer Bericht hervorhob -, daß 
wichtige Mitgliedsgruppen des BUKO auch organisatorisch 
enger zusammenrückten. Und dies trug schließlich zur Pro­
filierung des BUKO in der hiesigen demokratischen Orfent-

lichkeit bei. 
Umro unverständlicher mutete die unsolidarische Atmo­
sphäre eines DiskussionsfOnlms im Rahmen des 6. BUKO 
an, auf dem über das Verhältnis zur Friedensbewegung mit 
Vertretern ihrer verschiedenen Strömungen (Grüne, autono­
me Friedensgruppen, DFGfVK, Kofax) debattiert wurde. 
Als Agcnu Provocateurs tnten hier wie an anderer Stelle die 
GeselLschaft rur bedrohte Völker (GfbV), der spätmaoisti. 
sehe Bochumer Aktionskreis Afrika und die ESC·Südost­
asiengruppe Bochum auf. Anstelle der übergreifenden Aus· 
richtung gegen die globale Atomraketen- und Interventions­
politik der USA erklärten sie die Frage "Wie hälst Du's mit 
der Sowjetunion, Afghanistan, Eritrea usw.?" zur Gretchen­
frage der Zusammenarbeit. Es versteht sich, daß damit nur 
von den gemeinsamen Kernaufgaben von Friedens- und Soli­
daritätsbewegung abgelenkt und zugleich einer Ausgrenzung 
des konsequent anti imperialistischen, einheiufördernden 
FlügeLt (ASK, Kofaz, AlB) aus ihren Reihen das Wort gere­
det werden 1011. 

Zahlreiche Redner, die die unsolidarische, spalterische An­
Jage dieser Angrirfe ablehnten, verwiesen gleichzeitig auf 
fortbestehende Unklarheiten, auf ihr in einigen Fragen ge­
störtes Verhältnis zur Friedensbewegung. Es bleibt zu hof­
fen, daß aus den Reihen du 8UKO möglichst viele Gruppen 
am Seminar dei KK3W "Frieden und Dritte Welt" im Feb­
ruar 1983 (siehe Kasten) teilnehmen, um deranige Spannun­
gen und Vorurteile zwilchen beiden Bewegungen im beider­
seitigen Interesse abzubauen. Es sei jedoch betont, daß auf 
dem Mannheimer Kongreß die auch künftige Unterstützung 
und Mitträgerschaft des KK3W seitens des BUKO nicht in 
Zweifel gezogen wurde. 

Offen ließ dieser 6. Bundeskongrcß insbesondere auch, ob 
man die Teilkritik am bundesdeutschcn Nc:okolonialismus 
schließlich zu einer Art programmatischer Alternative, zu 
verallgemeinernden Aussagen und einem Forderungskatalog 
weiterentwickeln wird. Auf dem Mannheimer Kongreß wur­
den hierbei zwei gegenläufige Grundhaltungen sichtbar: 
Einerseits wären da die Befiliworter (AAB, AlB u.a.) einer 

solchen generellen Alternative zur Bonner Dritte-Welt-Poli­
tik, die diese als eine Minimalplallform im wichtignen Betä­
tigungsfeld des BUKO ansehen (der BUKO verfUgt über kein 
Grundsatzprogramm) und sich dabei m.E. am Vorbild des 
mtwieklungspolitischen Gegenmanifests der Schweizer Drit· 
te-Welt·Szene vom Mai 1981 orientieren (liehe AlB 9/1981, 
S. 35·91). Andererseits hielt dem eine uarke Strömung um 
das IZ3W Freiburg entgegen, der BUKO müsse von program· 
matisch·konzeptionellen Aussagen freigehalten werdm und 
ein loser Zusammenschluß, ein Forum des unverbindlichen 
Informations- und ErfahrungsaDStauschs von Aktionsgrup­
pen bleiben. Der Einigungsprozeß des BUKO sei von daher 
auf punktuelle Kampagnen zu beschränken. 

Die )etztere Position zielt auch darauf ab, einem größeren 
organisatorischen Zusammenhalt des BUKO in Richtung 
eines politischen Dachverbandes gegenzusteuern. Auf dem 
Mannheimer Kongreß wurde denn auch die Initiative dei 
Koordinierungsausschusses, den BUKO in eine feste Ver­
bands- oder Vereinsfonn zu überfUhren, ent einmal aufge­
schoben und auf den 7. Bundeskongreß vertagt. Dies nellt 
freilich in der Konsequenz seine Oberlebensfahigkeit schon 
deshalb in Frage, weil vom Bundesministerium fUr Wirt­
schaftliche Zusammenarbeit (BMZ) unter CDU/CSU.Regie 
die Fortsctzung du FinanzzuJchusses an den BUKO kaum 
erwartet werden kann. 

Es wäre diu ein Untergang, der in Bonn gewiß Fesutim­
mung auslösen würde. Als das BMZ im Juni 1982 den 
20. Jahrestag seiner Zusammenarbeit mit privaten En[Wiek­
lungshilfeträgem feierlich beging, hatte sich der BUKQ­
Koordinierungsausschuß doch erdreistet festzustellen, das 
8MZ habe seit seiner Gründung "keine Entwicklungshilfe, 
sondern vielmehr Verannungshilfe geleistet". 

Seminar Frieden und Dritte Welt 
Mit Blick auf die Aktionen der Friedensbewegung im Jahr 
1983 veranstaltet der Koordinierungskreis Dritte Welt 
(KK3W), in dem seit der Friedensdemonstration am 
10.6.1982 in Bonn die tnrormationsstcl1en EI Salvador 
und Guatemala, das Informationsbüro Nikaragua, die 
Freundschafugesellschaft BRI}.Kuba, der Bundeskongreß 
entwicklungspolitischer Aktionsgruppen. die Anti-Apart. 
heid-Bewegung, das Antiimperialistische Solidaritätskom~ 
tee (ASK) und die ArbeitsgemeinlChaft Dritte-Welt·Läden 
zusammenarbeiten, ein Seminar zum Thema "Frieden und 
Dritte Welt". 
Eingeladen sind alle Drine-Welt-Gruppen aus dem Bundes­
gebiet sowie interessierte Einzelpenonen. Das Seminar fm· 
du vom 18.·20. Februar 1985 in der Fachhochschule für 
Sozialarbeit in Frankfurt/Main statt. 
ArbcitJenlppen zu rolgenden Themen 
1. 1983 - Du Jahr der Raketenuationierung? Die: nc:uen Mittel­
strcckennketen in der 1JS.Globabtrlltc:gic: 
2. Albc:iUtcilu"l oder Konkurrenz? Untc:nchic:de und Gemein· 
wnkeiten imperialistischer Strlltqicn in der Dritten Welt 
3. Kriegsgefahr aUI der Dritten Welt? Hat der 3. Wdtk.ric:g schon 
begonnen? 
4. Befrciunptrlltegic:n in der Dritten Welt. Unachen und Perspek­
tivcn dei Bcfn:iungskampre. 
!I. KOlUcpte altemativcr Sicherheitspolitik. KlSnnen wir von den 
Blockfn:ic:n Jemen? 
6. Militarisierung in der Dritten Welt. GescUschaflliche und politi­
sche FolFn von RillItungscxportc:n 
Zu jedem Arbeitsgruppenthema werden kontroverse Thesenpapie:rc: 
vorgelegt, die das Spektrum der Mcinungen innerhalb der Friedens­
und Solidaritiubewegung widenpie:gcln .ollen. 

Anmeldung und weitere Informationen U.a. bei: 
ASK, Main%er Landstr. 1.5, 6000 Frankfurt/Main; Tel.: 
0611-236375 
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Kultur 

Jutta Weber 

Nobelpreisträger G. Garcia Marquez 
- der "magische Realismus" 

Kein literarisches Werk mehr wolle er schreiben, solange A. 
Pinochc:t in Chile herrsche, betonte noch Ende 1977 der 
derzeit wohl bekannteste lateinamerikanische Autor, Ga­
briel Garcia Marquez.1 Im Oktober 1982 sprach die: Jury 
der Stockhohner Akademie dem kolumbianischen Schrift­
steller den Nobelpreis für Literatur zu ... 
Weltruhm hatte: der heute 54jährige vor allem durch seinen 
erstmals 1967 ersch ienenen Roman "Hundert Jahre Einsam­
keit" erlangt. Er ist inzwischen in 32 Sprachen und einer 
AuOage von über 10 Mio Exemplaren erschienen und bein­
hahet eine universelle Geschichte des - auch in vielen ande­
ren Romanen und Erzählungen G. Garda M:irquez' immer 
wieder auftauchenden - legendären Dorfes Macondo. 

Macondo ist fast überall 

Macondo. dieser irgendwo im lateinamerikanischen Dschun­
gel gelegene Ort, steht für G. Garcia Marquez' Geburtsort 
Aracataca in der kolumbianischen Provinz Magdalena, wo er 
im Hause seiner Großeltern die ersten acht Lebensjahre ver· 
brachte. In diesem Dorf, das nach dem Bananenboom zu 
Anfang des Jahrhunderts gerade wieder in seine Bedeutungs­
und Ereignislosigkeit zurückverfallen war,2 hatte da Junge 
zahllose phantastische Geschichten und Mythen gehört, hat­
te ~ im Hause allein unter Erwachsenen ~ aber auch früh 
die reale Erfahrung von Einsamkeit gemacht. 
Abgesehen von eher sach lich und sprachlich nüchtern gehal. 
tenen Friihwerken wie "Laubstunn" (1955) und "Der 
Oberst hat niemand, der ihm schreibt" (1958). ist diese Ver­
bindung von Phantastischem und Wirklichem ein Kennzei­
chen seiner Arbeiten. Ein allderes Kennzeichen des Autors 
stellt die Verflechtung eigena Erlebnisse mit lateinamerika­
nischer Geschichte dar. Sie ist es, die seine Darstellungen 
glaubhaft und als universelle Wirklichkeit verallgemeinerbar 
macht_ 
Das Provinznest Macondo mit seinen wunderlichen Erlebnis­
sen, Sitten, Unsitten und Traditionen steht damit nicht al­
lein für G. Garcia Marquez' Geburtsort. In ihm haben sich 
auch nicht nur Erfahrungen des langjährigen Bürgerkrieges 
zwischen Konservativen und Liberalen in Kolumbien aufge­
staut_ Nein, in ihm läßt sich ganz Lateinamerika, seine Ge­
schichte, die auch nach der Unabhängigkeit eine Geschichte 
von Gewalt und Unterdrückung geblieben ist, wiederfinden. 
Die Technik, mit Hilfe maßloser übertreibungen und der 
Einbeziehung von Phantastischem die Wirklichkeit rur jeden 
umso greifbarer und detaillierter zu schildern, haben Litera­
turkritiker und -wissenschaftler "magischen Realismus" ge­
nannt. Mit diesem Begriff hatten sie ursprünglich den Stil 
des Guatemalteken Miguel Angel Asturias sowie des Argen· 
tiniers Jorge Luis Borges bezeichnet. G. Garcia Marquez, der 
diese Technik weiterentwickelte und vervollkommnete, 
charakterisiert als magischen Realismus allerdings nicht nur 
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eine literarische Stilrichtung, sondern vielmehr "das wirk­
liche Leben in Kolumbien".l 

Um die Darstellung sozialer Widersprüche, die Entlarvung 
der Gewaltmechanismen auf denen, so zahlreiche Regimes 
seines Kontinenu beruhen, geht es G. Garcia ~H.rquez in 
"Hundert Jahre Einsamkeit" wie auch in seinen anderen 
Werken. Dies findet sich etwa in dem Roman "Die böse 
Stunde" (1961), wo anonyme Schmähschriften fürchter­
liche Folgen haben. oder in der Erzählung .,Das Leichen­
begängnis der Großen Mama" (1962). Indem G. Garcia 
Marquez aber zeigt, daß die bereits als Ewigkeit erscheinen­
de Zeit der Diktatoren zu Ende geht. daß überalterte Herr­
scher (beispie lsweise der einstige Gebieter über ein fiktives 
karibisches Lind in " Der Herbst des Patriarchen", 1975) 
letztlich eben sterblich sind, drückt er die Gewißheit einer 
anderen Zukunft Lateinamerikas aus. Ohne sich plakativer 
Appelle bedienen zu müssen, ermuntert er damit jene, wei­
che heute Diktatoren und Gewalu-egimes bekämpfen, um 
den baldigen Aufbau des künftigen Lateinamerika zu ermög­
lichen. 

G. Garda Marquez gehört selbst zu den engagiertesten Vor­
kämpfern dieses anderen Lateinamerika, auch wenn, wie er 
gelegentlich betont, seine einzige Waffe in diesem Kampf die 
Schreibmaschine ist. Beispielsweise ist er neben Julio Cor­
tazar, Emesto Cardenal und anderen Persönlichkeiten latein­
amaikanischen Kulturschaffens Mitglied des "Ständigen 
Komitees von Intellektuellen rur die Souveränität der Völ­
ker unseres Amerika". Es will den kulturellen Austausch 
zwischen Intellektuellen innerhalb und außerhalb des Kon­
tinents erleichtern, vor allem aber auch ein möglichst schnel­
les Reagieren auf künftige Manöver des US-Imperialismus 
garantieren.4 

Reportagen vom wirklichen Leben 

G. Garcia Marquez' Gelöbnis, nichts Literarisches mehr zu 
schreiben, solange Pinochet nicht gestürzt sei, drückte nicht 
nur moralische Abscheu vor diesem Tyrannen aus. Es d iente 
einer handfesten politischen Absicht. G. Garcia Marquez 
war damals der ü berzeugung, literarische Werke könnten 
nur sehr langfristig politische Wirkungen zeitigen. Deshalb 
betrachtete er es als seine Aufgabe, sich in dieser so kriti­
schen Zeit lieber direktem politischem Engagement und 
journalis tischer Arbeit zuzuwenden. Journalismus, sagte er 
damals, vermöge sehr viel schneller politische Resultate her­
vorzubringen: er bezeichnete ihn deshalb auch als eine Art 
"Notstandsgenre" . 5 

Auch in diesem "Notslandsgenre", in dem er sich bis zur 
Veröffentlichung der "Chronik eines angekündigten Todes" 
(1981) ausschließlich betätigte. war G. Garcia Marquez frei­
lich kein Neuling. 



Bereits während seines kurzen und alsbald abgebrochenen 
jurastudiums hatte er 1947 begonnen, Reportagen und 
Kurzgeschichten für die liberale Oppositionszeitung EI Es­
pectador in Bogota zu schreiben. Die 1955 im gleichen Blatt 
in 14 Folgen veröffentlichte Reportage .. Berichte eines 
Schiffbrüchigen" hatte zwar kurzfristig dessen Auflagen­
stärke verdoppelt, den Autor aber in Lebensgefahr gebracht. 
Ein von Regierung und Medien Kolumbiens kurzerhand zum 
Nationalhelden gemachter Matrose, der von Bord eines mit 
US.amerikanischem Schmuggelgut überfrachteten kolumbia­
nischen Zerstörers gespült worden und 10 Tage auf offener 
See getrieben war, hatte wider Erwarten ausgepackt. Seine 
von G. Garcia Marquez niedergeschriebenen Berichte lesen 
sich als brisante Anklage dieser Zustände, der Militärs und 
Regierenden, die sie ermögliehten. 

Die Zeitung schickte den Autor aus Sicherheitsgriinden als 
Sonderkorrespondenten nach Europa, wo er sich wegen ih­
rer Schließung dann länger als geplant aufhalten mußte. 
Nach seiner Rückkehr war G. Garcia Marquez längere Zeit 
für die kubanische Presseagentur Prensa Latina tät ig, rur die 
er u.a. aus New Vork berichtete. Später gab er in Bogota die 
politisch-literarische Zeitschrift Alternativa heraus. 
Slen hatte G. Garcia Marquez neben seiner Arbeit an Roma­
nen, Novellen und Erzählungen auch politische Reportagen 
verfaßt, in denen er eindeutig parteiliche Standpunkte be­
zog. In den letzten jahren berichtete er beispielsweise über 
die .. Bootsleute" und den Neuaufbau Vietnams (siehe 
Reportage in AlB 11-1211980), über die Erstürmung des 
Nationalpalastes durch die Sandinistas in Nikaragua, über 
die US- Intervention in Mittelamerika, über Kuba und Ango­
la. Auch heute, wo er sein literarisches Schweigen längst 
gebrochen hat, betätigt er sich als wöchentlicher politisch­
kultureller Kolumnist rur die spanische Zeitung EI Pais, für 
EI Expeclador in Bogota sowie rur die mexikanische 
Wochenzeitschrift Proceso. 
Mit der "Chronik eines angekünd i8un Todes" erschien end­
lich 1981 wieder eine Novelle, an der G. Garcia Marquez 
jahrelang gearbeitet hat. Mit ihr werden der Machismo 

(Männlichkeiuwahn), aber auch von Frauen vertretene (und 
nicht zuletzt von der katholischen Kirche propagierte) welt­
fremde MoralvorstelJungen angeklagt. Diese ermöglichen es, 
daß das Unglaubliche geschieht, daß ein im voraus peinlich 
genau angekündigter Mord verübt wird, unter Mitwisser­
sehaft der Bewohner des ganzen Ortes. 
G. Garcia Marquez, der sich zuvor bemüht hatte, die zerstrit­
tene Linke seines Heimatlandes in Gesprächen zu einigen 
und als deren Präsidentschaftskandidat galt, mußt~ im März 
1981 Kolumbien verlassen. Der Grund: Paramilitärische 
Banden hatten in Zusammenarbeit mit den Sicherheitskräf­
ten ihm den Tod angekündigt. Aufgrund jener Zustände, die 
er in seinen Werken immer wieder kritisiert, sieht er sich 
heute gezwungen, im mexikanischen Exil zu leb~n. Weg~n 
des inzwischen in Kolumbien erfolgten Regierungswechsels 
hofft er jedoch, im Frühjahr 1983 nach Kolumbien zurück­
kehren zu können. 
Auch berufliche Pläne hat der persönliche Freund Camilo 
Tortes', Salvador Allendes, Omar Torrijos', Fidel Castros 
und ruhrender Sandinistas rur die Zukunft schon geschmie­
det: Den Nobelpreis begreift er als Aufforderung, weiterzu­
schreiben. Und mit dem Geld, das mit der Preisverleihung 
verbunden ist, möchte er in Bogota eine linksoppositionelle 
Tageszeitung ins Leben rufen, in der insbesondere junge 
journalisten eine Chance zum Beweis ihrer Leistungen ha­
ben sollen.6 

Gabriel Garcia Marquez, der fast gleichzeitig mit dem Nobel­
preis für Literatur mit dem kubanischen Felix-Varela-Orden 
und dem Aztekischen Adler in Mexiko zwei weitere wich­
tige Auszeichnungen erhielt, 7 setzt mit diesem Plan eine bei 
ihm schon länger Tradition gewordene Praxis fort, mit Geld 
dotierte Preisverleihungen in den Dienst politischer Ziele zu 
stellen. 
Der diesjährige Literaturnobelpreis ist somit in mehrfacher 
Hinsicht bedeutend: Er würdigt zum vierten Mal bei insge­
samt 80 derartigen Preisverleihungen einen Schriftsteller aus 
Lateinamerika8 und sicherlich einen Literaten, der seines­
gleichen sucht. Gleichzeitig mit dem literarischen Werk 
würdigt er aber zwangsläufig auch das journalistische Schaf­
fen G. Garcia Marquez', das dem europäischen Publikum 
bisher leider weitgehend vorenthalten wurde. 

Mit G. Garcia Marquez würdigt dieser Nobelpreis aber auch 
eine Person, die dezidiert antiimperialistisch-progressive 
Standpunkte bezieht, die stelS Partei rur die Unterdrückten 
ergreift. Er unterstützt den Preisträger in einem Moment, in 
dem dieser im Exil auf Solidarität besonders angewiesen ist. 
Und er ermutigt schließlich all Jene, auf deren Seite sich 
Garcia Marquez stellt und die sich in Lateinamerika wie 
anderswo gegen Ungerechtigkeit und Unterdrückung auneh­
nen. 

AnmeTll.un~n: 

I) Vgl. G. Garcia Marquez in einem Interview mit Granma. Weekly 
Review, Havanna, 25.12.1977 

2) Vgl. zUr Geschichte Macondos Curt Meyel'-C1ason, Nachwort zu 
Gahriel Garcia Marquez, Das Leichenbegängnis der Gro~n Mama 
und andere Erzählungt:n, München (4) 1982. S. 207-22Q 

3) Gabriel Gareia Marqucz, Y de 1a guayabaya quc? , in: P,..xe$O, 
Mexiko-Stadt, 26.7.1982, S. 38f., hier: S.39 

4) Zu deli Aufgaben und Mitgliedern dieses auf dem ersten Treffen 
von Intellektuellen fi.ir die Souveränität der Völker unseres 
Amerika vom 4.-7.9.1981 in der kubanischen HauptSlac!t Havan­
na gegründeten Komitees siehe: Nuestra America. En lucha por su 
vcrdadera indepcndencia, Mexiko-Stadt 1981, 5.196 

5) G. Gare;a Marqucz in: Granma, a.a.O. 
6) So G. Gareia M"rqucz in einem Interview mit: Newsweek, New 

York,1.11.l982 
7) Vgl. ßarricada, Managua, 1.11.1982. Ocr utekische Adler in die 

höchste Aus~eichllung rur Ausländer in Mexiko. 
8) Frühere lateinamerikanische Preisträger waren: 1945 die chileni­

sche Lyrikerin Gabriela Mistral, 1967 der guatemaltek.ische 
Romanautor Miguel Angel Asturias, 19 71 der chilenische Dichter 
Pablo Neruda. . 
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Rückblick 
Der Mord an Amilcar Cabral 

Zwischen ihnen J.n Welten, doch beide Telegramme galten dem­
selben Mann. "Ich bin überzeugt, daß alk friedliebenden Amerikaner 
sich mir in der Trauer über diesen tragilchen Tod anschließen wer· 
den", ließ Senator Edward Kennedy übenniudn. Du andere lautete: 
"Die portugiesischen uod afrikanischen Ameiler im Gewerkschafts­
verband CGT deli Renault·Werks von Billancoun billen Sie, den 
Kämpfern der Afrikanischen Partei fUf die Unabhängigkeit Guinea­
Bissaus und der Kapverden (PAIGC) ih~ schmerzlichen und brüder­
lichen GcfUhk anguichtll des feigen Mordes an Arnikar Cabral zu 
übennittcLn. Seien Sie unserer aufrechten Unterstützung des Kampfes 
für die Befreiung in Guinea·Binau und auf den Kapverdischen Inseln 
veRicheTt. " 
Am 20. Januar 1973 war AmiLcar Cabral, GcneralJc:krelär der Befrei­
ungsbewegung PAIGC, unter den Kugeln einer Bande angeheuerter 
Verräter gefallen. Die Beisetzungsfeierlichkeiten in der Hauptstadt 
de r Republik Guinea, Con~kry, wurden ~ur Demonstration des welt­
weiten Ansehens, das Afrikas vielleicht bedeutendster Theoretik<,r 
und Fühl'('r des ,national<,n Befr<,iungskampfes erworben hane. 

A. Cabrals Lcistung ist nur unvollkommen damit beschrieben, daß er 
als bislang ein'l:;g.:r rur Afrika ein geschlossenes Kom!<,pt des Befrei­
ungskampfes entworfen und umgesetu hat - von d<'r Gesellschafu­
theorie und -analyse bis 'l:ur Organisation und konkreten Anleitung 
des täglichen Kampfes. Er erkan-nte den Wen der wissenschaftlichen 
Analyse rur di<, Praxis kolonialer Unt<,rdrückung - und ford<'rt<" 
diese Waffe umzudrehen, si<, gegen die Unterdrücker zu richten. 
Auf der I . Solidaritäukonferenz der Völker Afrika., Asiens und La­
«'inamerikas ("Triconlinentale") im Januar 1966 in Havanna kriti­
sierte er: Der "Mangel an Theorie, um nicht l:U sagen das voUuändige 
Fehlen revolutionärer Theorie bei den nationalen Befreiungsbewe· 
gungen - was sich schon in der Unkenntnis der historiKhen Realität 
erweist, die diese Bewegungen doch verändern wollen - stellt eine 
der größten, wenn nicht die größte Schwäche unseres Kampfe, gegen 
den ImJ)('rialismus dar." 
Die Stationen des Werdegangs von A. Cabral: ab 194~ Studium in 
Lissabon (er gehöne ~u den 14 bis 1960 aus Guinea·Bissau/Kap V<,r­

'den uammenden Univcrsitäuabsolventen). das er 1951 mit Ben· 
noten ab ~ringenicur abschließt; Rückkehr nach Guinea·Bissau, 
dort 1953 mit einer Studie über die Landwiruchaft beauftragt. A. 
Cabral nutzt diese Gelegenheit 'l:ur Anwendung seiner an d<,r Univer­
sität durch illegale Kontakte erworbenen Kenntnisse des Marxismus. 
A. Cabral muß nach Angola ausweichen, nimmt dort 1956 'l:U5am­
men mit AgostinJlo Neto an der Gründung der Volksbewcgung für 
die Befreiung Angolas (MPLA) teil, den er bereits während des Stu· 
diums neben anderen späteren Führern des Befreiungskampfu wie 
Mario de Andrade oder Marcelino dOI Santo' (Mo\'imbique) kennen­
gelernt halte. Noch im Rlben Jahr griinden sechs Männer in Guinea· 
Bissau die spätere PAlGC; A. Cabral gehört zu ihnen und wird ihr 
Generalsekretär. 

T heoretiker der nationalen Bdreiung 

Afrika - <'in Kontinent ohne Geschichte, weil ohne "geschriebene", 
lautet ein Klischee (dem selbst Georg Friedrich Hegel erlag). A.. 
Cabral geht auf Karl Man. ~urück, stellt klar, daß d;':' Entwicklung 
der Produktivkräfte und Produktionsverhältnis~ "Inhalt und Form 
des KlaSRnbmpfs (bestimmt), die wirkliche und ständig treibende 
Kraft der Geschichte" sind, einer Geschichte freilich, derer der Kolo­
nialismus bzw. Imperialismus die afrikani5chen Völker beraubt hat. 
Die Folgerung: ,,Die nationale Befreiung (ill) die Negation d<'r Nega· 
tion eines sozioökonomischen Ganzen. Mit anderen Worten: die Be­
freiung eines Volkes in die Wiederherstellung seiner historischen Per· 
lönlichkeit, sie in seine Rückkehr zur Geschichte mittels der Zerstö­
rung der imJ)('nalistischen Herrschaft, der es unterworfen war." In 
letzter Konsequenz: nationale Befreiung erfolgt "nur dann, wenn die 
national<'n Produktivkräfte vollständig von jed<'r Art dn Herrschaft 
befreit sind". 
Doch die Arbeiterklasse, als historischer Träger des Kampfes rur die­
ses Ziel, ist unter den Bedingungen der meisten afrikanischen Under 
~u schwach entwickelt. Die junge PAIGC setzte anfangs ganz auf die 
Orpnisation d<'r Arbeiter in den Häfen Guinea-Bin aus. Das: Massaker 
in Pidjiguiti an 50 demonstri<'r<'nd<'n Haf<'narbcitern am 3. August 
1959 leitel emcn UmorientieruIl8'prozeß ein. A. Cabral begriindet 
ihn mit der Unterscheidung zwischen der "revolutionären Haupt· 
kraft", der Arb<'iterklaa.e. und der "physischen", den Bauern. Ihr<' 
Organisation tritt in den Vordergrund. Cabrai <'ntwickelt innerhalb 
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der PAlGC das Herangehen an die$(, schwierige Aufgabe bil hin zu 
den Grundsätzen der individuellen, auf ItammcssJ)('zifische, religiöse 
und andere Faktoren Rücksicht nehmenden Propagandaarbeit. 

Wem aber fallt die Führung inll('rhalb des Befreiungskampfes zu? A. 
Cabral begründet die Rolle jenes revolutionären Teils kleinbürgtl' 
licher Krifte, der diese Aufgabe erfililen muß und kann - in letzter 
KonRquenz aber, um du revolutionäre Ziel nicht zu verraten, "fahig 
sein muß, als Klasse ~lbSlmord zu begehen, um als revolutionäre 
Arbeiter wieder hervorzugehen, die s ich vollständig mit den tiefnen 
Wünschen des Volkes. ~u dem sie gehören, identifizieren". 
In diesem Zusammenhang spielt auch A. Cabrals Fonnuli<'rung eines 
dynamisch<'n, letztlich ökonomisch begründeten Kultutbqriffs eine 
Roll<'. die nichts gemein hat mit jenen zahlreichen afrikanischen, 
abgehobell('n und unhistorischen Kulturtheorien (z.B. 1.. Senghors 
"Negrit.ud<,"). die vielfach lediglich der Ersetzung der kolonialen 
Ausbeuter durch neokoloniale, "schwane" dienten. 
Mithin waren rur A. Cabral - und in seinem Gefolge den größten Teil 
der afrikanischen Befreiungshewegung - nicht etwa "die Weißen" 
der Feind: "Dieser F<'ind ist nicht das portugiesische Volk, nicht 
einmal Portugal Rlbst: für uns ... ist der Feind der portugiesische 
Kolonialismus, der durch das faschinisch<' portugiesische Regime re' 
präsentiert wird." Das ist nicht mehr und nichl weniger als die For· 
mulierung eines gem<'insamen - intemationalistischen - IntereSllel 
zwischen den Unterdrückten in den Kolonien und denen in der Me· 
tropole selbst. Es sollte s ich in der ponugiesischen Revolution vom 
25. April 1974 v<,rwirklichen. 
Eine ihrer wichtigsten Voraussctzuf\g<'n war, daß du portugiesische 
Oberkommando 1969 faktisch die militärische Niederlage ge~n die 
PAIGC konstatieren mußte. Um das Aolitische Fiasko, die Prokla· 
mation der Unabhängigkeit durch die in den befreiten Gebieten ge' 
wählte Nationalversammlung doch noch zu verhindern, setzte du 
portugiesische Regime darauf, mit Amilcar Cabrai den Führer und 
die bedeutendste P<'oonlichkeit des Befreiungskampfel auszuschal· 
ten. 
Eine GrupJ)(' von Verrätern - gefaf\g<'ne PAIGCMitglieder. durch 
Folter und politische Versprechungen korrumpiert - wurde wieder 
in di.e PAIGC eingeschleust. Zu großes Vertrauen und ungeniigende 
Vorsicht ermöglichten du Verbrechen, ind<'m die Mörder sich in der 
Umgebung A. Cabrals und des Hauptquaniers in Conakry bewegen 
konnten. 
Di<' Attentäter wurden gefaßt und hingerichtet, d<'nnoch blieb<'n 
manche Zusammcnh.änge im Dunkeln. Dem ponugiuischen Kolo­
nialismus nutzte das Verbrech<'n nichts mehr. J.O,lrQWslty 



Rezensionen I Filme 
Neuerscheinungen zu EI Salvador 

Ronald Re .. garu Scsuo;h Anfang Dnembcr 1982 in Honduras und 
sein Treffen mit den DiktillOren Guatemalas und EI Salvation haben 
einmal mehr ge~eigt. welche Bedeutung die USA der revolutionären 
Entwicklung in dieser Region beimessen. Zu einem Brennpunkt des 
Konflikts in Mittebrnerika, :tu EI Salvador, .ind im Oktober 1982 
zwei Bücher erschienen: 
Ana Guadalupe Martinto:. DiI:: ~heimen Kerker EI Smadors. Das 
Zeugnis der Comandante Guerilkr&, Lamuv Verlq:. Bombcim 1982, 
208 Seiten, 12,80 DM 
ist der Ikricht einer Iktroffencn. Die Autorin. die heute Mitglied der 
politisch-diplomatischen Kommiuion der Nationalen Befreiungs­
bewegung Farabundo MartifDemokratism-Revolutionäre Front 
(FMLNIFDR) ist, schildert in dem packenden Buch ihn: ,icbenmona­
tigc Einkerkerung im Jahr 1976/77 in einem der geheimen Cerang­
niJSc der Nationalgarde, die Folterungen und ~mütigungen, den 
Widerstand und die Solidarität der Mitgefangenen sowie ihre Befrei­..... 
Das Buch, du bereits 1977 geschrieben wurde, lollte: damals die 
Weltöffentlichkeit übeT die Unterdrückung und Folter in dem damals 
kaum beachteten Land aufrütteln.. Der Bericht ist trotzdem noch 
aktuell, denn du Verschwindenlassen von Personen wird heute in 
einem wesc:ntlich größeren Umfang praktiziert und die Folter wird 
immer perfekter_ Der Baug :tur aktuellen Situation wird hergestellt 
durch ein 15seitiges Interview mit der AUlorin. 
Die Stärke des Buches liegt weniger in seinem Faktenreichtum und 
der wissenschaftlichen Analysc, sondern vielmehr in der konkreten 
Darstellung der Situation und des Verhalten, der Eingekerkerten, der 
Gefolterten und der Folterer. Es wird ge:eeigt, wie Menschen unter 
lOlchen Bedingungen Widerstand leisten können, aber auch, weshalb 
es mitunter auch zur Preisgabe von Informationen kommt. 

"Bei uns besteht die Folter nicht nur aus Schl.iigen, Tnllen, Strom­
stößen, Verbrennungen und anderen 'Raffinessen', die die Diktato­
ren bereithalten, um an Infonnationen zu geJangcn.. .. Geschickt 
wechselt der TelTor mit scheinbarer Ruhe, die Tätigkeit des Henkers 
mit Ikr des Verhörenden, der sich anbiedert, der seine 'Freunde5-
hiUKl.' anbietet, um den Gefangenen aus seiner mißlichen Lage zu 
befreit:n." (S.56) Die Romantik, die mit dem Guerillakampf öfters 
vcrbund.m wird, macht eine:r Realität Platz, die aus Hunger, Demüti­
gung und Qualen besteht. 
Der Bericht deckt aber auch die Schwächen der revolutionären Bewe­
gung zum damali&~n Zeitpunkt auf: "Fehlende Schulung und Erfah­
rung trag.:n duu bei, daß Fehler begangen werden, die, wenn es kein 
solides ideologisches GeHige gibt, von den Schwächen zum Ausplau· 
dem und bis hin zum Vl!mlt führen können." (S. 181) Das Haupt­
problem der Volksbewegung zum damaligen Zeitpunkt war ihre Spal­
tung und Zerstrittenheit. A.G. Martinez, eine Führerin des Rl:Volutio­
nären Volkshecres (ERP), erkennt im Gefangnis vor allem durch die 
Solidarität der Gefangenen unterschit:dlicher Organisationen, daß nur 
durch die Einheit der revolutionären Bewegung der Sieg errungen 
werden kann. 
Der damalige Traum der eingekerkerten t'reiheif5klimpfer ist heute 
mit der Existenz der FMLN/FOR Realität geworden. Wie es zu dic!Cr 
Einheit kam, was die Ursachen des Volbaufsl2ndes in EI Salvador 
sind, analysieren in e iner GesamtdarsteIlung: 
Wolfram Brönner/Heinz-Jürgen Nit:th, Der I:'-ampf um EI SaJvador. 

Volk!ler!Kbung und Intervention, Pahl-Rugenltein Veri., Köln 
1982,254 Seite:n, 10,- DM 
Im Gegensatz zu anderen be",iu in deutscher Sprache erschienenen 
Büchern und Broschüren beschränkt sieb dieses Bueb nicht auf Ein­
zelupckte der Entwicklung in EI Salvador. In drei Hauptteilen wer­
den die Ursachen deI Konflikts, die Entwicklung der revolutionären 
Bewegung EI Salvadon sowie die Intervention der USA und Initia­
tiven zu einer politischen Lösung dargestellt. Ein 76seitiger Anhang 
umfaßt 24 Dokumente zu den einzelnen Kapiteln, darunter das Pro­
gramm der FOR, Stellungnahmen der Konfliktparteicn und Vor­
schläge für eine Verbandlungslösung, darunteT erstmals in deutscher 
Sp~hc die Friedensinitiative des mcxikani$chen ExpräsidentenjosC 
Lopcz Ponillo. 

Den "Krisenursachen" der US-Administration vom "importierten 
TelTOrismui und bewaffneten Angrifr' (S.14) steUen die Autoren dit: 
wahren Ursachen des Konflikts in und um EI Satvador entgegen: den 
Reichtum und die Macht der Oligarchie, die Annut des salvadona­
nischen Volkes, die Unterdrückung durch das seit 50 jahren regie­
rende Militär: "Der IOziale Noutand und die proportional mit ihm 
wachsende Unterdrückung des salvadorianischen Volku trieben die 
Vielen zum Widerstand." (S.49) 
Die Verantwortung der USA fü r den Konflikt wird nicht nur an ihrer 
Unterstützung für das Militär festgemacht, sondern auch an der Indu­
strialisicrungspolitik, die ab 1961 von john F. Kennedy unter der 
Bezeichnung "Allianz für den Fortschritt" gefördert wurde, um in 
Latcinamerika Revolutionen nach dem Vorbild Kubas vorzubeugen. 
Resultat dieser Politik war das Eindringen der US-Monopole und eine 
verstärkte Kapitalkonzentntion, während die vers:prochenen Boden­
und Steuerrdonncn nicht stattfanden. "Abgesehen von den '1 4 
Familien' und den Multis blieb es einer schmalen Schicht von Empor­
kömmlingen der Bourgeoisit:, der StaatsbÜTokratie und der gehobe­
nen Mittelschicht - meist liiert mit dem Auslandskapital - vorbehal· 
ten, am 'Wohlstand' teilzuhaben. Während lie, die Wenigen, 'prospc­
rit:rten', vennehrte sich das Elend der Vielen." (5.45) 
Allerdings war mit der beschleunigten industriellen Entwicklung 
auch ein Wachstum des lndunrie- und Landproletariats und die Ver­
annung der Bauernschaft verbunden, Will die wziale Grundlage für 
dit: Radikalisierung der Bef",iungsbewegung: abgab. 
Im zweiten Hauptteil wird dit: Enwicklung der revolutionären Bewe­
gung nachgezeichnet, vom Bauernaufstand im Jahr 1932 über die 
Bildung von reformistischen Parteien in den 60er Jahren, der wit:der­
holten Verhinderung des Wahlsieges der Opposition bis hin :tUr Radi­
kalisierung der Volksbewcgung in den 70er Jahren und zur Bildung 
von Guerillaorganisationen.. Detailliert wird die Entstehung und Ent­
wicklung der einzelnen politisch-militärischen Organisationen und 
Volksorganisalionen dargestellt. 
Die Stärkung der Volk.sbcwcgung hatte den Militärputsch Olm 15. 
Oktober 1979 zur Folge, der "von der Regierung <:arter mit einge­
fädelt worden (war), um EI Salvador das 'Schicksal Nikaraguill' zu 
ersparen ... " (S.67). EI folgt die Schilderung denen, wie sich die 
Rcchtskräfte in der Junta durchseuten und wdches Au~maß der 
anschließende TelTOr gegen die Volksbewcgung erreichte. Eine Ana­
lyse des Einigungsprozessc:s der demokratischen und revolutionä.ren 
Krlifte, der mit der Bildung der FMLN/FDR endet, schließt den 
zweiten Hauptteil des Buchel ah. 
Die Intervention der USA wird in den beiden folgenden Kapiteln 
anhiUKI. der Politik der Cuter- und Rcagan-Rcgierung analysiert, mit 
Beispielen belegt und in den Rahmen der US-Gcsamtpolitik in Mint!­
amerika und der Karibik eingeordnet. Die Progno~ der Autoren, daß 
die Entwicklung in EI Salvador auf ein "neues Vietnam" zusuucrt, 
ist durch die Ereignissc der jüngsten Zeit, besonders durch die Er· 
mächtigung der Reagan-Administration Zur Entsendung von Kampf· 
truppen durch den US-Senat (siehe AlB 10/1982, s. 4ff.), noch er­
härtet worden. 
Sollte es zum Regionalkricg von sei ten der USA kommen, so müssen 
sich dit: Intervcntionstruppen auf einen zähen und schlagkräftigen 
Widerstand einstelkn. Und: "Die Regierung Reagan muß ... mit ei­
nem Orkan de' Protestes im ci""nen Land rechocn." (S. 166) Du 
Buch schließt mit einer Analyse der PO$ition der $Ozialliberalen Bun· 
desregierung und der CDU{CSU. 
Durch die umfassende Darstellung der Entwicklung in EI Salvador 
und die Publizierung aller wichtigen Dokumente lidern die Autoren 
nicht nur ein wertvolles Grundlagenmaterial für die Aktivisten in der 
Antiinlerventionsbewcgung. Sie erlaubeIl es auch einem interessier­
ten Publikum. daJ über wenig Vorwissen verfugt, sich über den 
Kampf delulYlldorianischen Volkes zu informieren. N. Bivcr 
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Infodienst 

Buchtlps: Kuba 

Ein nich t alltäglicher Reiseführer erschien 
l.urn Thema Kuba: 
Fritl: NoU/Konrad van der !'oIeuln (H.sg.), 
Bucnos Dial Cub", Lamuv Verlag 1982, 
1905,, 16,80DM. 
Hier werden nicht die obligatorisc:hen touri­
stischen Reiseziele herunte~~tet 
5<:hwergewicht dieses Buchel liegt auf den 
konkreten Erfahrungen de i alltäglichen Le­
bens. Beleuchtet werden die Lebensart der 
Kubaner, ihn: soziale Situation, der Spon 
und der I. Mai auf Kuba. Aber auch Hin­
weise auf E. lkmingways Spurcn in Kuba 
fehlen cbensawcnig wie Tips l,urn Einkau­
fen, ein paar spanische Redewendungen. 
Verkehrsverbindungen UIW. 
Das Leben Oie Guevaras behandelt in 
Fonn eines hiuorischtn Romans 
Hout-Eckart Gross/KI .. ~Pckr Wolf, ehe. 
Meine Triiumc kennrn keine Grcnun, Welt­
kreis Verlag 1982, 218 S., 12,80 DM. 
Der Roman zeichnet die Stationen des Le­
bCn$ von Olc nach, von seiner Zeit auf der 
Universität bis 'l:U seiner Ermordung im 
bolivianischen Busch. Vitle Dialoge sind 
literarisch frei gestaltet; doch haben sie ihre 
reale Basis in den uru:ähligen GesPräehen 
der Autoren mit Mitstrei tern Otes: den Ge­
fährten auf der Fahrt der Granma, den Mit­
arbeitern in der Nationalbank von Kuba, 
sowie den Mitkämpfern, die: die: Schlacht, 
in der Oie gefangen genommen wurde, 
überlebten. 
Zur polit ischen Lvrik Kubas erschien 
Nic:ow Guil~n, Cuba-Lyrik·Revolutlon, 
Pabl RUJl'nstein Verl. 1981, 342 S., 
3~DM. 
Die: politiSf'he Lyrik N. GuiUins behandelt 
Themen wie: die Ausbeutung Kubu durch 
die US-Koru:emco., die: sO'l: ia le Situation der 
~arbciter, blickt in die Zukunft einer 
besseren Weh, ist RevohJliomlyrik. Zwi­
schen den auf spanisch und deutsch wieder­
gegebenen Gedichten und Sonetten finden 
sich Interpretation, die die lyrischen Texte 
in ihren h istorischen und smialen Zusam­
menhang stellen. 

52 

lastwagen für die WestsahraoulS 

Dank der marokkanischen Kricgsführung ge­
gen die Bevölkerung der Westsahara leben 
heute' rund 200.000 sahraouische Flüchtlinge 
in Lagem nahe der atg.:rischen Stadt Tindouf. 
Angesichts der eXlJemen Lebensbedingungen 
sind die Lageriruassen, Frauen, Kinder und 
Alte, weiteHgehend auf die Versorgung durch 
Hilfsgiiter angewie~ Diese müssen über e ine 
Dislaru: von ca. 2.000 km von der a~rischen 
Küste hcrangeschafft werden. 
Die Nawrfreundejugend und die: Gesellschaft 
für Technische Kooperation Bremen ,..mmeln 
zu diesem Zweck für einen Lastwagen nebst 
Zubehör (Nähmaschinen, Kühlschränke, Win­
terkleidung, Wolle, Schulrnaterial; Kontakt­
adresse; Naturfreundejugend, Buchutr. 14, 
2800 Bremen). 
Spenden an: Gm<, Kennwort Westsahara, 
Konto Nr. 22650500, Bremische Volksbankl 
BU 291900. 

Besetzungsaktion ZU EI Sa~vadar 

Aus Protest gegen die Mittelamerikapolitik 
der Regic:ruog Kohl besetzten Solidarität .. 
komitees am 2.12.1982 sechs CDU-Büro5 (in 
Hamburg, Hannover, Aachen, Münster, Dils­
seldorf, Frankfurt) und das Guatemala-Kon­
sulat in Wenberlin. Die Besetzer forderte n 
von der Bundesregierung den Stopp der Ent­
wicklungshilfe an die Regimes EI Salvadors, 
Guatemalas und Honduras' sowie den Ab'l:ug 
honduranischer Offiziere aus der Bundenepu­
blik. 
In einer gemeinsamen Erklärung begründeten 
die BeselUr ihn: Aktion damit, daß die neUe 
Bundesregierung mit ihrer Freigabe der seit 
'l:wei Jahren gesperrten Entwicklungshilfegel· 
der in Höhe von 27,3 Mio DM an das salvado­
rianische Regime nicht der Bevölkerung, 501'1' 

dem der Diktatur zu Hi lfe komme. Zugleich 
wolle Bonn die bereits 'l:ugc:sagte Hilfe an das 
revolutionäre Nikaragua von 20 auf 5 Mio 
DM küncn. Die: Besetzer verlangten, diese 
Entscheide wieder rückgängig 'l:U machen so­
w;" auch auf die vorgesehene Neuentsendung 
eines Botschafte rs nach EI Salvador zu ver· 
zichten. 

SolIdaritätsprojekte für Grenada 

Auf einem ersten Solidaritätstn:ffen am 
31.1 0.1982 in Frankfurt beschloß der Freun­
deskreis Grenada·BRD, folgende Solidaritäts­
projekte 'l:U unterstützen: Erstens sollen 
2.000 DM gesammelt werden, um dringend 
gebrauchte Schulrnöbel nach Grenada zu ver­
schiffen. Zweitens will der Freundeskreis für 
ein Gcmeindezentrum materielle Solidarität 
0l'8anisiercn. 

Der Fn::undeskrcis Grcnada·BRD sucht zur 
Verbreiterung sc:iner Solidaritätsarbeit, 
'l:weck5 u mmeln und Weitergabe von Info r­
mationen und Materialien dringend weitere 
Mitglieda. Interessenten können sich bei fol­
gcnder Adresse mdden, bei der auch eine Ma­
tcrialliste angefordert werden karnt: FK Gn:­
nada-BRD. c/o H. Lederer, Obere Fuhr 36, 
4300 Essen 
Spendcnk.onto; N. Noisser, FK Grenada· 
BRD, Bank rur Gemeinwirtschaft, Fr,\Ilkfun, 
Konto-Nr. 2607~81600 (BLZ ~OOIOI II); 
(Stichwort "Schuhl'löbeltransport" oder 
"Community So;hool Day") 

Asylrecht 

Mitte August 1982 ist Scvim Akbas, der von 
der Schweiz in die Türkei abgeschoben wur­
de, an den Folgen der Folter in einem türki· 
schen Gefangnis gestorben. Die Verschärfung 
der Asylgesetzgebung in der BRD und das am 
1.8.1982 in Kraft getretene Asylverfahrensge­
set'l: (AsylVfG ) kann ähnliche Ereignisse in 
unserem Land 'l:ur Folge haben. 
Das Gesetz soll den "Mißbrauch des Asyl­
rechts eindämmen" und das Asylverfahren 
beschleunigen. Die wesentlichste Beschrän· 
kung des neuen AsylVfG ist, daß die Einreise 
rur Flüch tlinge aus "Drillländem", die nicht 
direkt aus dem Verfolgerstaat einreisen, cl" 
schwert wird... 
Nähere Informationen 'l:um neuen Asylrecht 
enthält die kÜlZlich erschienene Brosehiire: 
Asyl, Nr. 2, Ratgeber zum Asylverfahrensge­
setz (Baug: Hamburger Arbeitskreis Asyl, 
c/o H.Jacobi, Laufgraben 37, 2000 Hambul'8 
13; Preis 3 DM, zU'l:üglich 1 D~I Porto) 

Postkarten nach Südafrika 

Trotz weltweiter Protes te, U.a. des UN· 
Sicherheitsrates (bei Enthaltung der USA), 
sind am 26. November 1982 vom Appella· 
tionsgericht in BIomfontein (Südafrika) die 
Todesurteile gegen J ohannes Shabangu, An­
thony B. Tsotsobe und David Moise bestätigt 
worden. Die wegen der Anschläge auf die 
Ko hJevcrnüssigungsanlage Sasol 11 verurteil­
ten A..'1C-Kämpfer können jetzt nur noch 
vom südarrikanischen Staatspräsidenten be­
gnadigt werden. Dasselbe Appellationsgericht 
wird in nächster Zeit auch über dit am 6. 
August 1982 gegen die Freiheitskämpfer 
Simon Mogocrane, Marcus MOlaung und 
Jcny Mosololi "erhängten Todesurteile 'l:u be­
finden haben. 
Um die Volhtretkung der Urteile zu verhin· 
dcm, ruft der Afrikanische Nationalko,:,greß 
(ANC) auf, die Kamp~e 'l:ur BegnadIgung 
der Freiheitskämpfe r und ihrer Anerkennung 
a ls Kriegsgefangene 'l:U verstärken. Schickt 
Pro tutkarlen m it die.,r Forderung an den 
!Üdafrikanischen Prcmicrministct (PolIIkar· 
tcnvordruck bdindct sich in der Heflmille)l 
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Argentlnlen 

Trau Streikvcrbots brachte der ftir den 
6.12.1982 ausgerufene Generalstreik die 
Wirtsehaft in allen Landeneikn Argcntiniens 
'Zum Erliegen. Die Gewerkschaften, die damit 
ihrem Protest gegen hohe Inflation und Ar­
beitslosigkeit sowie ihren Forderungen nach 
rascher Rückkehr zur Demokratie, Aufklä­
rung des Schicksa1s der Verschwundenen, 
höheren Löhnen und Arbeitslosenunterstüt­
zung . Nachdruck verliehen, hatten erstmals 
st:it dem Militärputsch im März 1976 "tU die­
sem Kampfmiuel gegriffen. Sie machten da­
mit auch k lu, daß das Aktionsprogramm der 
Regierung Bigane vom Oktober 1982 :tUT 

Schaffung ,.geeigneter Bedingungen" für die 
im März 1984 vorge$Chenc Obergabe der 
Macht an eine Zivil regierung bisher in keiner 
Weise eingdöSI wurde. 
Ein von den Militärs 'Zur Verhinde rung einer 
späteren Untersuchung ihres Verhaltens in 
der Wirtschaftspolitik, im Malwinenkrieg und 
hinsichtlich der Meruchenrt<:huverLclzungen 
geplanter Pakt mit Rechtsperonisten war be­
reits im Oktober 1982 auf einer peronisti· 
5Chen Massenkundgebung abgelehnt worden. 
In immer stärl<ere Bedrängnis gerieten die 
Militärs in den leuten Wochen durch die Ent· 
de<:kung weiterer anonymer Massengräber, in 

denen vermutlich Leichen einiger der insge­
samt 15.000 bis 30.000 Verschwundenen ver­
scham wurden. Zu diesem Problem hai die 
Regierung eine Nachrichtenspem: für Radio 
und Fernsehen verhängt. Erneut demonsuie r­
ten am "7.12. 1982 über 30.000 Menschen für 
den Rücktritt de r Militärregierung. 

Bolivien 

Am 6. November 1982 hat die neue LinkSTe 
gierung Boliviens einen wirtschaftlichen Not· 
standsplan verkündet (siehe AlB 11·12/82, S. 
46ff.). Der Wechselkuß des Dollar wurde auf 
190 Pe$os festge legt, der Import von Luxus· 
gütern verboten, d ie PrcillC für Benzin, BrOI 
und andere lebenswichtige Güter um 
100-200% und die Löhne um durchschnitt· 
lich 3~ erhöhL Gleichzeitig wurde die Ein· 
führung der Afb.citermitbestimmung in den 
stutlichen Unternehmen, die Aunösung der 

Kurzinformationen 

Geheimpolizei und die Verstaatlichung des 
multinationalen ElektrOkonzerns Bolivian 
Power angekündigt. 
Die Einheitsgewerkschaft COB lehnte die 
Lohnerhöhungen als unzureichend ab und 
forderte eine Erhöhung des Mindestlohru auf 
11.330 PesGS SlaU auf 8.490 Pesos (I DM " 
17,5 Per05; August 1982), wie von der Regie. 
rung vc(fligt. 

Ekuador 

Mitte Oktober 1982 lähm te eine Serie von 
Sueib bis hin zum Generalstreik das öffent· 
liche Lehen EkuadoTS. Aufgerufen hatte die 
Einheitsfront der Arbeiter (FUT). Anlaß für 
die Ausstände war die Weigerung des chriu· 
demokratischen Präsidenten Osvaldo Huf'" 
tado, die Streichung von Subventionen zu· 
riichunehmen, durch die sich Benzin um 
120% und Mehl um 45% verteuerten. Da· 
durch sollte eine Haushalts lücke von 1,3 Mrd 
DM (1982) geschlossen werden. Die Strei· 
chung der Subventionen war eine direkte 
AuOagc des Internationalen Währungsfonds. 
der dann die Vergabe eines Stülzungskredites 
knüpfte. 
Mit der Begründung, das Schüren von Unru· 
hen gefährde nur den Bestand der Demokra­
tie in Ekuador, verhängte der Präsident den 
Ausnahmezustand, während dem mindesteru 
zwei Personen erschossen und hundene ver· 
haftet wurden. Die Streikenden erziehen An­
fang November 1982 erste Erfolge und leU· 

ten deshalb einen neuerlichen, für den 
7. 11.1982 geplanten Generalstreik zunächu 
aus.. Oie Regierung versprach daraufhin stren· 
ge Preiskontrollen für Grundnahrungsmittel 
zu erlassen. 

Guatemala 

Nachdem im Oktober 1982 aufgrund inter· 
nationaler Proteste ein geplantes Massaker an 
5.000 Indios in der Provinz Olimaltenango 
zunächst ve rhindert worden war und die Re­
gierung der internationalen PreslIC eine "Hilfs­
aktion" für die Betroffenen vorgetäuscht hat· 
te, fand man Anfang November 1982 60 ver­
stümmelte Leichen dieser Indios. Oie Armee 
hatte inzwischen 200 von ihocn auf brutaJc 
Weise massakriert und damit die Völkermord· 
politik. von Rias Monlt, der zwischen März 
und November 1982 ca. 5.000 Menschen 
zum Opfer fie len, auf einen neuen Höhe­
punkt getrieben. Ähnlich wie Zuvor in Oli· 
maltenango wurden Anfang Dezember 1982 
in der Provinz Aha Vcrapaz von der Anti­
gueri llacinheit Kaib iles 7.000 Indios gezwun­
gen, sich zu ergeben und in KZ·ähnliche sog. 
stra tegische Dörfer gepn:ßt. 
Während Rios Montt öffentlich erwägt, ' 
künftig Napalm einzUlICtzcn, wird lICinc Re­
gierung von US-PriUident Reagan für Fort· 
schritte in der Me1UChcnrechtsfrage gelobt, 
die als Bcgriindung für eine Wiederaufnahme 
der offizie ll 1977 eingestellten Militärhilfe 
dienen soll. Ende Oktober 1982 war ein 
Putschversuch gegen die Regierung ge5Chei· 
ten, in desscn Zusammenhang führende Poli­
tiker der heiden Rcchupaneien Bewegung 
der Nationalen Befreiung (M LN) und 
Authentische Nationalistische Zentrale 
(CAN) verhaftet worden sind. 

BUD und 

«Dritte Welt» 
In ihren Beziehungen zur 
"Dritten Welt" profitiert 
die BRD von Unterdrückung 
und Abhängigkeit, für deren 
Festigung oder sogar 
Entstehung sie selbst auch 
verantwortlich ist. Das soll 
mit der vorliegenden Bra­
schürenreihe aufgezeigt und 
belegt werden. Dabei legen 
wir besonderes Gewicht auf 
die Interessen und die 
Wirtschaftspolitik der 
deutschen Industrie und 
der&n Rahmenabsicherung 
durch staatliche Politik. 

Bisher erschienen: 

Band 1: Rohstoffsicheru ng 
(48 Seiten, 3,·· DM) 

Band 2: Rüstungsexport 
(48 Seiten, 3,- DM) 

Band 3: Südliches Afrika 
(48 Seiten, 3,- DM) 

Band 4: Palästina 
(48 Seiten, 3,- DM) 

Band 5: Neue Weltwirtschafts­
ordnung (48 Seiten, 3,- DM) 

Band 6: Grundbedürfnisrtrategie 
(76 Seiten, 1,- DM) 

Band 1: Personelle EntwiCklungs­
hilfe (32 Seiten, 2,- DM) 

Band 8: IWF und Weltbank 
(48 Seiten, 3,- DM) 

Band 11: Frauen 
(32 Seiten; 2,- DM) 

Band 12: Tourismus 
(32 Seiten, 2,-· DM) 

Band 13: Para,..ay 
(48 Seiten, 3,·· DM) 

Band 19: Atomexport 
(32 Seiten, 2,·· DM). 

Weitere Hefte in Vorbereitung 

Abonnieren lohnt sich! 
Im Abo sind alle Hefte 30 % 
billiger und kommen sofort nach 
Ersche inen portofre i ins Hau s! 
Das Abo kann jederzeit gekündigt 
werden. 

Bestellu ng an: 

Magazin - Verlag 
Königsweg 7 
2300 KIEL 1 
Tel. : 0431/ 63 1 43 
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Kurzinformationen 
Südalrika 

In den frühen Morgenstunden des 9. Dezem­
ber 1982 überfiel eim: Spezialeinheit der 
südafrikanischen Luftwaffe eine Vcnrclung 
der südafrikanischen Befreiungsbewegung 
Afrikanischer Nationalkongreß (ANe) in 
Maseru, der Haupts tadt Lesothos. Bei dem 
Hubschrauberangriff wurden über 30 Mitglie­
der des ANC sowie Zivilisten (daronter runf 
Frauen und zwei Kinder) ermordet und meh­
re« Häuser und Fahn.euge nrstört. In einer 
enten Stellungnahme sprach der ANe von 
ciner "vcrlm:chcrischcn Schlächterei", die 
aber letztlich die Befreiungsbewegung in ih· 
rem Widerstand gegen da$ Aparthcidrcgime 
bestärken werde. 
Nach den ANCVcrtretungen in M~ambiquc. 
Zimbabwe, Swaziland und Großbritannien ist 
damit auch du geographisch gall% von Süd· 
afrika c~schlolSenc und ökonomisch nahe­
zu vollSländig abhäf!3ige Königreich Lesotho 
zur Zielscheibe terroristischer Anschläge ge­
worden, zu denen sich das Regime in Pretoria 
bereits im Januar 1976 einen gesetzlichen 
Fr<:ibrief ausstellen ließ_ Danach in die süd­
afrikanische Armee "berechtigt", in jedes 
afrikanische Land südlich des Äquators einzu­
dringen, das sie als eine Bedrohung des Apart­
heidsystems ansicht_ 

Südalrlka - IMF 

Mit dem .5.11.1982 hat der Internationale 
Währungsfond (IMF) alle in rur Südafrika ins­
gesamt mehr Kredite bewiUigt als fUr alle: 
Staaten deS afrikanischen Kontinents zusam­
men. An dic:sem Ti18 wurden - "natürlich" 
zu extrem günstigen Zinsen und ohne die bei 
anderen afrikanischen Staaten üb lichen re­
striktiven Auflagen - der RassistelUepublik 
die gewünschten 1,07 Mrd Dollar bewilligt, in 
etwa soyiel wie der Anstieg südafrikanisdier 
Rüstungsausgaben zwischen 1980 und 1982. 
Angesichts ständiger militärischer Angriffe 
auf Arfgola und Moo;ambiquc, der illegalen 
B..setzuns Namibias und der fongesetzten 
Apartheidpolitik halle die Generalversamm­
lung der UNO an> 21.10_1982 mit 121 Stim­
men bei 2.5 Enthaltunsen die Verweigerung 
dCIi Krediu gefordert. ON:, dagt:gen stimmen· 
den USA, BRD und Großbritannien warfen 
gegen diese Mehrheit in der UN().Untcrorga­
nisation [MF ihn: ökonomische Potenz im 
Gewictu_ Den Effekt erläutenc J- Makatini, 
UN().Vertreter der südafrikanischen Befrei­
ullg$bcwegun, Afrikanischer Nationalkon­
gn:ß (ANC): "Dieser Kredit ermuntert die 
Unnachgiebigkeit und die KriegSNst des Re­
gimes 1/(ln Prctoria." 
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Namibia 

Zu einem diplomatischen Fehlleblag geriet 
dN:, Reise, die US-Vlt.e-Präsident George Bush 
vom 10.·22.11.1982 durch sieben schwarz­
afrikanische Staaten führte. Bei keinem afri­
kanischen Staaumann fand G. Bush Unter­
stützung für di.e Position Washingtons, im 
Namibiakonflikt könne es erst danp eine 
Lösung geben, wenn die kubanischen Trup­
pen aus Angola abzOgen. Wahrend R. Mugabe 
(Zimbabwe) darauf bestand, daß die kubani· 
schen Truppen zum Schutz vor südafrikan .. 
sehen Angriffen in Angola stationiert seien, 
wiederholte der nigerianische Viu-Präsiden t 
AJex Ekwucmc auf eineT gemeinsam mit 
Bush veranstaheten Pressekonferenz die For­
derung nach bindenden Witucha!tssanktio­
nen gegen Siidafrika. Auch der kenianische 
Staatschef Arap Moi wies das US-amerika­
nisch-südafrikanische junktim in der Narni­
biafragc zurück und sprach offen yon Ver­
zögerungstaktik. 
Derweil machte der südafrikanische Verteidi­
gungsminilIter Magnus Malan in unmißver­
ständlicher Form klar, daß Südafrika trotz 
des "konstruktiyen Engagcmenu" (Reagan) 
der USA keine Namibialösung alueptic ren 
werde, aus der die Siidwestafrikanische 
Volksorganisalion (SWAPO) siegreith hervor­
gehe. Weitere Zeichen der südafrikanischen 
Unnachgiebigkeit sind die: fast zeitgleich zum 
Bush-Bcsucll in der namibiKhen Hafenstadt 
WalYis Bay abgehaltenen Direktwahlen zum 
Rassistenparlament in Pretoria, anJäß lich 
derer der südafrikanische Ministerpräsident 
P.W. Botha erklärte, Walvis Bay sei ein "un­
trennbarer Bestandteil der Kap-Provinz von 
Südafrika" , sowie erneute südafrikanische 
Bombardemenu angolanischer Stellungen' 
·120 km von der namibischen Grenze ent­
f=L 

Tsc:had - OAU 

Am 25. November 1982 in in Tripolis die 
Durchführung des 19. Gipfels der Organisa· 
tion für AfrikaniS<he Einheit (OAU) endgül· 
tig gescheitert, nachdem man sich im August 
1982 nicht über die Teilnahme der Demokra· 
tischen Arabischen Republik Sahara einigen 
konnte (siehe AlB 9/82, S. 46). Diesmal boy· 
kottierten 17 proimperialistische Suaten die 
Tagung, weil sie nicht hatten durchsetzen 
können, daß ausschließlich die Delegation 
Hissene Habris den Ts<had vertrete. Seine 
Truppen hatten am 7.6.1982 die vom 18. 
OAU·Gipfcl als legitim anerkannte Regieruns 
der Nationalen Einheit (GUNT) Goukouni 
Oueddeis aus der Hauptstadt N'Djamena ver­
trieben. Am 28. Oktober 1982 wurde jedoch 
in Bardai (im Norden des Undes) eine Regie­
rung der Nationalen Rettung unter G. Oued· 
dei ausgerufen, die in ihrer Zusammensetzung 
der GUNT enupricht, die 1979 mit Unter· 
stützung der OAU gebildet wurde. Trotzdem 
wurden Ende November 1982 der Regierung 
Hab"':, der 1980 aus der GUNT ausgetreten 
war, Kredite in Höhe von 175 Mio Dollar von 
ca . .50 Suaten und 24 internationalen Organi· 
sationen für den Wiederaufbau des Undes zu-. 
gesprochen. 
R ichtigstellung: In der Kurzinfonnation in 
AlB 11 · 12/82, S. 71, ht uns ein bedauerli­
cher Fehler unterlaufen: Bei dem Führet ei­
nes Teils der Frolinat h~ndclt es sich nicht 
um Abba Siddick, sondern um Maharn~t 

Abba Seid. Abba Siddick ist Mitglied der Re­
gierung Habr~. 

Madagaskar 

Der Versuch • bürgerlicher und ultralinker 
Kräfte, die sozialistische Orientierung Mada· 
gaskars zu beenden, in bei den Priisident­
lChaftswahkn im November 1982 geschei­
tert. Ihr Kandidat Monja Jaina erhielt nur 
19,84'" der Stimmen, während 80,16'" der 
Wahlberechtigten für eine weitere 7jihrige 
Amtsperiode Didier RauirakiU votierten. 
Fünf von sieben Parteien der Nationalen 
Front zur Verteidigung der Reyolution 
(FNDR) sowie die Nationale Volksvenamm­
lung hatten D. Ratsiraka untentützt. In sei· 
nem Wahlprogramm hatte er eine beschleu· 
nigte, sich auf eigene Kräfte stützende Ent­
wicklung von Industrie und La.ndwitUchaft 
gefordert. Dadurch sollen vor allem Probleme 
der Versorgung der Bevölk~rung und die aus 
sinkenden Exporteinnahmcn und steigenden 
Preisen für Importe resultierende Auslands· 
verschuldung von über I Mrd Dollar reduziert 
werden. An der 1975 angenommenen "Char· 
ta der sozialistischen madeganischen Revolu· 
tion" soll feilgehalten werden. 

Kamerun 

Nach 22jähriger Amtneit ist der seit Erlan· 
gung der Unabhängigkeit regierende Präsid~nt 
und Vorsitzende der Regierungspartei Natio· 
nalunion Kameruns (UNC), Ahmadou 
Ahidjo, zurückgetreten. Für den überraschen­
den Schritt wurden gesundheitliche Gründe 
genannt. Verfassungsgemäß übernahm arn 
6.11.1982 der bisherig~ Premierminister, Dr. 
Paul Biya, di~ AmUgeschäfte. Er erklärte, die 
bisherige Politik fortsetzen zu wollen. Das 
hieße, die Landwittschaft bliebe mit 25'" im 
Zentrum der Staatlichen Investitionspolitik 
und Hauptquelle der Exportcinnahmen (bis· 
her 70%). Ober die Verwendung d~r zun~h· 
menden Einnahmen aus dem Olu:port (1981 
ca. 500 Mio DM) werden unverändert nUr 
bruchstück.hafte Angaben gemacht - sie sind 
ein einträgliches Geschäft höherer Regie· 
rungsbeamter. 

Obe, .. 1ta 

junge Militän slÜrzten an> 7.11.1982 in 
ObelVolta die Regierung Saye Zerbos und 
dessen bisher regie~ndes "Militätkomitee für 
den Wiederaufbau" (siehe AlB 1/1981, S. 
46). Unter Führung von Major jean-Baptiste 
Quedraougo übernahm ein ,,Provisorisches 
Komitee zur Nationalen Ern:ttung" (CPSP) 
die Regierungsgcschäfte. 
In einer enten Prok.lamation des asp wird 
S. Zcrb'o vorgeworfen, die demokratischen 
Rechte und Freiheiten der Bürger mißachtet, 

.studenten und Arbeiter widern:chtlieh e;'­
kerkert, die Gcwerkschaften verboten, eine 
Mißwirtschaft betrieben und der Korruption 
Vonchub geleistet zu haben. Die CPSP yer­
sichert, die Rechte und Freiheiten der Bürger 
zu garantieren sowie die Forderungen des 
Volkes von ObelVolta nach grundlegenden 
wittschaftlichen und sozialen Refonnen in 
die Tat umzusctzen. 



Ubanon 

U5-Autknminister George ShuJ~ und sc,n 
Libanon-Sondervermittler Morris Drap<:. ga­
ben im November 1982 ~lc.annl, daß sich der 
noch zum Jahresende 1982 angesagt<: Abzug 
der Streitkräfte Israels, Syriens und der Palä· 
stincnsischcn BcfreiungsorganiJillion (PLO) 
für Monate verzögern werde. Die Regierungen 
des Libanon und Israels konnten sich bislang 
nicht einmal auf das Niveau ihrer bilateralen 
Verhandlungsdelegationen einigen. Letztere 
spielt sichtlich auf Zeit, um ab Besatzungs­
macht möglichst viele vollendete Tatsachen 
im Südlibanon zu schaffen. 
Wahrend die USA darangehen, das militä· 
rische Engagement der multinationalen 
Streitmacht (rund 4.000 US-Amerikaner, 
Franzosen, halien<:r) auf Seiten der libanesi· 
schen Armee auszubauen - siche ihr Vord';n­
gf!n nach Onbcirul, ~r Hochburg der 
Rechtsmilizen - , mußten die israel ischen Be­
sauer empfindliche Schläge des libanesisch· 
paLütinensischen Wideßtands hinnehmen. 
Allein im November 1982 zählte man 19 
Kommandooperationen bewaffneter Unter· 
grundkämpfer, die insgelamt 445 Tote und 
300 Verwundete auf Seiten des israelischen 
Militäß forderten (laut Afrique Asie, Paris, 
Nr. 284{6.12.1982). Am 1!I.11.l982 war in 
Tyr das Hauptquartier der Besat~er in die 
Luft gesprengt worden. Unter den an die 100 
Toten waren zahlreiche hohe Offiziere. Da· 
mit wurde die Behauptung der Regierung Be­
gin gründlich widerlegt, durch die Libanon· 
invasion vom Juni·AuguSi 1982 habe man 
mit dem Widerstand "Schluß gemacht". 

Nahost 

Während dne Delegation der Arabischen Liga 
Anfang Dezember 1982 in Peking Unterstüt· 
zung für ihren Nahostfriedensplan von Fes 
(September 1982, siehe AlB 11- 12{82, S.8) 
fand, war sie zuvor in Washington von der 
Reagan'Adrninistration mit der alten Vorbe· 
dingung konfrontiert worden: Auch eine im· 
plizite Anerkennung Israels sei ulU.ureichend. 
Washington aber hält weiter an R. Reagans 
Nahostkonzept (ebenda, S.6), d.h. am Sepa· . 
ratkurs von Camp David, fest. Und es hofft, 

Jordaniens Hussein·Regime doch noch in die 
sog. Autonomieverhandlungen über die West· 
bank und uen Gau·Streifen einbeziehen zu 
können. 
Ähnlich zielgerichtel appellierte Ende No­
vember 1982 Ägyptens Präsident Mubarak an 
die Palästinensische Befreiungsorganisation 
(PLO), sie möge Israel einseitig anerkennen. 
Gleichlaufende Gespräche zwischen dem 
PLQ..Vorsit:r.enden Vassir Arafat und König 
Hussein ergaben, daß die PLO-Spitze an ih· 
rem Entziei eines unabhängigen Paläninen· 
sentaates feslhält, eine nachgelagerte jorda· 
nisch·palästinensische Konföderation (sie 
wurde von R. Reagan angeboten und von 
König Hllssdn bejaht) aber nicht völlig aus· 
schließt. 
Auf einer Zenlralratstagung der PLO am 
25.11.1982 in Damaskus wurde der Reagan· 
plan verworfen und demgegenüber das unbe· 
dingte Fenhalten an einem unabhängigen 
Palästinensel'$taat unter Führung der PLO 
betont. Eine Wiederaufnahme der Zusam· 
menarbeit mit Ägypten machte man von des­
sen Ablehnung Camp Davids abhängig. 

Afghanistan 

Am 29.11. 1982 wurde zum vierten Mal seit 
der Afghanistan·Präsenz sowjetischer Trup· 
pen in der UNO-Vollversammlung über eine 
Resolution ahgestimmt, die bedingungslos 
den Abzug aller fremden Truppen aus Afgha· 
ninan fordert . Die Resolution wurde mit 114 
gegen 2 1 Stimmen bei 13 Enthaltungen ange· 
nommen. 
Unterdessen geht hinter den Kulissen das 
Ringen um einen praktikablen UN·Plan für 
die Lösung des Afghanisunkonfliku weiter. 
Die offizielle pakistanische Posi tion umfaßt 
vier Forderungen: unverzüglicher und bedin· 
gungsloser Rückzug aller ausländischen Trup· 
pen, Respektierung der territorialen Souve· 
ränität und des nichtpaktgebundenen Status 
Afghanittans, Achtung des Rechts des afgha· 
nilchen Volkes, seine eigene Regierungsform 
selbst zu bestimmen; IOWie Rückkehr der 
Flüchtlinge im Land. Alle vier Punkte sind 
auch Bestandteil der erwähnten UN·Resolu· 

Kurzinformationen 

tion. 
Gleichwohl geht die Regierung in lslamabad 
heute - realistischer a ls kurz nach dem so- · 
wjetischen Eingreifen Ende 1979 - davon 
aus, daß eine ab grundsäulich notwendig er­
achtete "politische Lösung" kein grundlegen· 
des Roll back der seit der April·Revolution 
von 1978 vollzogenen Veränderungen brin· 
gen könne und daß ein ausschließ liches Set· 
~en auf die Unterstützung der .,Rebellen'· 
langfnstig :r.urn Scheitern verurteilt sei. In ei· 
ner unter UN·Schirmhemchaft im Juni 1982 
in Genf erreichten Obereinkunft ~wischen 
Afghanistan und Pakistan ill folglich auch ein 
gegenseitiger Verzicht auf Einmischung in die 
inneren Angelegenheiten vorgesehen - für die 
afghanische Regierung Ka,rmal der enlschei· 
dende Punkt bei elßer möglichen Einwilli· 
gung in den Abzug der sowjetischen Truppen. 

Srllanka 

Am 20.10. 1982 wurde der bisherige Präsi· 
dent Sri Lanhs, der 76jährige Führer der re­
gierenden konservativen Vereinigten Natio­
nalpartei (UNP), Junius Richard J ayewar· 
dene, in allgemeiner Wahl für 6 Jahre in sei· 
nem Amt bestätigt. In den - wahrscheinl ich 
aufgrund ungünstiger Wirtschaftsprognosen 
und steigender Inflationsraten (gegenwärtig 
o ffiz.iell bei 18%) sowie steigender Lebenshal· 
tungskosten (3· bis 5·fache PreisSieigerung im 
Jahr 1982) - um 18 Monate vorge:r.ogenen 
Wahlen erhielt er 52.9% der Stimmen, wäh· 
rend die stärkste Oppositionskraft, die Sri· 
lanka·Freiheitspartei der ehemaligen Pre­
mierministerin Sirirnavo Bandaranaike, auf 
39,2% der Stimmen kam. Maßgeblich für die· 
ses Ereignis war der Umstand, daß S. Banda· 
ranaike die Bürgerrechte aberkannt worden 
waren, so daß sie nicht selbst kandid ieren 
und die Ziele ihrer Partei propagieren konnte. 
J.R. J ayewardene will nun den von ihm ent· 
wickelten Plan der forcierten kapitali$lischen 
industriellen Entwicklung mit dem Schwer­
punkt der Heran:r.iehung von Auslandskapital 
fo rtsetzen. 

"SIe werden mich töten:" 

IN GUATEtW.A 
wütet der-~elt eine völkermör-der-l­
sche Regler-ungsoffenslve gegen 
das eigene Yolk. 

Br-eltangelegte Massaker- und 
völlige Zerstörung von Dörfern 
und Er-nten haben über- 1 MIllion 
Indianer- zur- Flucht ver-anlaßt. 

WIr können helfenl (t 
Infosteile Guotemala e.V. 
Malstr-. 29, 8000 München 

Spenden: 

PschKto 208159-802 8lZ 70020001 
(gegen Spendenbescnelnl9ungJ 
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Apropos Seerecht 
10. Dezember 1982, Montego Bay/Jamaika _. Beginn einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung? 
119 Staaten unteneichnen auf der Schlußsitzung der 3. 
YN-Seerechtskonferenz eine neue Seerechtskonvention. 
Sie erklärt die r-,-Ieeresbodenschätze zum .,gemeinsamen 
Erbe der Menschheit" und schiebt ihrem unb.!grenzten Ab­
bau durch die multinationalen Konzerne einen Riegel vor. 
Doch bereits jetzt droht das Ergebnis der "bedeutendsten 
Konferenz der Menschheit" (Exaußenminister Henry Kis­
singer) zur Makulatur zu werden. Denn die USA, so ver· 
kündete Präsident Reagan. werden die KonJ'cntion weder 
unteneichnen, noch sich an die BestimmulJ.gen der Kon­
vention halten. Auch die Regierung Kohl will.von der Uno 
terzeichnung der Konvention vorläufig nichts wissen. 
Warum war eine globale Neuregelung des St~evölkerrechts 
notwendig geworden? Seit der I. und 2. Sc.erechukonfe· 
rem:, die im Jahre 1955'und 1960 stattfand,:n, hahen sich 
tiefgreifende weltpolitische und technologi!:che Verände· 
rungen vollzogen. So erkämpften rund 70 ehemals kolonial 
unterdrückte Völker ihre staatliche Selbständigkeit. 
Beträchtliche Fortschritte in Wissenschaft und Technik er· 
möglichen heute eine viel intensivere Nutzung der Meere 
und ihrer Naturreichtümer. Dazu trifft das neue Seerecht 
Vorkehrungen hinsichtlich der SchiHahns· lind Fischerei· 
rechte, der Abgrenzung von Hoheits· und Wirtschaftszonen 
in den Küstengewässern und auf hoher See. Waren auf die· 
sen Gebieten noch Kompromisse mit der RI~agan·Admini· 
stration, der Bundesregierung und den Veru·etern anderer 
flihrender Industriestaaten möglich, so gibt es scharfe In· 
teressengegensätze bei der Auf teilung der Rohstoffvor· 
kommen in der Tiefsee. 

Meeresgrunde - reserviert für die Multi.s? 

Dort lagern ab 3.000 Meter Wassertiefe - das sind 3{4 des 
gesamten Meeresbodens - etwa 25 Mrd t kartoffelähnJi· 
eher Manganknollen. Diese strategischen Vorkommen ent· 
halten das zur Produktion hochwertigen Stahls notwendige 
Kobalt und Mangan, daneben Eisen, Nickel, Kupfer und 
17 andere Metalle. Der Artikel 136 erklärt den Tiefsee· 
boden und seine Naturreichtümer zum "gemeinsamen Erbe 
der Menschheit". Kein Staat darf also die ailleinige Souve· 
ränität über einen Teil des Tiefseebodens und die dort la· 
gernden Rohstoffe beanspruchen oder ausüben. 

Dennoch bekamen in einer ZuSatzresolution über den 
Schutz sog. Pionierinvestoren acht multin:ltionale Kon· 
zerne Vorzugsrechte bei der Erforschung und Ausbeutung 
der Rohstoffvorkommen der Tiefsee eingeräumt. Weil die· 
se Resolution bei der Schlußberatung der Seerechtskon· 
ferenz im April 1982 in New Vork gemeinsam mit dem 

Konventionstext zur Abstimmung gestellt wurde, enthiel· 
ten sich die sozialistischen Staaten der Stimme. 
Entgegen anders lautenden Behauptungen, die hierzulande 
verschiedentlich Verwirrung stifteten, gehören sie also -
im Unterschied zu den Westmächten - nicht ins Lager der 
Gegner des neuen Seerechts. Sie hätten die Konvention 
sonst auch kaum unverzüglich unterzeichnet. 
Zur Koordinierung des Ticfseebergbaus wird eine Interna· 
tionale Meeresbodenbehörde geschaffen. Sie überwacht 
den Abbau und betreibt ihn teils selbst. Sie vergibt Lizen· 
zen und kann auf den Weltmarktpreis über die Kontrolle 
der Fördermenge einen gewissen stabilisierenden Einnuß 
ausüben. Die Gewinne aus dem Abbau der Manganknollen 
gehen an die Mitgliedsstaaten, wobei die Entwicklungslän. 
der besonders berücksichtigt werden. 

Das hat die multinationalen Rohstoffkonzerne und ihre 
Sachwalter in den Regierungen aufgescheucht. Sie fürchten 
um "ihre" Pfründe, um "ihren freien Markt", um ihr 
Know.how. Sie beklagen, ihre \Vünsche seien nur ungenü· 
gend berücksichtigt worden. Sie wollen sich die fetten 
Meeresgründe sichern, bevor die UNO ihren Einverlei· 
bungsdrang stoppt. 

Die USA, die BRD, Frankreich und Großbritannien ver· 
handeln inzwischen bereits über einen Separatvertrag. Die· 
ses "Mini·Abkommen" soll die Investitionen von Firmen, 
die sich jetzt schon im Tiefsee·Bergbau engagieren, 
schützen. Weiter wollen sich die Vertragspartner gegensei. 
tig das Recht garantieren, Lizenzen zur Erschließung YOn 
Manganknollenfeldern in internationalen Gewässern abzu· 
sichern. 

Daraufhin forderte der Präsident der Internationalen See· 
rechtskonferenz, Tommy Kol, die USA sollten von allen 
künftigen Gesprächen ausgeschlossen werden, da sie es dar· 
auf abgesehen hätten, die Konvention zu "ruinieren". 




